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1. Uebersicht über die Verhandlungen - Resume des deliberations 

02.402 s Kommission für soziale Sicherheit und 
Gesundheit SR. Anpassung der kantonalen 
Beiträge für die innerkantonalen stationären 
Behandlungen (13.022002) 
Gestützt auf Artikel 21 quater Absatz 3 des 
Geschäftsverkehrsgesetzes reicht die Kommission rar 
soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates 
eine Parlamentarische Initiative in der Form eines 
ausgearbeiteten Entwurfes betreffend die Anpassung 
der kantonalen Beiträge für die innerkantonalen 
stationären Behandlungen nach dem Bundesgesetz 
Ober die Krankenversicherung ein. 
(Der Text des Entwurfes ist beim Sekretariat der 
Kommissionen rar soziale Sicherheit und Gesundheit 
erhältlich.) 
NR/SR Kommission für soziale Sicherheit und 
Gesundheit 
Bundesgesetz Ober die Anpassung der kantonalen 
Beiträge für die innerkantonalen stationären 
Behandlungen nach dem Bundesgesetz über die 
Krankenversicherung 
21.03.2002 Ständerat Beschluss gemäss Entwurf der 
Kommission. 
06.06.2002 Nationalrat Zustimmung. 
11.06.2002 Ständerat Die Dringlichkeitsklausel wird 
angenommen. 
11.06.2002 Nationalrat Die Dringlichkeitsklausel wird 
angenommen. 
21.06.2002 Ständerat Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
21.06.2002 Nationalrat Das Bundesgesetz wird In der 
Schlussabstimmuna anaenommen. · 

I 

02A02 e Commlssion de la securite sociale et de la 
sante publique CE. Adaptation des participations 
cantonales au financement des traitements 
hospltaliers (13.02.2002) 
Conformement a l'article 21 quater allnea 3 de la loi sur 
las rapports entre les conseils, la Commission de la 
securite sociale et de la sante publique du Conseil 
national soumet, sous la forme d'un projet redige de 
tautes pieces, une initiative parlementaire concemant 
l'adaptation des participations cantonales aux coüts 
des traltements hospltaliers dlspenses dans le canton 
selon la loi federale sur l'assurance-maladie. 
(Le texte de ce projet est disponible au secretariat des 
Commissions de la securite sociale et de la sante 
publique.) 
CN/CE Commission de Ja securite sociale et de Ja 
sante publique 
Loi federale sur l'adaptation des partlcipations 
cantonales aux coüts des traitements hospltallers 
dispenses dans le canton selon la loi federale du 18 
mars 1994 sur l'assurance-maladie 
21.03.2002 Conseil des Etats. Decision conforme au 
projet de la Commission. 
06.06.2002 Conseil national. Adhesion. 
11.06.2002 Conseil des Etats. La clause d'urgence 
est adoptee. 
11.06.2002 Conseil national. La clause d'urgence est 
adoptee. 
21.06.2002 Conseil des Etats. La loi est adoptee en 
votation finale. 
21.06.2002 Conseil national. La loi est adoptee en 
votation finale. 
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02.402 Pa.lv. SGK-SR. Anpassung der kantonalen Beiträge für die 
innerkantonalen stationären Behandlungen 

Bericht der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerats {SGK·SA): 13.02.2002 
{BBI 2002 4365) 

Ausgangslage 

Die in den Spitälern erbrachten Leistungen werden durch mehrere Quellen finanziert. Das im Jahre 
1996 in Kraft getretene Krankenversicherungsgesetz sieht vor, dass die obligatorische 
Krankenpflegeversicherung höchstens 50 Prozent der anrechenbaren Betriebskosten in der 
allgemeinen Abteilung von öffentlichen oder öffentlich subventionierten Spitälern zu Obernehmen hat 
{Art. 49 Abs. 1 ). Die Zusatzversicherung entschädigt die Spitäler für ihre zusätzlichen Aufwendungen 
beim Aufenthalt einer versicherten Person in der Halbprivat• und Privatabteilung, für deren Betreuung 
durch den Chefarzt sowie für die Gewährleistung der freien Arztwahl. Die restlichen Betriebskosten der 
öffentlichen und öffentllch subventionierten Spitäler inkl. deren Investitionskosten werden durch den 
Kanton oder gegebenenfalls durch die Gemeinde getragen. 
Nach dem Inkrafttreten des KVG war zwischen Kantonen und Krankenversicherern umstritten, wie die 
Beitragspflicht der Kantone an die Behandlung zusatzversicherter Patientinnen und Patienten zu 
interpretieren sei. Die Kantone stellten sich auf den Standpunkt, dass ihre Beitragspflicht nur für 
allgemein versicherte Patientinnen und Patienten gelte, während die Versicherer von den Kantonen 
auch einen Sockelbeitrag für Zusatzversicherte forderten. 
Am 16. und 19. Dezember 1997 urteilte das Eidgenössische Versicherungsgericht erstmals Ober die 
Beitragspflicht der Kantone in diesem Bereich. Es entschied, dass bei medizinisch bedingtem 
ausserkantonalem Spitalaufenthalt die Beitragspflicht des Kantons besteht, und zwar unabhängig von 
der Art der Abteilung eines öffentlichen oder öffentlich subventionierten Spitals, in welcher sich die 
versicherte Person tatsächlich aufgehalten hat. Nicht ausgesprochen hat sich das EVG zur 
Beitragspflicht des Kantons bei innerkantonalem Spitalaufenthalt in der Halbprivat• oder 
Privatabteilung. Mit Vereinbarung vom 7. Juli 1998 wurde zwischen der Schweizerischen 
Sanitätsdirektorenkonferenz (SDK} und dem vormaligen Konkordat der Krankenversicherer (KSK, neu 
santesuisse) die Beitragspflicht der Kantone an die ausserkantonale Behandlung zusatzversicherter 
Personen geregelt. In diesem Rahmen hat sich das KSK verpflichtet, dass die Krankenversicherer mit 
Blick auf eine definitive Regelung auf Beschwerden in Bezug auf Beiträge an die innerkantonale 
Behandlung zusatzversicherter Personen verzichten. Die Geltung dieses sogenannten 
Stillhalteabkommens war grundsätzlich bis zum Inkrafttreten der revidierten massgebenden 
Bestimmung des KVG vorgesehen - längstens jedoch bis zum 31. Dezember 2000, mit der 
Möglichkeit, es um ein weiteres Jahr zu verlängern. 
Am 18. September 2000 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur zweiten Teilrevision des 
KVG. Unter Bezugnahme auf die Entscheide des EVG schlug der Bundesrat eine je hälftig durch 
obligatorische Krankenpflegeversicherung und Wohnsitzkanton getragene Finanzierung der 
Leistungen bei Spitalaufenthalt vor, sofern das in Frage stehende Spital der Planung des 
Wohnsitzkantons der versicherten Person entspricht. 
In der Folge waren die Krankenversicherer nicht zur Verlängerung des Stillhalteabkommens bereit. Als 
dieses Ende 2000 auslief, hatten die eidgenössischen Räte die Beratung des bundesrätlichen 
Vorschlags zur zweiten Teilrevision des KVG gerade erst aufgenommen. 
Nachdem das Eidgenössische Versicherungsgericht (EVG) am 30. November 2001 in seinem Urteil 
bezüglich Beitragspflicht der Kantone an die Sockelbeiträge der Zusatzversicherten auch bei 
innerkantonalem Spitalaufenthalt klar zuaunsten der Versicherungen entschieden hatte und sich die 
Vertragsparteien weiterhin nicht auf eine Ubergangsregelung einigen konnten, lud die Kommission die 
Vertragspartner erneut zu einem Hearing ein. In Anbetracht dessen, dass die Partner eine Einigung 
ausschlossen, kam sie zum Schluss, dass der Bundesgesetzgeber eingreifen müsse, um tar die Zeit 
bis zum Inkrafttreten der 2. Teilrevision des Krankenversicherungsgesetzes (KVG) eine klare 
Rechtslage zu schaffen. Die Aushandlung einer Pauschallösung für das Jahr 2001 Oberliess sie den 
Vertragsparteien. 
Weil bis anhin die Kosten bei lnnerkantonalem Spitalaufenthalt in einer Privat• oder 
Halbprivatabteilung, mit Ausnahme des von der obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
entrichteten Sockelbetrags, von der Zusatzversicherung getragen worden sind, hat der EVG-Entscheid 
vom 30. November 2001 eine Mehrbelastung der Kantone und eine Entlastung der Zusatzversicherung 
zur Folge. Für die kantonalen Finanzhaushalte ist die Mehrbelastung, welche bei sofortiger und 
vollständiger Umsetzung des EVG•Entscheids auf schätzungsweise mindestens 700 Millionen bis 
etwas weniger als eine Milliarde Franken pro Jahr zu veranschlagen ist, äusserst problematisch. Diese 
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zusätzlichen Kantonsbeiträge sind zumeist nicht budgetiert und in den Finanzplänen nicht aufgeführt. 
Die ständerätliche Kommission fOr soziale Sicherheit und Gesundheit ist daher der Ansicht, dass eine 
abgedämpfte Mitfinanzierungsvariante im Sinne einer Übergangsregelung bis zu einem Inkrafttreten 
des revidierten KVG gefunden werden muss. 
Gemäss Vorschlag der Kommission beteiligen sich deshalb die Kantone mit folgenden Beiträgen an 
den Kosten der innerkantonalen stationären Behandlungen in Halbprivat- und Privatabteilungen von 
öffentlichen und öffentlich subventionierten Spitälern: 

- ab dem 1. Januar 2002 mit 60 Prozent 
- ab dem 1. Januar 2003 mit 80 Prozent und 
• ab dem 1. Januar 2004 mit 100 Prozent der von den Versicherern f0r Kantonselnwohnerinnen 

und-einwohner geschuldeten Tarife der allgemeinen Abteilung des jeweiligen Spitals. 
Gemäss diesen Tarifen beträgt der volle Betrag 2004 500 Millionen Franken. Das Bundesgesetz ist bis 
Ende 2004 befristet, da damit gerechnet wird, dass das revidierte Krankenversicherungsgesetz mit 
einer definitiven Regelung dieser Frage 2005 in Kraft treten kann. F0r das Jahr 2001 einigten sich 
Kantone und Krankenkassen freiwillig auf 250 MIiiionen Franken. 

Verhandlungen 

21.03.2002 SR Beschluss gemäss Entwurf der Kommission. 
06.06.2002 NR Zustimmung. 
11.06.2002 SR Die Dringlichkeitsklausel wird angenommen. 
11.06.2002 NR Die Dringlichkeitsklausel wird angenommen. 
21.06.2002 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (40:0) 
21.06.2002 NR Das Bundesgesetz wird In der Schlussabstimmung angenommen. (189:0) 

Im Ständerat konnte Kommissionspräsident Bruno Frick (C, SZ) mit Befriedigung feststellen, dass der 
Durchbruch geschafft sei und dass Krankenversicherer und Kantone die von der Kommission 
vorgeschlagene Lösung akzeptieren. Die kantonalen Beiträge an die innerkantonalen stationären 
Behandlungen sind fOr diese Übergangszelt an die Tarife und nicht an die schwer definierbaren 
anrechenbaren Kosten geknüpft. Dies schafft Klarheit bei den von den Kantonen zu tragenden Kosten. 
Durch die Staffelung der Beiträge - 300 Millionen im Jahr 2002, 400 Millionen f0r 2003 und 500 
Millionen Franken fOr 2004 - werde die Lösung fOr die Kantone tragbar und berechenbar. Zudem liege 
der Betrag von 500 Millionen Franken noch immer um 200 Millionen Franken tiefer als die 
anrechenbaren Kosten. Auch Bundesrätin· Ruth Dreifuss zeigte sich froh, dass eine Einigung zwischen 
allen Beteiligten gefunden werden konnte. Wenig Freude Ober die Situation war von Seiten der 
Ständeräte zu sparen. Ohne Begeisterung stimmte der Rat der Vorlage gemäss 
Kommissionsvorschlag mit 35 zu null Stimmen zu. 
Im Nationalrat beantragte die vorberatende Kommission fOr soziale Sicherheit und Gesundheit, fOr die 
Beitragsberechnung nicht nur wie der Ständerat die öffentlichen und öffentlich subventionierten 
Spitäler zu berücksichtigen. Auch die Privatspitäler, die auf den Spitallisten der Kantone aufgeführt 
sind, sollten in die Rechnung eingeschlossen werden. Die Ständeratsversion wOrde eine 
Ungleichbehandlung der Zusatzversicherten bedeuten, erklärte die deutschsprachige 
Kommissionssprecherin Trix Heberlein (R, ZH). Stephanie Baumann (S, BE) entgegnete, dass 
aufgrund des Antrags der Kommissionsmehrheit die Kantone mit zusätzlich 200 bis 300 Millionen 
Franken pro Jahr belastet würden. Im Gegenzug würden die Privatversicherungen entlastet, ohne dass 
die Versicherten davon profitierten. Was die Kommission vorschlage, sei eine faktische Änderung des 
Krankenversicherungsgesetzes (KVG) ergänzte Jost Gross (S, TG). Das KVG sehe eindeutig vor, 
dass die Kantone Beiträge nur an öffentliche und öffentlich subventionierte Spitäler leisteten. Der 
Nationalrat lehnte den Antrag seiner Kommission betreffend Berücksichtigung der Privatspitäler mit 
101 zu 64 Stimmen ab und übernahm damit die Version des Ständerates. Auf Antrag von Hansuell 
Raggenbass (C, TG) beschloss der Rat, wie zuvor die Kleine Kammer, das Gesetz als dringlich zu 
erklären. Der Nationalrat stimmte sodann dem Gesetz mit 125 zu null Stimmen zu. 
Ständerat und Nationalrat stimmten der Dringlichkeitsklausel mit dem nötigen qualifizierten Mehr zu 
(39 zu null Stimmen, bzw. 157 zu 7 Stimmen). Damit wurde das Gesetz nach der Schlussabstimmung 
dringlich und rückwirkend ab 1. Januar 2002 in Kraft gesetzt. 
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02.402 lv.pa. CSSS-CE. Adaptation des participations cantonales au 
financement des traitements hospitaliers 

Rapport de la Commission de la securite sociale et de la sante publique (CSSS-CE) : 13-02-2002 (FF 
20024062) 

Situation initiale 
Les prestations foumies dans les höpitaux sont financees par plusieurs sources. La loi federale sur 
l'assurance-maladie, entree en vigueur en 1996, prevoit que l'assurance obligatoire des soins couvre 
au maximum 50 pourcent des coOts imputables dans la division commune d'höpitaux publics ou 
subventionnes par les pouvoirs publics (art. 49, al. 1). L'assurance complementaire remunere les 
höpitaux pour les frais supplementaires occasionnes par le sejour d'un assure en division privee ou 
semi-prlvee, pour 1a prise en charge par le medecin-chef ainsi que pour la garantie du libre choix du 
medecin. Les autres coOts d'exploitation des hOpitaux publics ou subventionnes par les pouvoirs 
publics, y compris les frais d'investissement, sont supportes par le canton ou, eventuellement, par la 
commune. 
Apres l'entree en vigueur de la LAMal, les cantons et les assureurs-maladie se trouverent en 
desaccord sur l'interpretation a donner a l'obligation pour les cantons de contribuer ou non aux frais 
d'hospitalisation des assures au benefice d'une assurance complementalre. Les cantons etaient d'avis 
que leur devoir de contribution se limitalt aux seuls assures de base, alors que les assureurs 
exigeaient des cantons qu'ils versent egalement une contribution de base pour les assures au benefice 
d'une assurance complementaire. 
Les 16 et 19 decembre 1997, le Tribunal federal des assurances a deja rendu un premier jugement 
sur l'obligation pour les cantons de contribuer aux coOts dans ce domaine. II a decide que les cantons 
ont l'obligation de contribuer aux coOts du traitement hospitaller foumi dans un höpltal publlc ou 
subventionne par les pouvoirs publics sis en dehors du canton de residence de l'assure lorsque ce 
traitement est medicalement justifie, et ce, independamment du type de division dans lequel l'assure a 
effectivement sejoume. Le TFA ne s'est pas prononce sur l'obligation pour le canton de contrlbuer aux 
coOts du sejour hospltalier en division privee ou semi-privee dans le canton de residence de l'assure. 
Un accord conclu le 7 juillet 1998 entre la Conference des directeurs cantonaux des affaires sanitaires 
(CDS) et l'ancien Concordat des assureurs-maladie suisses (CAMS, aujourd'hui santesuisse) reglalt 
l'obligation pour tes cantons de contribuer aux coOts du traitement hors du canton de residence 
dispense a des assures au benefice d'une assurance complementaire. Dans ce cadre, le CAMS s'est 
engage a ce que tes assureurs-maladie renoncent a rectamer en justice le remboursement des 
contributions dues pour le traitement a l'interieur du canton de residence d'assures au benefice d'une 
assurance complementaire, ce dans l'optique d'un reglement definitif de la question. La validite de 
cette convention de «non-belligerance» devait en principe s'etendre jusqu'a l'entree en vigueur de la 
disposltion determinante revisee de la LAMal, au plus tard cependant jusqu'au 31 decembre 2000, 
avec possibillte de protongation d'une annee. 
Dans son message du 18 septembre 2000 relatif a la 28 revision partielle de la LAMal, le Conseil 
federal, se referant aux arräts du TFA, a propose que l'assurance obligatoire des soins et le canton de 
residence supportent chacun, a raison de 50%, le financement des prestatlons foumies lors d'un 
sejour a l'hOpital, a condltion que l'höpital en question fasse partie de la planification du canton de 
residence de la personne assuree. 
Par la suite, les assureurs-matadie marquerent leur refus de prolonger la convention de non­
belligerance. A son echeance, a la fin de l'an 2000, les chambres federales venaient juste d'entamer 
les deliberations sur le projet du Conseil federal relatif a la 2' revision partielle de la LAMal. 
Apres l'arrAt rendu par le Tribunal federal des assurances (TFA) en date du 30 novembre 2001 sur la 
question de savoir si les cantons doivent ou non contribuer aux coOts de traltements hospitaliers 
dispenses aux assures au benefice d'une assurance complementaire, arrf}t clalrement favorable aux 
assurances, et dans la mesure ou les parties contractantes ne parvenaient toujours pas a s'entendre 
sur un reglement transitoire, la Commission invita une nouvelle fois les partenaires a s'exprimer devant 
elle. Compte tenu du refus des cocontractants d'envisager un accord, la Commlssion en arriva a la 
conclusion que le legislateur devait intervenir pour eclaircir la situation juridique en attendant l'entree 
en vigueur de la 28 revision partielle de la loi sur l'assurance-maladie (LAMal}. Elle laissa aux parties 
contractantes le soin de negocier une solution forfaitalre pour l'annee 2001, se reservant le droit de 
revenir sur leur decision en cas de non-accord. 
Vu que jusqu'a present les coOts du sejour hospitalier intracantonal en division privee ou semi-privee, 
a l'exception du montant de base versa par l'assurance obligatoire des soins, etaient supportes par 
l'assurance complementaire, l'arrAt du TFA du 30 novembre 2001 implique pour les cantons une 
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charge financiere supplementaire et un allegement pour l'assurance complementaire. L'application 
immediate et complete de la decision du TFA occasionnerait pour les finances cantonales une charge 
financlere supplementaire de l'ordre d'un peu plus de 700 millions a un peu molns de 1 milliard de 
francs par annee. Cette surcharge est extremement problematlque, car, la plupart du temps, ces 
contributions cantonales supplementaires n'ont pas ete inscrites au budget ni dans les plans 
financiers. La Commission de la securite soclale et de la sante publique du Conseil des Etats estlme 
donc qu'il taut rechercher une variante de co-financement attenuant les effets drastiques exposes ci­
dessus, au sens d'une reglementation transitoire jusqu'a l'entree en vigueur de la LAMal revisee. 
Conformement a la proposition de la commission, les cantons partlciperont donc au financement des 
traitements hospitaliers en division privee ou semi privee dans les höpitaux publlcs ou subventionnes 
par les pouvoirs publics de la maniere sulvante : 
- a hauteur de 60% a compter du 1 er janvier 2002 
-a hauteur de 80% a compter du 1er Janvier 2003 
- a hauteur de 100% des tarifs payes par les assureurs pour les residants du canton pour la division 
commune de l'höpital conceme a compter du 1er janvier 2004. 
Sur la base de ces tarifs, le montant total 2004 s'eleve a 500 millions de francs. La loi federale n'est en 
vigueur que Jusqu'a fin 2004, etant donne que la loi sur l'assurance-maladle revisee devrait pouvoir 
entrer en vigueur en 2005 et comporter une clause reglant definitivement cette question. Pour l'annee 
2001, les cantons et les caisses-maladie se sont mis d'accord de leur plein gre sur la somme de 250 
millions de francs. 

Deliberation& 

21-03-2002 CE Decision conforme au projet de la Commission. 
0-.06-2002 CN Adheslon. 
11-06-2002 CE La clause d'urgence est adoptee. 
11-06-2002 CN La clause d'urgence est adoptee. 
21-06-2002 CE La loi est adoptee en votation finale. (40 : 0} 
21-06-2002 CN La lol est adoptee ~n votation finale. (189 : 0} 

Au Conseil des Etats, le president de la commission, Bruno Frick, a pu constater avec satisfactlon 
qu'une lssue avait ete trouvee et que les assureurs maladie et les cantons avaient accepte la solution 
proposee par la commission. Pendant la periode transitolre, les participations cantonales au 
flnancement des traitements hospitaliers seront fonction des tarifs, et non des coOts imputables, 
difflciles a calculer. Cela permettra de clarifier la situation relative aux coOts pris en charge par las 
cantons. Gräce a la progresslon par pallers des contributions - 300 millions en 2002, 400 mlllions en 
2003 et 500 millions en 2004 -, les cantons peuvent financer cette solution et la programmer. Par 
ailleurs, le montant de 500 millions de francs est inferleur aux coOts imputables de 200 millions de 
francs. La conseillere federale Ruth Dreifuss s'est egalement montree satisfaite quant au consensus 
qui a pu s'etablir entre toutes les parties prenantes. Les conseillers aux Etats ne sont pas 
particulierement rejouis de cette situation. Suivant le conseil de sa commission, les Etats ont quand 
meme adopte le projet, par 35 voix contre 0, mals sans enthousiasme. 
Au Conseil national, la commission de la securite sociale et de la sante publlque a propose de ne pas 
prendre en compte uniquement les höpitaux publics et ceux beneficiant de subventions publiques pour 
le calcul des contrlbutions, contrairement a ce que preconisait le Conseil des Etats. II convient d'y 
inclure egalement las höpitaux prives figurant sur las listes d'höpitaux des cantons. Le rapporteur 
germanophone de la commlssion, Trix Heberlein (R, ZH}, a explique qua la version du Conseil des 
Etats impliqueralt que las assurances complementaires ne solent pas traitees sur un pied d'egalite. 
Stephanle Baumannn (S, BE) a retorque que la proposition de la majorite de la commlssion 
entraineralt une charge financlere supplementaire pour les cantons de l'ordre de 200 a 300 millions de 
francs par an, et ce au beneflce des assureurs prives et non des assures, qui n'en profiteraient pas. 
Jost Gross (S, TG) a complete en expliquant qu'une telle mesure reviendrait a modifier en substance 
la lol sur l'assurance-maladie (LAMal}, qui prevoit sans la moindre amblguTte que les höpitaux publics 
ou beneflciant de subventions publiques sont les seuls qui puissent recevoir des contributions 
cantonales. Par 101 voix contre 60, le Conseil national a refuse la proposltlon de sa commlsslon 
concemant la prise en compte des höpitaux prives, faisant ainsl slenne la verslon du Conseil des 
Etats. S'alignant sur la proposition de Hansueli Raggenbass (C, TG}, le Conseil national a decide, alnsi 
qua l'avait fait la Chambre haute auparavant, de declarer urgente ladite loi, avant de l'adopter, par 125 
volx contre 0. 

vill -
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Le Conseil des Etats et le Conseil national ont approuve la clause d'urgence a la majorite quallfiee 
requise (39 voix contre 0, et 157 voix contre 7). Suite au vote final, la loi a ainsi ete declaree urgente et 
est entree en vigueur retroactivement au 1 er janvier 2002. 
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Frlck Bruno (C, SZ), für die Kommission: Als wir dieses Ge­
schäft Anfang Januar in der Kommission in Arbeit nahmen 
und nachdem wir am 13. Februar 2002 Ober die Parlamenta• 
rische Initiative beschlossen hatten, schien dieses Geschäft 
ein erstrangiges Politikum zu werden. Heute dürfen wir mit 
Befriedigung feststellen: Der Durchbruch ist geschafft. Die 
Partner - Krankenversicherer und Kantone - akzeptieren die 
vorgeschlagene Lösung. Sie finden für die zurückliegenden 
Jahre selber eine einvernehmliche Lösung. So muss dieses 
Geschäft, das sich als brisant angekündigt hatte, nicht mehr 
als «hochpolitische Auseinandersetzung» abgehandelt wer­
den, und unser Zeitplan, der noch eine Nachmittagssitzung 
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in dieser Session Ins Auge fasste, dürfte wohl überholt sein. 
Ich gehe davon aus, dass die Beratung des Geschäftes sel­
ber uns nicht mehr lange hinhalten wird, weil inzwischen die 
Positionen akzeptiert sind und das Geschäft unbestritten Ist. 
Worum geht es in diesem dringlichen Bundesgesetz? Es 
geht um die Regelung der Frage, ob und wie viel die Kan­
tone innerkantonal an die Spitalaufenthalte der Privat- und 
Halbprivatversicherten zu leisten haben. Wir haben eine für 
beide Seiten politisch und finanziell tragbare Lösung ohne 
Verlierer gefunden; Zahler gibt es, aber keine politischen 
Verlierer. 
Lassen Sie mich kurz die Vorgeschichte rekapitulieren. Seit 
das Krankenversicherungsgesetz besteht, also seit rund fünf 
Jahren, war ein steter Diskussionspunkt zwischen Kranken­
versicherem und Kantonen, ob die Kantone einen Beitrag an 
den Spitalaufenthalt Ihrer privat versicherten Kantonsange­
hörigen In öffentlichen und öffentlich subventionierten Spitä­
lern leisten müssen. Das Bundesgericht hat am 30. 
November 2001 ein Urteil gefällt. Es hat das Krankenversi­
cherungsgesetz interpretiert und - was nicht überrascht -
festgehalten, dass die Kantone an die Spitalkosten der Pri­
vatversicherten genau den gleichen Beitrag zu leisten hätten 
wie an die Spitalkosten der Allgemeinversicherten. 
Ich gebe zu: Den Kantonen war diese Problematik bei Erlass 
des Krankenversicherungsgesetzes wohl nicht bewusst, wie 
sie auch uns nicht bewusst war. Andernfalls wäre die Oppo­
sition der Kantone wahrscheinlich heftiger ausgefallen. Aber 
seitdem dieser Punkt diskutiert wird, haben sich die Kom­
missionen des National- und Ständerates, das Bundesamt 
für Sozialversicherung und Frau Bundesrätin Drelfuss Ober­
zeugt erklärt, dass die Beitragspflicht der Kantone besteht. 
Die Privatversicherten beteiligen sich Ober ihre Steuern an 
den Kosten der Spitäler. Die zentrale Frage Ist~ Warum sol­
len sie ihre Kosten im Spital alleine bezahlen? Uber die Prä· 
mien der Privatversicherung zahlen sie den eigenen 
Spitalaufenthalt vollständig, und zusätzlich zahlen sie Ober 
ihre kantonalen Steuern an die Kosten der Allgemeinversi­
cherten! Das wäre vom System her eine unverständliche 
und nicht gewollte doppelte Belastung der Privatversicher­
ten. Der Entscheid des Bundesgerichtes war daher nicht 
überraschend. Er war auch von eindrücklicher Klarheit und 
lässt keine Zweifel offen. 
Was sind die Auswirkungen dieses Entscheides? Der Ent­
scheid löst keine Zahlungspflicht der Kantone aus; er hält le­
diglich fest, dass sie seit dem Jahr 1996 besteht In einem 
Anwendungsfall wurde sie bestätigt. Für die Kantone bedeu­
tet der Entscheid des Eidgenössischen Versicherungsge­
richtes Mehrkosten in der Grössenordnung von etwa 700 
Millionen Franken. Sie sind nicht genau bezlfferbar, weil das 
Gesetz vom Begriff der anrechenbaren Kosten ausgeht, der 
aber nirgends in der Praxis quantifiziert werden kann, ohne 
dass zusätzliche Grundlagen geschaffen würden. 
Warum handelt in dieser Situation das Parlament, nachdem 
das Bundesgericht festgestellt hat, dass die Zahlungspflicht 
der Kantone besteht? Wir stehen darum In der Verantwor­
tung, zu handeln, und haben das auch bereits dargelegt, 
weil es eminent wichtig Ist, dass In diesem politisch wichti­
gen und heiklen Geschäft Ruhe einkehrt und schlicht gesagt 
die Situation nicht dem Chaos überlassen wird. Es braucht 
eine Lösung, die für alle Beteiligten Rechtssicherheit gibt, 
weil - das ist entscheidend - die Kantone und die Versiche­
rer zurzeit nicht In der Lage sind, auch aufgrund der Vorge­
schichte, einvernehmlich eine Lösung für die Zukunft zu 
schaffen. Es hat uns daher oblegen, für die Zelt bis zur Ein• 
führung des revidierten Krankenversicherungsgesetzes eine 
Lösung zu finden. Wir erwarten, dass dieses ~is spätestens 
2005 in Kraft treten kann. Es galt also, diese Ubergangszeit 
rechtlich zu klären, finanziell klar zu definieren und so für 
alle Beteiligten akzeptable und tragbare Lösungen zu finden. 
Was ist die Charakteristik des dringlichen Bundesgesetzes? 
Das Bundesgesetz ist nur auf die Zukunft, auf die Jahre 
2002 bis 2004, ausgerichtet. Zum Ersten schaffen wir Klar­
heit bei den Beträgen, indem wir an die Tarife und nicht an 
die schwer definierbaren anrechenbaren Kosten anknüpfen. 
Zum zweiten machen wir die finanziellen Folgen f0r die Kan-
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tone tragbar und berechenbar. In der Tat haben die Kantone 
die zusätzlichen Zahlungen in ihrem Budget zumeist nicht 
eingestellt Wir staffeln die Zahlungen, zu denen die Kan­
tone verpflichtet sind. Der volle Betrag gemäss Tarif macht 
für die Kantone 500 Millionen Franken Im Jahr aus. Wir füh­
ren ihn gestaffelt ein. im Jahr 2002 sind es 60 Prozent oder 
300 Millionen Franken, im Folgejahr 80 Prozent oder 400 
Millionen Franken, und Im Jahr 2004 sind es 500 Millionen 
Franken, also der volle Anteil der Kantone gemäss Tarif. Da­
bei ist aber zu bedenken, dass selbst der Betrag von 500 
Millionen Franken noch immer um 200 Millionen Franken tie­
fer ist als die anrechenbaren Kosten. Summiert auf die Jahre 
2002 bis 2004 werden die Kantone 1,2 Milliarden Franken 
anstelle der vollen 2, 1 MIiiiarden Franken leisten. Wir verhin­
dern damit also einen Belastungsschock für die Kantone, In­
dem wir die Zahlungen, zu denen die Kantone verpflichtet 
sind, gestaffelt einführen. Wir präjudizieren aber die Revi­
sion des Krankenversicherungsgesetzes nicht Wir haben 
diesbezQglich ja bereits eine Lösung gefunden; wir werden 
sie aufgrund dieser Übergangsbestimmung, die wir mit dem 
dringlichen Bundesgesetz erlassen, allerdings Oberarbeiten 
mOssen. Das ist die Charakteristik fQr die Zukunft 
Was geschieht mit den offenen Rechnungen des Jahres 
2001, welche die Versicherer an die Kantone stellen bzw. 
gestellt haben? Sie erinnern sich, dass bis Ende des Jahres 
2000 ein Stillhalteabkommen galt, dem sich praktisch alle 
Krankenversicherer angeschlossen hatten. Die Zeitspanne 
bis zum Jahr 2000 bringt keine erheblichen Probleme mehr. 
Ein Entscheid muss aber auch fOr das Jahr 2001 getroffen 
werden. Es stellte sich die Frage, ob wir in diesem Bereich 
rückwirkend legiferieren können. Wir hätten es, und das ist 
die Antwort, kaum tun können, und wir hätten es aufgrund 
der politischen Konstellation auch nicht tun dürfen. In rechtli• 
cher Hinsicht wäre es nämlich höchst problematisch, eine 
bestehende Zahlungspflicht der Kantone rückwirkend auf 
eineinhalb Jahre zu beschränken. Die Rechnungen sind auf­
grund des Gesetzes gestellt worden. Würden wir sie kraft ei­
nes dringlichen Bundesgesetzes rückwirkend aufheben oder 
beschränken, dann wäre wahrscheinlich die ROckwirkungs­
möglichkelt eines Gesetzes weit Oberspannt angewendet 
und rechtsstaatlich kaum zulässig. 
Aber auch aufgrund der politischen Konstellation wollten und 
durften wir dies nicht tun. Ich kann Ihnen das am Beispiel 
des Kantons Zürich erklären. Der Kanton Zürich schloss mit 
den Krankenversicherern einen Vertrag ab, worin er sich ver­
pflichtete, alle Zahlungen für das Jahr 2001 nachträglich zu 
leisten, falls das Bundesgericht so entscheiden WOrde, wie 
es nun entschieden hat Es kann ja nicht angehen, nun im 
Nachhinein die Verträge, die die Kantone In vollem Wissen 
um die Problematik abgeschlossen haben, wieder aufzuhe­
ben. Wer hoch pokert, riskiert auch Verluste; diese dürfen 
wir nicht via dringliches Bundesgesetz nachträglich eliminie­
ren. 
Wir haben daher darauf gedrängt, dass die Krankenversi­
cherer und die Kantone eine einvernehmliche Lösung fin­
den. Sie Ist nun im Grundsatz erarbeitet, von den 
Krankenversicherern genehmigt und muss noch Intern bei 
allen Mitspielern ratifiziert werden. Die Kantone haben mit 
25 Stimmen bei 1 Enthaltung der Lösung ebenfalls zuge­
stimmt Die Kantone waren hier durch die Sanitätsdirektoren 
vertreten. Es gilt nun intem, In den einzelnen Kantonen, die 
Genehmigung durch die Regierungen einzuholen. Diese Lö­
sung dOrfte definitiv erarbeitet und unterzeichnet sein, bis wir 
In der Sommersession die Schlussabstimmung durchführen. 
Aus diesen Gründen empfehlen wir Ihnen, dlesem Gesetz 
zuzustimmen. Wir erwarten allerdings ausdrücklich, dass 
diese Lösung bis zum Sommer noch zustande kommt Falls 
die Lösung scheitern wOrde, könnten wir uns für die Schlus­
sabstimmung vorbehalten, einen anderen Entscheid zu tref­
fen. Die Sache Ist allerdings auf gutem Weg. 
Wenn Sie die Lösung als Gesamtes würdigen, so stellen Sie 
fest, dass sie sich dadurch auszeichnet, dass sie für die Ver­
sicherer in ungezählten Einzelfällen Klarheit und Streitver­
hinderung bringt. Das ist fOr die Versicherer ein Gewinn und 
rechtfertigt es, die Zahlungspflicht der Kantone zu begren-

zen. FOr die Kantone anderseits bringt diese Lösung einen 
berechenbaren Übergang; sie verhindert in einzelnen Kanto­
nen einen Finanzierungsschock durch unvorhergesehene 
oder nicht einkalkulierte Zusatzbelastungen In der Kranken­
versicherung. 
Für uns als Parlament - das sei nicht verschwiegen - hat 
diese Lösung auch Ihre Vorteile. Es Ist absolut In unserem 
Interesse, dass wir in der wichtigen Frage der Spltaffinanzie­
r:_ung die Revision nicht im Chaos angehen mOssen und der 
Ubergang graduell stattfindet Es Ist Im Interesse der ganzen 
Krankenversicherung und des Gesundheitswesens, dass wir 
diese Lösung schaffen. Wir sind also nicht nur Streitschlich­
ter oder Schiedsrichter In dieser Frage, wir handeln auch Im 
Interesse des ganzen Krankenversicherungssystems. 
Nachdem die Sache in wesentlichen Punkten nicht mehr 
umstritten ist, möchte ich zum Schluss den beteiligten Ak­
teuren auch seitens der Kommission danken. Im laufe der 
Zeit, das heisst seit Anfang dieses Jahres, sind eine erhebli­
che Kooperationsbereitschaft und ein Verhandlungswille er­
arbeitet worden; dies seitens der Kantone, der Sanitäts- und 
Finanzdirektoren, aber ebenso seitens der Krankenversiche­
rer. Diesen Akteuren, ist es zu verdanken, dass wir eine Lö­
sung haben, die zwar alle etwas schmerzt. die aber das 
Problem löst. Das ist Ja im Gesundheitswesen oft die einzige 
Therapie. Die Behandlung schmerzt etwas, aber sie macht 
etwas gesünder oder lindert eine Krankheit Danken möchte 
Ich aber auch dem Bundesamt für Sozialversicherung und 
insbesondere Ihnen, Frau Bundesrätin Drelfuss, die als Me­
dlatorln auch die Streitparteien an einen Tisch brachte und 
Wesentliches dazu beigetragen hat, dass diese Lösung Jetzt 
möglich Ist 
Ich bitte Sie, auf die Vorlage der Kommission einzutreten 
und den Entwurf zu akzeptieren, so, wie ihn auch der Bun­
desrat inzwischen akzeptiert 

stähelin Philipp (C, TG): Unser Kommissionspräsident hat 
das Geschäft, das uns hier vorliegt, meines Erachtens etwas 
gar positiv und optimistisch geWOrdigt Zwar sind wir aße 
froh, dass wir Oberhaupt einen Weg gefunden haben, aber 
seien wir ehrlich! Ich meine, diese Vorlage weckt doch auch 
ungute Gefühle. Gerichte verschieben nun in diesem Be­
reich Finanzierungslasten nahezu in Milllardenhöhe, es 
braucht Gerichtsentscheide. Ist das tatsächlich der Weg? 
Das frage Ich mich. 
Weshalb Ist es so weit gekommen, dass wir zum Mittel der 
dringlichen Bundesgesetze greifen mOssen? Wir wissen na­
tOrlich, dass Insbesondere die Ausgangslage unklar war: Die 
Kantone haben bezüglich dieser Problematik eine andere 
Optik gehabt als die Versicherer. Das Ist nicht ungewöhnlich, 
aber in diesem Falle vielleicht doch etwas ungewöhnlicher 
als In anderen Fällen. Weshalb? 
Wir hatten ursprünglich einen Wortlaut des Gesetzes, der 
zumindest nicht völlig klar war. Bel einer grammatikalischen 
Auslegung, also einer Auslegung nach dem Wortlaut, käme 
man wohl nicht zum Entscheid, den das Eidgenössische 
Versicherungsgericht getroffen hat. Mindestens gibt es 
hierzu auch Rechtsgutachten, die in eine andere Richtung 
weisen. Dazu möchte ich aber gleich beifügen, dass ich vom 
System her durchaus Verständnis für den Entscheid des 
Eidgenössischen Versicherungsgerichtes habe; vom System 
her ist dieser Entscheid kaum stark zu bemängeln. 
Aber immerhin: Die Ausgangslage war natürlich ursprOngllch 
auch bei den Finanzierungslasten anders. Die Kantone wa­
ren sich nicht bewusst, dass dieser zusätzliche Betrag von 
gegen einer Milliarde Franken - wenn man noch die ausser­
kantonalen Hospitallsationen dazurechnet - auch noch zu 
ihren Lasten gehen WOrde; sonst hätten sie vielleicht seiner­
zeit zum KVG generell eine andere Stellung eingenommen. 
Es kommt dazu, dass die Auslegung der Kantone während 
geraumer Zeit anerkannt worden ist Auch das weckt natür­
lich nicht unbedingt gute Gefühle: wenn wir uns vorstellen, 
dass wir bereits im sechsten Jahr des neuen KVG leben und 
nun noch solche Neuinterpretationen kommen! Trotzdem hat 
sich diese Situation natürlich mit dem ersten EVG-Urteil klar 
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abgezeichnet, welches die ausserkantonalen Hospitallsatlo­
nen der Zusatzversicherten betroffen hat. Eine ungleiche 
Behandlung ausserkantonal und innerkantonal und damit 
auch eine ungleiche Behandlung jener Kantone, welche 
viele Patientinnen und Patienten - verzeihen Sie mir den un­
schönen Ausdruck - «exportieren» mOssen, gegenOber je­
nen, welche praktisch alle Behandlungen im eigenen Kanton 
vornehmen können, waren auf längere Zeit nicht möglich. 
Das Stillhalteabkommen, das wir damals schllessen konn­
ten, war klar nur eine Übergangslösung. 
Eine andere, integrale Lösung, meine ich, ist nachher uner• 
lässlich geworden. Sie wird allerdings mit diesem dringlichen 
Bundesgesetz natOrllch noch nicht erzielt. Auch diese Vor• 
tage ist nur eine Übergangslösung, wir massen hier bis zur 
zweiten Revision des KVG zuwarten. 
Ich möchte auch einen anderen Eindruck noch etwas korri­
gieren, der durch das Votum des Kommissionspräsidenten 
entstanden Ist: Die Zusatzversicherten, welche zugleich 
Steuern zahlen, werden künftig natOrlich tendenziell mehr 
Steuern zu bezahlen haben. Es sind ja Insbesondere auch 
die Zusatz-, die Privatversicherten, welche tatsächlich in hö­
here Progresslonsstufen hineinrutschen dOrften. Ob dann 
die Rechnung fOr die Betroffenen unter dem Strich aufgeht, 
möchte ich heftig bezweifeln, nur um hier allfällige Illusionen 
rechtzeitig zu zerstören. 
Ich stehe zu diesem dringlichen Bundesgesetz, aber ich 
meine, dieser Fall öffnet auch ein Fenster auf die «Streitkul­
tur». Ich setze das Wort in AnfOhrungszelchen, weil es keine 
Kultur ist, was wir im Bereich des KVG erleben mOssen. Ver• 
sicherte und Versicherer, Kantone und Leistungserbringer, 
Kantone und Versicherer, Leistungserbringer und Versiche­
rer, alle streiten miteinander in Bezug auf dieses KVG, und 
Vertrauen in den jeweiligen Partner wird klein geschrieben. 
Das darf nicht mehr lange so andauern; das macht doch uns 
allen Bauchweh. Ich meine, es geht bei unserem heutigen 
Entscheid auch darum, dass wir von dieser «Streitkultur» 
nun möglichst einmal wegkommen möchten. 
Weshalb sind wir in dieser Lage? Ganz entscheidende Fra­
gen - wie auch die vorliegende - werden Im Krankenversi­
cherungsbereich leider nicht Ober Vollzugsrecht, sondern 
durch Gerichts- und Rechtsmittelentscheide entschieden. 
Und in der Regel braucht ein solcher Entscheid geraume 
Zeit, sehr viel Zeit. Dieser sehr grosse Zeitbedarf für Rechts­
mittelentscheide hat dazu gefOhrt, dass Anreiz fOr verzö­
gerndes Verhalten und fOr Missbrauch besteht, fOr eine 
Hinhaltetaktik, die der Sache nicht gut M. 
Im vorliegenden Fall haben die Kantone profitiert; das muss 
man ganz klar festhalten. Die Kantone haben hier selbstver­
ständlich auch hinhaltend «gespielt». Es gibt andere Fälle; 
ich denke an den Tarifbereich, wo das Umgekehrte erfolgt, 
wo eher die Kassen verzögern. Beides ist nicht gut. 
Aber gestatten Sie mir, dass Ich als Verwaltungsrat der Spi­
tal Thurgau AG folgendes Beispiel anfahre: Wenn ein Be­
trieb wie die Spital Thurgau AG Ober zwei Jahre auf einen 
Tarifentscheid des Bundesrates warten muss und wir also 
heute mit den Tarifen des Jahres 1999 leben und gleichzeitig 
alle seitherigen Entscheide angefochten worden sind, dann 
ist das nicht von Gutem, dann leben wir in Rechtsunsicher­
heit und in Finanzierungsunsicherheit. Wenn man dann 
noch weiss, dass das KVG eine viermonatige Frist fOr den 
Entscheid des Bundesrates festhält, mit einer Möglichkeit, 
die Frist in ausserordentlichen Fällen um weitere vier Mo­
nate zu verlängern, dann versteht man die Welt nicht mehr. 
Weil genau dieses Verhalten dazu fOhrt, dass Streitereien 
gefördert und nicht verhindert werden, bitte ich darum, dass 
diese Fristen nun endlich eingehalten werden oder dass 
dann eben ein anderes Rechtsmittelsystem gewählt wird. 
Lange können wir nicht mehr mit dieser «Streitkultur» leben. 
Das vorgeschlagene Bundesgesetz bedeutet fOr mich einen 
Notnagel. Es ist keine definitive Lösung, sie Ist auch nicht so 
definiert. Aber diese Lösung hat Vorteile. Sie vermeidet 
durch die zeitliche Abfederung eine unverzügliche und 
schlagartige finanzielle Mehrbelastung der Kantone. Damit, 
meine ich, sollte es den Kantonen Im Wesentlichen möglich 
sein, diese Mehrbelastung zu bewältigen, ohne unverzOglich 
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zu Steuererhöhungen schreiten zu massen. Das ist immer­
hin schon etwas, weil ich auf der anderen Seite nicht allzu 
sehr daran glaube, dass dann die Versicherungen ihre Prä­
mien senken könnten. Es Ist schon schön, wenn sie nicht 
weiter steigen. 
Man kann sich hier im Übrigen durchaus sozlalpolltische 
Fragen stellen, weil die kantonalen Mittel ja, wie erwähnt, 
nicht unbedingt in die richtige Richtung fliessen. Die lediglich 
Grundversicherten werden von höheren Steuern natOrllch 
mitbetroffen, ohne dass bei den Prämien der Grundversiche­
rung eine Reduktion zu erwarten wäre. Ganz im Gegenteil: 
Wir müssen damit rechnen, dass infolge des Entscheides 
des Versicherungsgerichtes eher Druck auf die Prämien in 
diesem Bereich erfolgt. Denn wenn bisher auch keine Quer­
subventionierung erfolgt ist, so sind doch mindestens die 
Grenzkosten von den Zusatzversicherten mitgetragen wor­
den. 
Das dringliche Bundesgesetz macht aber auch aus anderen 
Gründen durchaus Sinn, meines Erachtens vor allem, um 
ein mögliches Chaos zu vermeiden und, wie gesagt, die 
«Streitkultur» etwas abzubauen. Wenn wir aber das Chaos 
vermeiden wollen, dann ist es notwendig, dass sich die Kan­
tone und Versicherer Ober das noch nicht gelöste Problem 
des Jahres 2001 tatsächlich einigen. Ich bin seit letzter Wo­
che hoffnungsfroh und rechne damit, dass es so kommen 
wird. Ich meine aber auch, dass wir den Druck bis zur 
Schlussabstimmung In unserem Rat aufrechterhalten mas­
sen. 
Was wäre die Folge, wenn wir dem dringlichen Bundesge­
setz nicht zustimmen worden? Wir hätten - davon bin Ich 
überzeugt - im Rechnungswesen der Spitäler und Kranken­
kassen chaotische Zustände, Rechtsunsicherheit und Ge­
richtsverfahren auf lange Zeit. Man muss sich das vorstellen: 
Praktisch jedes Spital verkehrt mit praktisch allen Kranken­
kassen. Das gibt eine Vielzahl von Verfahren. Ich bin froh, 
wenn es nicht in diese Richtung geht 
Finanziell wäre die Geschichte fOr die Kantone allenfalls so­
gar noch tragbar. Nicht tragbar wäre sie aber fOr selbststän­
dige bzw. aus der kantonalen Verwaltung ausgegliederte 
Spitäler. Für sie könnte die ganze Geschichte sonst_ exi­
stenzgefährdend werden. Für die Krankenkassen Im Ubrl­
gen könnte eine solche Entwicklung Ober Jahre hinaus 
durchaus zum Grund werden - ich unterstelle hier etwas -, 
Prämien nicht zu senken. Auch das wollen wir natOrlich 
nicht. 
Insgesamt hätten wir sicher eine miserable Ausgangslage 
für die Umsetzung der zweiten KVG-Revision. Wenn wir 
diese KVG-Revision zum Erfolg bringen wollen, massen alle 
Beteiligten mitziehen. Das machen sie nur, wenn sie nicht 
miteinander im Streite liegen. _ 
Zur zweiten KVG-Revision: Ich meine, dass der Ubergang 
und die Anpassung an den Weg, den wir hier vorschlagen, 
durch diese neue Entwicklung noch schwieriger geworden 
sind. Der Zwischenschritt des dringlichen Bundesgesetzes 
zeigt einmal mehr auch die Probleme der dualen Spltalfinan­
zierung auf und der unterschiedlichen, gegenläufigen Inter­
essenlage der beiden Finanzierer, der Kantone und der 
Versicherer. 
Falsche Anreize werden mit dieser Gesetzesvorlage schlus­
sendlich nicht beseitigt. Sie werden sogar teilwelse mögli­
cherweise neu geschaffen, wenn wir an die reinen 
Privatspitäler denken - also weder an die öffentlichen noch 
an die öffentlich subventionierten-, die natarlich massiv be­
nachteiligt werden. Das können wir nicht ändern, aber wir lö­
sen ln diesem Bereich keine Probleme, sondern wir schaffen 
neue. Dabei könnten wohl auch die Kantonsgrenzen noch 
wichtiger werden, da nun mehr kantonales Geld fliessen 
wird. Das hat dann eben diese Wirkung. Ebenso werden na­
türlich kantonale Planung und Staatseingriffe auf die Privat­
abteilungen ausgeweitet; und auch diese werden intensiver 
erfasst werden. Das wollen wir alles im Prinzip nicht. Es ist 
hier aber natürlich die Folge. 
FOr mich wird dadurch nicht das dringliche Bundesgesetz In­
frage gestellt, wohl aber ist die Notwendigkeit des Wechsels 
zu einem monistischen System ohne stete Brüche und Fehl-
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anreize noch klarer gegeben. Wir müssen endlich ein Sy­
stem schaffen, in dem nicht nur der schwarze Peter 
herumgeschoben wird; in dem wir uns nicht um die Frage 
streiten, wer wie viel zahlt, anstatt uns dem Problem zu wid­
men, wie wir die Kostenentwicklung gesamthaft besser in 
den Griff bekommen können. 
Wir haben, angesichts dieser neuen Entwicklung, mit den 
ständenltJichen Vorschlägen zur KVG-Revision den Schritt 
hin zum monistischen System zu zaghaft getan. Ich hoffe, 
dass der Nationalrat hier noch einen Schritt weiter geht und 
gesetzgeberisch den ganzen Weg zunlcklegt. Die praktische 
Umsetzung und damit die Übergangsregelung werden dann 
immer noch viel Zeit beanspruchen. 
Ich möchte, dass wir vor einer konsequenten Systemände­
rung nicht zurückschrecken. Wenn wir das tun, müssen wir 
uns auch nicht allzu sehr wundem, wenn weitere Situationen 
entstehen wie die vorliegende, wenn weiterhin solche Not­
massnahmen nötig werden. Dieser Lösung heute ist aber im 
Interesse aller Beteiligten zuzustimmen. 

Brändll Christoffel (V, GR): Meine Interessenbindung: Ich 
bin Pnlsident von Sante suisse und bitte um Verständnis da­
für, dass ich nicht auch ein umfassendes Referat halte. Aber 
aufgrund der gehörten Voten möchte ich doch zwei, drei Ge­
danken anfügen. 
Es tönt Ja alles so schön. Es ist aber Oberhaupt keine 
schöne Sache, die hier auf dem Tisch liegt, nicht schön des­
halb, weil man fünf Jahre lang streiten musste, um etwas 
Selbstverständliches endlich zu klären. Es muss doch 
selbstverständlich sein, dass jeder, der eine Grund­
versicherung bezahlt, gleich behandelt wird. Um das geht 
es. 
Nach dem EVG-Urteil Ist die Rechtslage klar - mit Aus­
nahme der Privatspitäler; dieses Problem lösen wir ja im 
Rahmen der laufenden KVG-Revislon. Das EVG-Urteil ent­
spricht übrigens auch allen Beschlüssen, die wir in diesem 
Rat gefasst haben. Grundsätzlich Ist die Rechtslage also 
sonnenklar. 
Man kann sich fragen, ob es aufgrund dieser Situation richtig 
ist, wenn der Gesetzgeber in höchstrichterliche Entscheide, 
die genau der Philosophie dieses Rates entsprechen, ein­
greifen und irgendetwas anderes beschllessen soll. Man hat 
dann gemerkt, dass man es rückwirkend nicht gut tun kann, 
also macht man hier eine Vereinbarung. Prospektiv Ist das 
fraglich, weil eben das Urteil eigentlich klar ist. 
Es Ist natürlich nicht richtig, Herr Frlck, da möchte ich Ihnen 
widersprechen: Wir machen dieses dringliche Bundesgesetz 
nicht, weil keine einvernehmliche Lösung getroffen wurde. 
Eine einvernehmliche Lösung für die Zukunft war gar nicht 
möglich, weil das Gerichtsurteil vorliegt und klar ist. Einver­
nehmliche Lösungen gibt es Immer, wenn jemand etwas gibt 
und auch etwas dafür bekommt. Hier geht es nur um die 
Frage, wie hoch das Geschenk für die Kantone ab 2002 sein 
soll. Um nichts anderes geht es hier. 
Wenn man die Zahlen auf den Tisch bringt, dann geht es na­
türlich darum, dass die Kantone in der Grössenordnung von 
einer Milliarde Franken entJastet werden, zulasten der Prä­
mlenzahler. Das Entscheidende ist hier: Sollen die Kantone 
oder die Pnlmienzahler diese Milliarde Franken bezahlen? 
Das Ist die Situation. Wenn man aus der Sicht der Versiche­
rer dieser Lösung nicht zustimmt, sie aber akzeptiert, so 
deshalb, weil man in der Umsetzung Klarheit haben will. 
Man hat kein Interesse an weiteren Streitigkeiten, weil man 
dieses Problem im Gesamtinteresse - auch im Zuge der lau­
fenden Revisionen - vom Tisch haben will. 
Zur «Streitkultur»: Man müsste, wenn man «Streitkulturen» 
beurteilt, dann auch schauen, wer am Schluss Jeweils Recht 
bekommt und wer die Verursacher dieser Streitigkeiten sind. 
Die Kantone sind In einer eigenartigen Situation. Sie sind ei­
nerseits Tnlger der Spitäler und haben natürlich diesbezüg­
lich bei den Tarifen spezielle Interessen; andererseits sind 
sie Schiedsrichter. Diese Doppelrolle ist sehr problematisch. 
Wir haben Gesuche von Spitälern für Tagestarife von 180 
Franken. Es gibt Kantonsregierungen, die nachher 195 Fran-

ken zusprechen, also mehr, als das Spital es wollte. In sol­
chen Fällen muss man das vor dem Bund erstreiten, und 
dann gibt es diese Anhäufung von Fällen und diese Verzö• 
gerungen. Dieses Problem muss auch auf der anderen Seite 
einmal eingehend diskutiert werden. 
Was die Vereinbarung betrifft, möchte ich Sie noch darüber 
informieren, dass zwischen den Krankenversicherern und 
den Kantonen Verhandlungen stattgefunden haben. Der 
Verwaltungsrat von Santesuisse und auch die Schweizeri­
sche Sanitätsdirektorenkonferenz haben zugestimmt, dass 
wir diesen Weg gehen sollen. Gegenwärtig findet bei den 
Kantonen und den Versicherern das Ratifizierungsverfahren 
statt Zlel müsste es sein, dass alle Kantone und - wenn ir­
gendwie möglich - alle Versicherer mitmachen. Es kann also 
durchaus sein, dass einzelne Versicherer nicht mitmachen 
und dass mit diesen Versicherern dann weitere Auseinan­
dersetzungen stattfinden. Es gibt da noch zwei, drei kleinere 
Details, die in diesem Zusammenhang eine Rolle spielen. 
Wir werden uns bemühen, hier nach Möglichkeit alle unter 
einen Hut zu bringen. 
Wenn man Kompromisse macht, dann hat man am Schluss 
meistens so einen Zustand der mittleren Zufriedenheit. Ich 
glaube, hier muss man eher von einer mittleren Unzufrieden­
heit sprechen, aber es gibt wahrscheinlich keine andere 
Möglichkeit. Ich möchte aber einfach auch zuhanden des 
Nationalrates festhalten, dass man an diesem Paket nichts 
mehr ändern kann, sonst scheitert es. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie jetzt, den Anträgen der Kom­
mission zuzustimmen. 

Studer Jean (S, NE): On peut effectivement l!tre a priori sa­
tisfalt de la solutlon qul est en train de se degager. On peut 
l!tre satisfait en particuller, cela a deja ete releve, de voir les 
cantons d'une part, et les assureurs d'autre part, aboutir a 
une entente pour nägler cette question. Mals II raste un goOt 
amer parce qu'il n'est pas satlsfaisant, pour le legislateur fe­
deral, de preparer une nouvelle lol alors que celle entree en 
vlgueur en 1996 est perfaltement clalre. Ce n'est pas satls­
faisant de devolr elaborer en 2002 une nouvelle loi pour, fi. 
nalement, appliquer celle de 1996. 
Je ne partage pas tout a falt l'avls de M. Stähelin, lorsqu'il dlt 
qua la loi qui est entree en vlgueur en 1996 n'est pas claire. 
Du cöte de l'autorite federale, on l'a en tout cas touJours 
consideree comme clalre. A supposer qu'en 1996 certains 
cantons ne l'aient pas trouvee claire, ils auralent en tout cas 
dO la trouver claire des 1997, en ralson de deux arrl!ts du Tri• 
bunal federal sur le flnancement des hospltallsations ä. l'ex• 
terieur des cantons, arrllts qui annom;aient d'ores et deja 
l'arrllt du Tribunal federal des assurances de fin 2001. 
On peut l!tre satisfait de jouer un röte de mediateur. On est 
touJours satisfait d'lltre le pompler qui eteint l'incendie, mals 
je prefererals qu'II n'y alt pas d'incendie. Au-dela de cette sa­
tisfaction et de l'amertume de devoir edicter des dispositlons 
d'execution d'une lol qui nous paraissait claire, cette ques­
tlon pose aussl le probleme des competences en matlere de 
sante publique. En falt, cela illustre bien un certain desequili­
bre qui, au fil des annees, s'est lnstaure, en particulier dans 
le domaine hospltalier, un desequillbre qui est dO ä. la mise 
en presence, d'un cöte, d'une entite qu'on appellera Sante­
suisse par la suite et, de l'autre, d'une entlte qul ne forme 
pas un tout, mals qui est composee des 26 partenaires que 
sont les cantons. 
A cet egard, !es eplsodes que nous avons vecus et qui expli­
quent !es ralsons de l'echec d'un nouveau moratoire, en par­
ticulier l'oppositlon que manifestaient certalns cantons de 
l'est de notre pays, sous l'impulsion du canton de Zurich 
dont nous avons apprls par la suite qu'il avalt regle la ques­
tlon pour son compte, nous montrent bien combien il est dif• 
flcile, du cöte des 26 entites cantonales, d'avoir d'emblee et 
rapidement la mllme entente que l'on a, par contre, du cöte 
de Santesulsse. 
Je ne crois pas que l'on puisse garer l'assurance-maladle a 
coup d'arrlltes federaux urgents. II taut le faire ici pour les 
ralsons legitimes qui ont deja ete exprimees. Mais cette 
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questlon nous amene aussi a devolr nous demander s'il est 
vraiment encore posslble d'avolr ce desequllibre entre, d'une 
part, 26 collectlvites qul decident en fonctlon de leur propre 
lnterät territorial et, d'autre part, une seule entlte et sl, flnale­
ment, la prolongation de l'entente entre ces «deux» parte­
nalres et la mesentente qui a dure - et qui nous oblige 
aujourd'hui a tenir ce debat - ne devralt pas Atre resolue par 
une autre organisatlon dans le domalne de la sante. 
Certains pensent - je n'appartlens pas a cette categorie -
qu'il faut tout confier aux caisses-maladle. Je pense plutöt 
qu'on devralt peut-Atre d'abord lmaginer de transferer un 
nombre plus important de competences a la Confederatlon 
pour faire en sorte, en falt, en matlere d'assurance-maladie, 
que deux partenaires alent les mämes pouvoirs sur l'ensem­
ble du pays, et non, comme c'est le cas aujourd'hui, un seul 
qul est Santesuisse. 

Brlner Peter (R, SH): Mit diesem Entwurf trägt die Kommis­
sion dem Entscheid des Versicherungsgerichtes Rechnung 
und sorgt gleichzeitig dafür, dass die den Kantonen zusätz­
lich entstehenden Kosten gestaffelt und damit einlgermas­
sen erträglich anfallen. So weit, so gut 
Eine Ungleichbehandlung lm Bereich der zusatzversicherten 
Patienten bleibt bestehen: Sie betrifft all Jene, die sich in ei­
nem nichtsubventionierten Privatspital kurieren lassen müs­
sen. Das war zwar vom Eidgenössischen Versicherungsge­
richt nicht zu beurteilen, hätte aber von der Sache her sinn­
vollerweise bei dieser Revision auch berücksichtigt werden 
sollen. Falls die laufende KVG-Revlslon nicht, wie wir es alle 
wünschen, auf Anfang 2005 in Kraft treten könnte - Refe­
rendumsdrohungen liegen vor - und falls die Krankenversi­
cherer entgegen unseren Erwartungen in der Zwischenzeit 
ein zweigeteiltes Zusatzversicherungsangebot einführten, 
würde das zu einer schwerwiegenden Diskriminierung der 
privaten Kliniken führen. 
Zur Interessenbindung: Ich bin Verwaltungsratspräsident der 
Klinik Belair AG in Schaffhausen. Gleichzeitig fühle Ich mich 
dazu verpflichtet, dass wir In unserer gesetzgeberischen Tä­
tigkeit Rücksicht auf die kantonalen Rnanzen nehmen. Das 
ist in diesem Fall kein Widerspruch und bedeutet für mich 
keinen Spagat. Offentllche und private Spitäler ergänzen 
sich in unserem System, sorgen für einen gesunden Wettbe­
werb im Leistungs- und Im Kostenbereich und ermöglichen 
erst noch eine Aufteilung In Kompetenzzentren statt Doppel­
spurigkeiten oder andere Ineffizienzen. Es wäre deshalb 
fahrlässig, wenn wir mit dieser Parlamentarischen Initiative 
diese Ungleichbehandlung auf alle Zeiten zementieren wür­
den. Ich zähle nun darauf, dass sich die nationalrätllche 
Kommission dieses Aspektes annehmen und eine entspre­
chende Nachbesserung vorlegen wird. Unser anerkannt gu­
tes Gesundheitswesen ist im Interesse eines fairen 
Wettbewerbes darauf angewiesen. 

Frlck Bruno (C, SZ), für die Kommission: Für einige zusätz­
liche Ausführungen und ergänzende Erklärungen, welche 
aufgrund Ihrer Voten nötig werden, ergreife Ich noch einmal 
kurz das Wort. 
Welches sind die Auswirkungen auf die Versicherten - auf 
Sie, auf uns, die wir eine Zusatzversicherung abgeschlossen 
haben? Im Ergebnis werden die Privatversicherten um 500 
MIiiionen Franken entlastet, und dieser Betrag muss den Pri­
vatversicherten zugute kommen. In welcher Form, das kön­
nen wir nicht mit diesem Gesetz festlegen, aber der 
Grundsatz Ist klar: Die 500 Millionen Franken müssen den 
Versicherten zugute kommen. 
In 8nzelfällen wird eine Prämiensenkung möglich sein, in 
anderen Fällen ein verminderter Prämienanstleg. Es Ist fest­
zuhalten, dass viele Versicherer die Prämien für die Zusatz­
versicherungen während Jahren nicht erhöht haben, dass 
die Polster bereits abgetragen sind und die Versicherungen 
bereits «hart sitzen». Da Ist die Lösung individuell zu su­
chen, aber sicher fällt sie in irgendeiner Form zugunsten der 
Versicherten aus. Nicht zu vergessen ist die Aufsicht über 
die Versicherungen; diese können nicht absolut frei schalten 
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und walten. Die privatrechtliche Aufsicht des Bundesamtes 
für Privatversicherungen wirkt mit. 
Aufseiten der Kantone ist klar, dass die 500 Millionen Fran­
ken zusätzlich anfallen. Wir haben aber versucht, das so zu 
tun - und nach den gehörten Voten scheint das auch gelun­
gen zu sein -, dass die Kantone wegen dieses Gesetzes 
keine Steuererhöhungen beschliessen müssen. Das ist ent­
scheidend. 
Nun hat Herr Briner eine wichtige Frage aufgeworfen, auf die 
ich bisher nicht eingegangen bin: Wle verhält es sich mit den 
Privatspitälem? Es ist klar, dass das dringliche Bundesge­
setz nur für öffentliche und öffentlich subventionierte Spitäler 
gilt; das sind in einzelnen Kantonen teilweise auch Privatspi­
täler. Aber in den reinen Privatspitälem, wenn ich sie so be­
zeichnen kann, bezahlen die Privatversicherer alles. Das ist 
auch nach dem heutigen Gesetz der Fall. Wir schaffen hier 
kein neues Recht, wir schaffen lediglich eine Zahlungser­
leichterung für die Kantone. Das ist im Wesentlichen der In­
halt dieses Gesetzes. Darum wollen wir mit dieser 
vorübergehenden Zahlungserleichterung das System mate­
riell nicht ändern. Wir könnten es vielleicht ändern, wenn 
dies sehr einfach wäre: aber es ist recht kompliziert. Im 
Krankenversicherungsgesetz - nach der R_evision - werden 
die Privatspitäler berücksichtigt, aber die Anderung für drei 
Jahre wäre sehr kompliziert und politisch schwierig. 
Wir haben uns der Frage in der Kommission sehr gründlich 
angenommen. Zwei Befürchtungen standen im Raum: 
1. Könnten die Kantone versuchen, Patienten von den Pri­
vatspitälern In eigene Spitäler zu locken? Diese Befürchtung 
weisen wir von der Hand, weil das die Kantone auch wesent­
lich mehr kostet, Indem sie eben in ihrem eigenen Spital für 
sie bezahlen müssten. 
2. Virulenter Ist die Frage, ob die Versicherungen auf die 
Idee kommen, zwei Produkte anzubieten: fOr jene Privatver­
sicherten, die sich in öffentlich subventionierten oder öffentli­
chen Spitälern behandeln lassen, und für die, die ein 
Privatspital wählen. Wer beides beanspruchen möchte, 
müsste höhere Prämien bezahlen. Diese Frage nach zwei 
lypen der Privatversicherung könnte sich stellen. Doch wir 
teilen diese Befürchtung nicht - auch wenn sie nicht von 
vornherein von der Hand zu weisen ist-, weil es in anderen 
Bereichen bereits ähnliche Systeme mit gestaffelten Prä­
mien und verschiedenen Leistungsangeboten gibt. Sie sind 
auf dem Markt nicht sehr erfolgreich. Wir glauben d!l,tlJm 
nicht, dass die Versicherungen jetzt für eine kurze Uber­
gangsfrist - es käme ja nur für die künftigen Jahre 2003 und 
2004 infrage - ein solches Produkt schaffen und lancieren 
würden; einfach weil der Zeitraum nicht reicht und die Markt­
chancen relativ gering sind. Würde sich aber - und da ist 
Ihre Frage und Ihre Problemschilderung absolut berechtigt, 
Herr Briner - die Revision des Krankenversicherungsgeset­
zes verzögern, dann müssten wir die Sache auch neu an­
schauen. Das haben wir auch den Privatspitälern so 
mitgeteilt Sollte sich das Problem hingegen bis Ende 2004 
wider Erwarten akzentuieren, müssten wir, im Sinne Ihrer 
Bedenken, auf die Frage zurückkommen; das scheint im Mo­
ment nicht sehr begründet zu sein. Dauert aber die Revision 
länger, dann müssen wir uns der Sache vertieft annehmen 
und auch dort eine Lösung finden. 
Sagen wir es offen: Mit dieser Revision lösen wir die Pro­
bleme, wie sie heute auf dem TISch sind, aber die Revision 
des Krankenversicherungsgesetzes wollen wir nicht vorweg­
nehmen. Es sollen, um es offen zu sagen, aufseiten aller Ak­
teure noch Motive da sein, damit sie die Revision mittragen 
und nicht ihr Schäfchen jetzt ins Trockene bringen und sich 
aus den Revisionsbestrebungen abmelden können. Das ist 
kein Vorwurf an Ihre Kreise, Herr Kollege Briner - absolut 
nicht, dafür besteht kein Anlass -, steht aber im Zusammen­
hang mit anderen Fragen, die während der Arbeit an dieser 
Revision auch an uns herangetragen worden sind. 
Wenn Sie eine letzte Bemerkung gestatten: Sie haben auch 
aufgrund der Voten gesehen, dass die Situation nicht ein­
fach ist. Sie haben die Voten der verschiedenen Akteure ge­
hört. Es gibt auch für parlamentarische Kommissionen 
angenehmere Aufgaben, als in einer verfahrenen Situation 
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eine Lösung zu finden. Es ist uns gelungen, in einer schwie­
rigen Situation eine rechtsstaatlich korrekte Problemlösung 
zu erarbeiten. Sie wurde nötig, weil sich die Kantone der 
gotlichen Einigung verschlossen haben. Das Quorum wurde 
Im vergangenen Jahr nicht erreicht Nun liegt die Lösung auf 
dem Tisch; sie löst das Problem, doch sie kostet die 
Kantone etwas mehr, als die Vereinbarung sie gekostet 
hätte. 

Brindll Christoffel c,J, GR): Ich möchte die Diskussion nicht 
verlängern, Ich möchte nur bezüglich der Versicherten hier 
noch eine Klarstellung machen: Es geht ja primär um die 
Vereinbarung über 250 MIiiionen Franken, die mit den Kan­
tonen getroffen wird. Für das, was rOckwirkend ist, muss na­
türlich der Nachweis erbracht werden, dass das den 
Versicherten zugute kommt; das unterliegt auch der Kon­
trolle. Das wird In dieser Vereinbarung so festgelegt. Hinge­
gen gibt es jetzt prospektiv einfach eine Entlastung 
bezüglich der Kosten. Das fliesst in die Prämlenrechnungen 
ein und läuft natürlich über den normalen Markt, über den 
normalen Wettbewerb. Jeder Versicherte Ist frei, einen Ver­
trag mit einer Versicherung abzuschllessen. Es gibt also 
diesbezüglich prospektiv keinen Handlungs- oder Regulie­
rungsbedarf. 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: Je crols, si vous me 
permettez d'apprecier alnsi votre travail - ce qui n'est pas le 
rOle du Conseil federal -. qua le Conseil des Etats a blen agl 
et s'appräte a poursulvre dans cette voie. II etait necessaire 
de fixer d'abord l'horizon, les principes sur lesquels nous 
voulons faire reposer le financement hospltalier, ca qul inclut 
Ja question soulevee par M. Briner. D'autre part, II etait ne­
cessaire d'encourager les partenaires a trouver une solutlon 
a l'amiable, puis, une fois l'horizon fixe, et voyant l'echec de 
la negociation entre les partenaires, d'lntervenlr pour eviter 
que Ja mlse an oeuvre de l'arrät du Tribunal federal des as­
surances ne mene a une situatlon chaotlque et ne fasse per­
durer ce conflit sterile et dangereux pour !'Image de la LAMal 
aupres des habitantes et des habitants de ca pays. Je me fe­
licite donc de cette sequenca: d'abord fixer l'horizon et en­
suite faire le pas necessalre pour pouvolr avancer sans 
trebucher. Je m'en rejouls particulierement et je remercie M. 
Frick de ses paroles. 
Depuis l'entree en vigueur de la LAMal, je m'efforce, avec un 
melange de patience et d'endurance, de trouver une solutlon 
plus equitable pour les personnes qui ont une assurance 
complementaire privee ou semi-privee. Et Je crois qU'il est 
important de dlre qui sont ces personnes. II est faux de 
croire qua le 25 pour cent des personnes ayant une assu­
rance complementaire privee ou semi-privee est unlque­
ment compose de gens aises. J'ai ~u d'innombrables 
lettres au sujet de la LAMal, dont certaines - rares, je dois le 
dlre - exprlmaient de la reconnalssance et le sentlment que 
sans la LAMal, l'acces aux solns indispensables n'auralt pas 
ete possible. Souvent, malgre tout, il s'agissait de lettres 
d'encouragement ou, en tout cas, de lettres de citoyens 
plelns de comprehension pour la difficile tä.che qui est la 
mlenne, qui est la vOtre aussi. Mais la majorite des lettres 
qua J'al re(iues provenaient de personnes ayant une assu­
rance complementaire, qui ne comprenaient pas l'exploslon 
des prlmes qu'elles avalent subles, qul ne comprenaient nl la 
selectlon exträmement dure a laquelle alles etaient souml­
ses, ni l'impossiblllte de changer de caisse. La situation etait 
d'autant plus penible a assumer que beaucoup de ces per­
sonnes, etant ägees, avaient cotlse pendant des annees et 
des annees aupres d'assurances privees. Et lorsque, deve­
nues ägees, alles devalent eventuellement avoir recours a 
une assurance complementalre privee ou seml-privee, les 
cotisations devenalent impossibles a payer. Ce sont a ces 
gens-la qu'il taut penser et c'est aussi pour eux qua je me 
suis efforcee d'arrlver a une solutlon, d'abord par la convic­
tlon, ensuite par l'arbitrage dans une premiere negociation. 
Au moment de l'entree en vlgueur de la LAMal revisee, cette 
solution me parait la plus equitable. 

Bien sOr, tout le monde lci pourrait se dlre qua, avec 1 mil­
llard de francs a disposition, II y a peut-fltre des choses plus 
urgentes a faire. 1 mllliard de francs, c'est beaucoup d'ar­
gent et Jes besoins de la populatlon sont lmportants. En tant 
qua mlnlstre des affaires sociales et en tant qua soclallste, Je 
peux m'lmaglner des utlllsations, pour faire face a des pro­
blemes encore plus brOlants. Mais, la, II en va d'abord de 
l'equite, je crols l'avolr explique, et ensuite d'une mellleure 
gestion du secteur hospitalier. Ce sont deux elements qul 
permettent d'lnciter Jes cantons, les hOpltaux ou les calsses­
maladle a dlriger les personnes en fonction de leurs besolns, 
et non pas en fonctlon des lnterets economlques du payeur 
de Ja prestation. Nous faisons un pas tres important vers une 
gestion plus rationnelle. Nous supprimons peu a peu des ln­
cltations qui sont, je le repete, negatives. Elles sont negati­
ves en termes de gestion des coOts, negatives aussl en 
termes de liberte quant au choix des hOpltaux dans lesquels 
les patients iront. 
Je ne parleral pas de la revision partielle de la LAMal que 
vous avez decidee et qui est malntenant devant la commls­
sion du Conseil national. J'espere aussl que cette revlslon 
pourra rapidement entrer an vigueur et que des pas supple­
mentaires pourront etre realises. Nous essayons, au fond, 
d'aplanir les difflcultes pour que les cantons puissent intro­
duire cette charge addltionnelle - et nous allons a leur ren­
contre - et egalement pour faire cesser ce conflit longtemps 
sterile. 
Je n'entreral pas dans les arguments qui ont ete echanges: 
meme s'II n'y a pas de gagnants ou de perdants, personne 
n'est vralment heureux que vous soyez obUges de regler 
aujourd'hul cet aspect de la question. Le conflit a dure long­
temps. Je crois pouvoir dlre que le Tribunal federal des assu­
rances a attendu longtemps avant de prendre sa declslon, 
non pas parce qu'il ne souhaitalt pas la prendre ou parce 
qu'il hesitait quant au contenu, mais blen parce qu'il esperalt 
que la ralson finirait par l'emportar. Dans ce sens-la, Je 
m'assocle a l'appel de M. Stä.helin pour une mellleure cul­
ture du debat. Dans ce domaine, II y a au une obstruction 
pendant tres longtemps. Nous ne voulons pas recompenser 
las promoteurs de cette obstruction, mais nous voulons 
veillar a ce que les autorites cantonales pulssent faire faca a 
leurs obllgatlons d'une fa~n responsable et qu'elles puls­
sent les assumer face a leurs parlements. Ja crois pouvoir 
dire qua, pour une Chambre particulierement sensible aux 
besolns des cantons, vous avez bien agi, que vous avez 
tenu compte de leurs dlfflcultes, tout en indlquant la dlrectlon 
a suivre et an formulant !'Interpretation qui dolt etre donnee 
ala LAMal. 
J'aimerals aussl m'associer a l'appel du presldent de votre 
commission. II faut qua les personnes au beneflce d'assu­
rances complementaires, celles qua J'al decrites tout a 
!'heure, voient le benefice de ce changement II taut que las 
personnes ägees, aux ressources souvent limitees, puissent 
continuer a avolr des assurances complementaires et ne se 
sentent pas lächees, abandonnees par des institutlons aux­
quelles elles ont falt confiance. Ce n'est pas mon departe­
ment qui pourra surveiller la tagon dont les assurances­
maladle feront face ä. laurs obligatlons, mais je suis persua­
dee que l'Offlce federal des assurances privees velllera ä. 
cela et que Santesulsse aura aussi ä. coeur d'assumer ses 
responsabllltes, meme dans un secteur qui est regi par les 
regles du marche et avec des lnstitutlons qui poursuivent 
souvent des buts lucratifs. II est dans i'lnterät de tous. y com­
pris des höpitaux, des cantons et de l'ensemble de notre of­
fre, qu'il reste un secteur d'assurances privees hospltalieres 
qui permette d'accroitre la liberte de choix et qu'il subsiste 
dans ce domalna une certalne concurrence en termes de 
qualite. 
Volla la concluslon qua Je tlre d'une longue aventure qul a 
commence avec l'entree en vigueur de la lol et qui se pour­
suivra jusqu'a l'entree an vigueur de la revision partielle de 
la LAMal. Mals nous touchons maintenant au but et je re­
mercie votre commlssion - et je vous remercie - d'avoir aide 
a trouver des solutlons qui permettent en falt d'appllquer un 
princlpe qui est, a l'evldence, celul de l'equite. 
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Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
/.!entree en matiere est decldee sans opposition 

Bundesgesetz über die Anpassung der kantonalen Bel­
träge für die lnnerkantonalen stationären Behandlungen 
nach dem Bundesgesetz vom 18. März 1994 über die 
Krankenversicherung 
Lai feclerale sur l'adaptatlon des partlclpatlons cantona­
les aux coQts des traltements hospltaliers dlspenses 
dans le canton selon la lol feclerale du 18 mars 1994 sur 
l'assurance-maladle 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission: BBI 

Tltre et preambule 
Proposttion de Ja commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art.1 Abs.1 
Antrag der Kommission 
Gemäss Entwurf SGK-SR (881), aber: 
b. ab dem 1. Januar 2003 80 Prozent der •••. 

Art.1 al.1 
Proposition de la commission: FF 
(la modification ne concerne qua le texte allemand) 

Angenommen -Adopte 

Art. 1 Abs. 2; Art. 2 Abs. 1, 2 
Antrag der Kommission: BBI 

Art. 1 al. 2; art. 2 al. 1, 2 
Proposition de /a commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 2Abs.3 
Neuer Antrag der Kommission 
Streichen 

Art. 2al. 3 
Nouve//e propositlon de Ja commission 
Biffer 

Frlck Bruno (C, SZ), für die Kommission: Sie haben einen 
korrigierten Entwurf erhalten, wonach Artikel 2 Absatz 3 zu 
streichen Ist. Warum? Dieser Absatz ist schlicht und einfach 
nicht nötig. Er wurde ursprOnglich eingefügt als Erklärung 
dafür, welches noch Sache des Bundesrates sei, nachdem 
Absatz 2 die Aufgabe der Kantone Im Vollzug regelt. Aber 
eine genaue Sichtung der Lage hat ergeben, dass Absatz 3 
nichts anderes als die allgemeine Aufgabe des Bundesrates 
umschreibt, nämlich Vollzugsvorschriften zu erlassen. 
Darum Ist Absatz 3 OberflQssig. 
Hätten wir diese Streichung nicht beantragt. so hätte wohl 
die Redaktlonskommlssion unter dem Zepter von Herrn 
Schwelger entsprechend gehandelt 

Angenommen -Adopte 

Art.3 
Antrag der Kommission: BBI 
Proposition de Ja commission: FF 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
FOr Annahme des Entwurfes ..•• 35 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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Zweftrat- Deuxieme Conseil 
f;lnrelchunasdatum 12.02,02 
Date da dejx)t 13 02 02 
Bericht SGK-SR 13.02.02 (BBI) 
Rapport CSSS-CE 13.02.02 (FF) 
Stellungnahme des Bundesrates 15.03.02 (BBI) 
Avis du Consell federal 15.03.02 (FF) 

6juln 2002 

ständerat/Consell des Etats 21.03.02 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 06.06.02 (Zweitrat - Dewdlllme Conseil) 
Stlnderat/Consell des Etats 11.06.02 (Orlngllchkeltsklausel - Clause d'ur• 
gence} 
Nationalrat/Conseil national 11.06.02 (Dringllchkeltsklausel- Clause d'ur• 
gence} 
Ständerat/Conseil des Etats 21.06.02 (Schlussabstimmung- Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 21.06.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 
Minderheit 
(Zäch, Borer, Dunant, Egerszegl, Stahl) 
Nichteintreten 

Proposition de Ja commission 
Majorite 
Entrer en matiere 
Minorite 
(Zäch, Borer, Dunant, Egerszegi, Stahl) 
Ne pas entrer en matiere 

Heberleln Trix (R, ZH), fQr die Kommission: In Artikel 49 des 
Krankenversicherungsgesetzes wurde festgehalten. dass 
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die Kantone Beiträge an die Kosten der Spitalaufenthalte in 
öffentlichen und öffentlich subventionierten Spitälern von 
maximal 50 Prozent der anrechenbaren Kosten zu leisten 
haben. Die Kantone interpretierten diesen Gesetzesartikel 
von Anfang an sehr eng, indem sie den Anteil für die grund­
versicherten Patienten weder bei ausserkantonalem Spital­
aufenthalt noch bei zusatzversicherten Patienten bezahlten. 
Dieser Gesetzesauslegung widersprachen auch die Kran­
kenkassen, nicht nur die Parlamentarierlnnen und Parla­
mentarier und das Bundesamt, die sich mit diesem Gesetz 
befasst haben. Diese Auslegung führte zu einer spürbaren 
Entlastung der Kantone und zu einer Abwälzung der Kosten 
auf die Kassen, d. h. auf die Prämien der Versicherten. Ins­
besondere stiegen die Prämien der Zusatzversicherungen 
markant an, was dann zu einer Kündigungswelle bei diesen 
Versicherungen führte. Für ausserkantonale Patienten 
wurde dieser Streit zwischen Kantonen und Kassen bereits 
1997 auf dem Rücken der Zusatzversicherten entschieden. 
Daraufhin vereinbarten Kantone und Kassen ein Stillhalte­
abkommen bezüglich weiterer Prozesse für die innerkanto­
nalen Patienten bis zum 31. Dezember 2000. Weil bis zu 
diesem Zeitpunkt keine Einigung zustande kam, wurden die 
Kantone mit dem Entscheid des Eidgenössischen Versiche­
rungsgerichtes vom 30. November 2001 verpflichtet, auch 
für den Aufenthalt von zusatzversicherten Patienten ihren 
Anteil an der Grundversicherung, den so genannten Sockel­
beitrag zu leisten. 
Indem jedermann verpflichtet ist, eine Grundversicherung 
abzuschliessen und die entsprechenden Prämien zu bezah­
len, besteht grundsätzlich für alle - unabhängig davon, ob 
lediglich eine Grund- oder auch eine Zusatzversicherung ab­
geschlossen wird - ein Anspruch auf Auszahlung des Kan­
tonsbeitrages an einen Spitalaufenthalt. Mit dem Entscheid, 
eine ZUsatzversicherung abzuschliessen, verzichtet nie­
mand auf seine Grundversicherung - man hat ja gar keine 
Wahlmöglichkeit. Zusatzversicherte tragen neben den Bei­
trägen, die sie heute mit Steuern an die Defizitdeckung und 
an die Investitionskosten von Spitälern leisten, und mit dem 
Beitrag, den die Kassen an ihren Aufenthalt leisten, meist ei­
nen erheblichen zusätzlichen Deckungsbeitrag an die Defi­
zite der Spitäler. Demzufolge müssten die Kantone und 
Gemeinden an einer möglichst grossen Zahl von ZUsatzver­
sicherten interessiert sein. 
Weil sich die Kantone nach wie vor nicht über eine rückwir­
kende Regelung der Zahlungen an den Spitalaufenthalt von 
Zusatzversicherten einigen konnten, nahm der Ständerat mit 
seiner Parlamentarischen Initiative das Heft In die Hand und 
beschloss die heute in unserem Rat zur Diskussion ste­
hende Vorlage. Bedingung für ein Inkrafttreten dieser Vor­
lage war eine Einigung unter den Kantonen und mit 
Santesuisse zur Regelung der Übergangszeit von 1996 bis 
2002. Diese Einigung ist nun zustande gekommen, sodass 
die Bedingungen für die Zustimmung zu dieser Vorlage in 
der Schlussabstimmung von beiden Räten erfüllt sind. 
Wie Sie auf der Fahne sehen, haben wir zum einen über den 
Antrag der Minderheit Zäch auf Nichteintreten zu entschei­
den. zum anderen hat in materieller Hinsicht die nationalrät­
liche Kommission eine erhebliche Differenz zum Ständerat 
geschaffen. Worum geht es? Artikel 49 des Krankenversi­
cherungsgesetzes bezieht sich auf öffentliche und öffentlich 
subventionierte Spitäler, nicht aber - dem Wortlaut entspre­
chend - auf Privatspitäler, welche In erheblichem Masse 
nicht nur zusatzverslcherte, sondern auch grundversicherte 
Patienten behandeln, Ihren Beitrag an die Ausbildung leisten 
und auch allgemeine Lasten übernehmen. Damit schaffen 
wir eine Ungleichbehandlung der Zusatzversicherten, die 
sich in einem privaten Spital, das sich auf der Spitalliste ei­
nes Kantones befindet, behandeln lassen, gegenüber den 
Zusatzversicherten in öffentlichen und öffentlich subventio­
nierten Spitälern. 
Dieser Tatsache sind sich auch das Departement und der 
Bundesrat bewusst. Mit der Revisionsvorlage zur Spitalfi­
nanzlerung, die vom Ständerat bereits so verabschiedet 
worden ist, soll diese Ungleicgbehandlung aufgehoben wer­
den. Damit verbunden ist ein Ubergang zur Subjekt- anstelle 
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der heutigen Objektfinanzierung, das heisst der Beiträge an 
die Institutionen. Es werden Vollkostenrechnungen verlangt, 
unter Einbezug der Investitionskosten, und Beiträge werden 
neu an die erbrachten Leistungen und nicht als Defizitgaran­
tie an die Institution bezahlt Damit haben dann alle Kantone 
auch ein klares Interesse an einer Kostendämpfung. Damit 
werden auch die Grundlagen für den Übergang zu einer mo­
nistischen Spitalfinanzlerung geschaffen. 
Der Nichteintretensantrag möchte mit einer Beschleunigung 
dieser Spitalflnanzierungsvorlage den Systemwechsel sofort 
herbeiführen und alle Versicherten gleich behandeln. Damit 
würde sich nach Meinung dieser Minderheit die heutige Vor­
lage erübrigen. Auch die knappe Mehrheit der Kommission 
will diese Gleichbehandlung sofort erreichen; Ich komme bei 
der Behandlung des Minderheitsantrages Baumann Stepha­
nie darauf zurück. 
Wir stehen Jedoch heute vor der Aufgabe, auf die von den 
Kantonen, Santesuisse und dem Ständerat nach langen Dis­
kussionen getroffenen Lösungen einzutreten und damit dem 
vom KVG gewollten Finanzierungsmodus endlich zum 
Durchbruch zu verhelfen. Damit soll das heutige Durchein­
ander der Zahlungspflichten und Zahlungsverweigerungen 
zugunsten der Patienten endlich klargestellt werden. Wir er­
möglichen damit den Kantonen, ihre Verpflichtungen schritt­
weise zu übernehmen, und machen nicht einen mit 
erheblichen Mehrkosten verbundenen einzigen Schritt, der 
allenfalls sogar rückwärtsbezogen wäre - entsprechend 
dem Entscheid des Bundesversicherungsgerichtes -, wenn 
wir auf diese Vorlage nicht eintreten. 
Die Kantone haben sich zwar vorwerfen zu lassen, dass sie 
sich während Jahren nicht auf diese Ausgangslage einstell­
ten und nicht bereit waren, ihren Kostenanteil zu überneh­
men. Sie haben sich aber heute einigen können. 
Daher sollten wir auf diese Vorlage eintreten. Die Kommis­
sion hat dies mit 18 zu 5 Stimmen beschlossen. 

Fattebert Jean r,t, VD), pour ia commission: Nous traitons 
d'une Initiative parlementaire deposee par la Commission de 
la securlte sociale et de la sante publique du Conseil des 
Etats dans sa seance du 13 fevrler 2002. Cette initiative a 
ete precedee d'une longue phase de reflexion et de negocia­
tions tendant ä regler le probleme de l'obligation des can­
tons de verser une contributlon de base pour les assures au 
banefice d'une assurance complementaire. 
La LAMal, dans sa verslon actuelle, prevolt ä l'article 49 ali­
nea 1 er que l'assurance obligatoire des soins couvre au 
maximum 50 pour cent des coOts lmputables dans la divi­
sion commune d'höpltaux publics ou subventionnes par les 
pouvoirs publiques. L:assurance complementaire remunere 
les höpitaux pour les frais supplementaires occasionnes par 
des sejours an divlsion privee ou seml-privee. Les autres 
coOts d'exploltatlon des höpltaux publics ou subventlonnes, 
y compris les frais d'lnvestlssement, sont supportes par les 
cantons voire par les communes. 
Des l'entree en vigueur de la LAMal, les cantons et les assu­
reurs-maladie se sont trouves en desaccord sur l'interpreta­
tion de la loi. Les cantons pensaient limiter leur particlpation 
aux assures au banefice de la couverture de base, alors que 
les assureurs, eux, estimaient ne pas avoir ä supporter les 
parts cantonales sur les prestations de base pour les assu­
res au banefice d'une assurance complementaire pour la di­
vlslon privee. 
Les 16 et 19 decembre 1997, le Tribunal federal des assu­
rances a dejä rendu un premier jugement obligeant les can­
tons ä contrlbuer au coat des traitements hospitallers fournis 
dans un höpital public sls en dehors du canton de residence 
de l'assure, lorsque ce traltement est medlcalement justlfie, 
et ce lndependamment du type de dlvlsion dans lequel l'as­
sure a effectivement seJourne. Le Tribunal federal des assu­
rances ne s'est pas prononce sur l'obligatlon pour le canton 
de contribuer aux memes soins dans le canton de residence 
de l'assure. 
Le 7 juillet 1998, les partenaires reglaient las obligations de­
pendant de cet arrät. II etait convenu que les assureurs-ma-
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ladle renoncent a demander en justice requivalent pour les 
cantons de residence. Pourtant, un arrAt du Tribunal federal 
des assurances date du 30 novembre 2001 conclualt claire­
ment que les cantons ont l'obligation de contrlbuer egale• 
ment, pour une part correspondant aux coOts non couverts 
par l'assurance de base pour le traitement en divlsion com­
mune, aux frais de traitement des assures au beneflce d'une 
assurance complementaire, hospitalises en divislon privee 
et semi-privee dans leur canton de residence. 
La commission du Conseil des Etats a delegue a une sous­
commission la täche de mediateur entre les cantons et les 
assureurs-maladie. Les parties ont manifeste une volonte de 
parvenir a un accord dont 1a validite s'etelndra avec l'entree 
en vigueur de la 2e revision partielle de la LAMal. Toutefois, 
devant l'impossiblllte des partenalres de parvenlr concrete­
ment a un accord, il a fallu en arriver a une Intervention le­
gislative. 
Dans son message du 18 septembre 2000 relatif a la revi­
sion partielle de la LAMal, se referant aux arr&ts du Tribunal 
federal des assurances, le Conseil federal a propose que 
rassurance obllgatoire des soins et le canton supportent 
chacun, a raison de 50 pour cent, le flnancement des presta­
tlons foumies lors d'un sejour a l'h0pital, a condition que 
l'höpital en question fasse partie de la planificatlon du can­
ton de la personne assuree. 
II eOt ete opportun de pouvoir incorporer les nouvelles don­
nes dans la 2e revision partielle de la LAMal. Pourtant, il est 
apparu rapidement que ladite revlslon prendralt du temps et 
qu'II fallalt parer au plus presse, d'ou le projet de loi qui vous 
est propose aujourd'hul. II provient d'un compromis accepte 
par les partenaires, qui prevoit l'echelle graduelle qui est 
mentlonnee a l'article 1 er, soit 60 pour cent de prlse en 
charge par les cantons en 2002, 80 pour cent en 2003 et 
1 oo pour cent en 2004, la prlse en charge pour l'annee 2001 
ayant et:e reglee de maniere parltaire. 
Par 18 volx contre 5, la commission vous invite a ·entrer en 
matiere. 

Zieh Guido (C, AG): Das vorliegende Bundesgesetz be­
inhaltet einen ungerechten politischen Handel: Die Bürgerin­
nen und Bürger, die sich eine Zusatzversicherung leisten, 
werden einmal mehr ungleich behandelt. Allen Geburtshel­
fern des KVG war immer klar, dass der so genannte Sockel­
beitrag nicht nur den Grundversicherten, sondern auch den 
Zusatzversicherten zusteht. In einem ersten ungerechten 
Handel mit den Kantonen haben die Kassen in ein zweifel­
haftes Stillhalteabkommen eingewllllgt, und man hat das 
Problem damit einfach schubladislert. Bezahlt haben dies 
die zusatzversicherten Prämlenzahlerlnnen und Prämien­
zahler- volle sechs Jahre lang. 
Vor einem Jahr wurde endlich ein Gericht angerufen, um den 
rechtlichen Sachverhalt festzustelten, und niemand Ist er­
staunt, dass es zu jenem Schluss gekommen Ist, den alle 
erwartet haben: Die Zusatzversicherten haben zu Recht 
Anspruch auf den Sockelbeltrag. Statt den Gerichtsent­
scheid umzusetzen, entwirft der Ständerat nun eine weitere 
rechtsunglelche Lösung auf Kosten der Zusatzversicherten. 
ZUsatzversichert sind vor allem mittelständische Personen, 
die sich besser absichern wollen. Während mlttels Prämlen­
verbilligung tor die finanziell Schwächeren vorgesorgt wird, 
verweigert man dem Mittelstand, was Ihm zusteht. Viele Zu­
satzversicherte haben jahrelang zu hohe Prämien einbe­
zahlt und können sich nun Im Alter die teure Versicherung 
nicht mehr leisten. Unser Gesundheitssystem braucht ge­
rade aus finanziellen Gründen Versicherte, die bereit sind, 
für ihre Gesundheit mehr zu bezahlen. Die Entwicklung zu 
immer mehr Allgemeinversicherten und weniger Zusatzver­
sicherten gefährdet das ganze System. Auch die Grundver­
sorgung ist davon betroffen. 
Stossend ist auch die Ungleichbehandlung von öffentlichen 
und öffentlich subventionierten Spitälern auf der einen und 
den privaten Listenspitälern auf der anderen Seite. Machen 
wir uns nichts vor: Hier spielen die Kantone einmal mehr Ihre 
Doppelrolle als Spitalflnanzierer und Spitalbetreiber aus -

Spltalbetrelber, die es natürlich schmerzt, ihren privaten 
Partnern im Gesundheitswettbewerb die gleichen Chancen 
zuzugestehen. Durch die vorgeschlagene Ungleichbehand­
lung werden die privaten Leistungserbringer bis 2005 be­
nachteiligt, obwohl die in Arbeit befindliche Revision der 
Spitalfinanzierung schon jetzt gleich lange Spiesse vorsieht. 
Mit dem dringlichen Bundesgesetz sollen nach der Version 
des ständerates - das muss hier klar festgehalten werden -
die Kantone in diesem und im nächsten Jahr um total 300 MIi­
iionen Franken entlastet werden, und das auf Kosten der Zu­
satzversicherten. Mit ihrem Geld wird ein Problem rechtswid­
rig gelöst, das die Kantone selber verursacht haben und bei 
welchem die Politik viel zu lange zugeschaut hat. 
Die Kommission fOr soziale Sicherheit und Gesundheit des 
ständerates und jene unseres Rates haben bereits dem 
Grundsatz der gleich langen Spiesse für öffentliche und öf­
fentlich subventionierte Spitäler sowie für private Listenspitä­
ler zugestimmt. 
Ich ziehe deshalb den Nichtelntretensantrag im Namen der 
Minderheit zurück, zähle aber auf die gemachten Verspre­
chen, wenn es Im Rahmen der Spitalfinanzlerung darum ge­
hen wird, die Gleichbehandlung endlich zu verwirklichen. 

Gulsan Yves (R, VD): Le groupe radlcal-democratique sou­
tient la proposition du Conseil federal a la suite de raccord 
passe entre la Conference des directeurs cantonaux des af­
falres sanitalres et les assureurs sur la particlpation des can­
tons au tlnancement des sejours hospltallers en division 
privee et demi-privee dans les etablissements publlcs et 
subventlonnes en vertu de la declsion du Tribunal federal 
des assurances. Cette decision du groupe n'a toutefols ete 
prlse que pour des raisons de procedure - d'allleurs non de­
pourvue de retpumements multiples, soit dit en passant. 
Le groupe radical-democratique raste neanmoins convalncu 
que cette solutlon est insatlsfalsante et ne peut etre que pro­
vlsoire. Tout en introduisant une amelioration dans le sens 
voulu par la LAMal, eile ne supprlme pas completement la 
dlscrimination entre patients au benef1ee d'une assurance 
complementalre et assures au benefice d'une couverture de 
base. Tous sont a la fols contribuables et affllles a l'assu­
rance obligatolre. lls ont, par consequent, les uns comme les 
autres, droit a la part de l'Etat et a celle de l'assurance de 
base qui leur revient. Dans cette optique, des modalites dif­
ferentes de remboursement entre etablissements publics ou 
subventionnes et clinlques privees ne se justifie certalne­
ment pas. 
Si le groupe radical-democratlque n'a pas sulvi ses commls­
saires, meme si nous partageons tous cette meme convic­
tion sur le fond, c'est parce qu'il lui semble peu conforme 
aux usages de procedure et a l'esprlt democratlque de se­
lectionner au sein d'un projet de revlsion un objet particulier 
pour le traiter ä part, en dehors de ce contexte, en l'occur­
rence le flnancement hospltalier dans son ensemble. 
II avait ete declde lnitlalement d'en rester a une loi federale 
ordinalre et d'attendre trois mols apres son adoptlon pour 
s'assurer qu'aucun referendum n'etalt lance afin d'introduire 
un effet retroactif au 1 er Janvier 2002. Les demieres nego­
ciatlons entre parties concernees en sont revenues a une loi 
federale urgente, l'operation lnitialement prewe etant mani­
festement trop lente, tout en etant malgre tout entachee d'ln­
certitudes. 
De plus, il est encore moins questlon de pouvoir ete.ndre le 
processus aux cliniques prlvees dans le cadre d'une loi fe­
derale urgente, cela aboutlssant a un court-circuitage gros­
sier du processus legislatif ordinalre. 
Malgre les difflcultes de procedure, l'hesitation est bien com­
prehenslble. Les cliniques privees sont incontestablement 
vlctimes de dlscriminatlons, puisque les patlents qu'elles 
prennent en charge n'ont beneficie jusqu'a present ni de la 
part de l'Etat, ni de celle de l'assurance de base a laqueile 
ils ont legitlmement droit. II en est resulte un rencherisse­
ment conslderable des assurances complementalres puis­
qu'il leur appartenalt de financer l'entler du traltement. Dans 
ces conditions, la proportion d'assures au benefice d'une as-
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surance complementaire a passe de 29 pour cent lors de 
l'entree en vlgueur de la LAMal en 1996 a un petit 20 pour 
cent actuellement. Cela n'est pas sans consequences sur 
l'actlvite et la viabllite des cllniques privees. 
Or, le paradoxe veut que les etablissements officiels ne dis­
posent pas d'une capacite suffisante pour absorber l'ensem­
ble des malades qu'elles prennent en charge, de sorte 
qu'une complementarite entre cliniques privees et höpitaux 
publics est en quelque sorte incontoumable. II en resulterait 
une crise blen difflcile a surmonter si celle-ci devalt ötre 
compromise. Or, le malntien d'une situation lnequitable pen­
dant encore quelques annees menera indubitablement a ce 
genre de situation, non sans causer une certalne inquietude. 
Une autre raison d'hesiter tient au fait que la charge supple­
mentaire des cantons raste moderee en incluant les clini­
ques privees dans cet accord. Cela n'lmpllque pas non plus 
un changement des pourcentages lnitialement prevus. II y a 
lleu en effet de rappeler que le principal beneficlaire n'est en 
effet ni le patient ni les höpitaux, mais l'assurance comple­
mentalre dont les primes devraient baisser et par conse­
quent devenir plus accessibles. 
Mais evidemment, l'extension de la participation des can­
tons aux coQts generes par les patients prls en charge dans 
les cliniques privees postule ä nouveau de renoncer ä l'ar­
röte federal urgent pour en revenir ä un arröte federal ordi­
nalre. Dans ces circonstances, le risque de referendum n'est 
certainement pas exclu, ce qut aurait pour consequence de 
torpiller l'operation ou du moins de la retarder suffisamment 
pour aggraver encore bien davantage les inconvenients de 
cette mesure partielle. 
Le groupe radical-democratlque vous prie donc d'entrer en 
matlere et d'en rester ä la decision du Conseil des Etats, 
mais il ne cralnt pas d'afficher haut et fort son Intention de 
corriger ces disparites des que possible. Cela lmplique un 
reglement rapide du financement hospitalier et l'entree en vi­
gueur de la deuxieme partie de ia revision de la LAMai dans 
les plus brefs delals. 

Cavalll Franco (S, Tl): Sie glauben mir sicher, wenn ich Ih­
nen sage, dass dieser Bundesbeschluss eine schwere Kost 
für den Magen vieler Mitglieder der SP-Fraktion darstellt. Auf 
der einen Seite leben wir Immer noch unter dem beschä­
menden und unheilvollen Regime der Kopfprämien, wo der 
Milliardär und der kleine Angestellte genau gleich viel zah­
len - auf dieser Welt eine einmalige Geschichte -, auf der 
anderen Seite schnellen die asozialen Kopfprämien doppelt 
so schnell in die Höhe oder steigen im Vergleich zur Zu­
nahme der Gesundheitskosten doppelt so stark. Dies auf­
grund von verschiedenen Systemfehlem im KVG, die alle 
zuungunsten derjenigen gehen, die weniger haben. So le­
ben wir in einer Situation, wo die Krankenkassensteuer vor 
allem für Familien mit kleinen und mittleren Einkommen die 
Oberhaupt wichtigste Steuer in unserem Land geworden ist. 
Es ist eine Steuer, gegen die man nichts unternehmen kann. 
In dieser Situation, Ober welche die meisten Schweizer und 
Schweizerinnen zu Recht klagen, kommt der Bundesrat und 
sagt: Jetzt schenken wir den Privatversicherten mit einem 
dringlichen Bundesbeschluss ein paar hundert Millionen 
Franken. Das ist für unseren Magen schwere Kost. 
Natürlich - und die Frau Bundesrätin weiss, wie schwer wir 
mit diesem Problem seit Monaten gerungen haben - wissen 
wir, dass das Bundesgericht so entschieden hat Natürlich 
wissen wir, dass dieser Beschluss dem KVG-System imma­
nent ist. Das ist allen klar. Aber es gibt noch viele Sachen, 
die systemimmanent sind und in diesem Land trotzdem nicht 
ausgeführt werden. Denken wir nur an die AHV usw. - das 
steht sogar in der Verfassung. Nichts ausser das Kräftever­
hältnis in diesem Haus hätte uns z. B. daran hindern kön­
nen, das KVG so zu ändern, dass das Problem dann nicht 
mehr systemimmanent gewesen wäre. Unserer Meinung 
nach wäre das auch demokratischer gewesen. 
Für uns bedeutet Demokratie nicht gleich lange Spiesse für 
alle, sondern dass diejenigen, die weniger haben, mehr be­
kommen und vielleicht auch mehr zu sagen haben. Aber 
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eben: Wir kennen das Kräfteverhältnis in diesem Haus, und 
das ist auch ein Grund, weshalb wir am Ende entschieden 
haben, diese Kröte im dringflchen Bundesbeschluss zu 
schlucken. 
Andererseits aber geht die Kommission, wenn auch nur mit 
Stichentscheid des Präsidenten, für uns viel zu weit, weil sie 
plötzlich, handstreichartig, versucht, einen Baustein dieses 
Systems herauszureissen. Damit bleibt man nicht systemim­
manent, und das ganze System kommt ins Wanken. 
Für uns wäre diese Erweiterung auf die Privatkliniken, die 
die Kommission vorgenommen hat, ein absolutes Hindernis 
für die schlussendliche Zustimmung zur Dringlichkeit. Diese 
Erweiterung Ist absolut ungerechtfertigt, und zwar aus ver­
schiedenen Gründen: 
1. Es ist verfassungsjuristisch eigenartig, in einem dringli­
chen Bundesbeschluss einen Baustein eines normalen Ge­
setzes zu ändern. 
2. Die ganze Diskussion kommt ja in der zweiten KVG-Revi­
sion auf uns zu. Führen wir sie dann zu Ende? Ich freue 
mich auf diese Diskussion, weil man dann Ober alles wird 
sprechen können. Zum Beispiel wird man alle wlssenschaft­
llchen Arbeiten vorlegen können, die ganz klar beweisen: Je 
mehr im Gesundheitswesen privatisiert wird, je mehr Raum 
man den Privatkliniken gibt, desto mehr steigen die Gesund­
heitskosten. Wissenschaftlich gesehen gibt es keinen Zwei­
fel, dass das so Ist. Man wird versuchen, das hier zu 
widerlegen, aber man wird das nicht tun können. Man wird 
nur sagen können, dass man gewisse Interessen verteidi­
gen will. Das ist gut, das ist ehrlich. Aber das muss man hier 
sagen; die Wissenschaft ist diesbezüglich ganz klar. 
Wir müssen auch andere Sachen diskutieren, z. B. ob es 
ethisch ist, auf dem Buckel der Kranken Profite machen zu 
wollen. Für mich ist das völlig unethlsch, aber es gibt viel­
leicht Leute, die einen anderen Begriff von Ethik haben. Wir 
werden auch über den Hotelleriezusatz sprechen, den die 
Kommission jetzt angenommen hat, d. h. über die Möglich­
keit, dass sich jemand mit einem kleinen Zusatz in der 
Grundversicherung ein Einer- oder Zweierzimmer reserviert, 
ohne dafür auch noch den Chefarzt einkaufen zu müssen. 
All das gehört zur Diskussion; das ist eine tief greifende Dis­
kussion, die lange und intensiv sein wird. Es wäre falsch, 
dieser Diskussion hier vorgreifen zu wollen. 
In diesem Sinne wird unsere Fraktion der Vorlage zustim­
men. Aber wir werden am Schluss der Dringlichkeit nur 
zustimmen können, wenn die bundesrätllche Version durch­
geht. 

Waber Christian (E, BE): Ich möchte zuerst meine Interes­
senbindung offen legen: Ich bin Stiftungsrat der Privatklinik 
SGM in Langenthal. Ich hätte also alles Interesse, hier ei­
gentlich die Mehrheit der Kommission zu unterstützen. Es Ist 
wirklich eine Ungerechtigkeit, dass die Privat- und die Halb­
privatpatienten an den Privatkliniken des Kantonsantells ver­
lustig gehen. Gegen den Vorschlag spricht aber ganz klar -
und da möchte Ich meine Vorredner auch unterstützen -, 
dass sich die Privatspitäler der kantonalen Spitalplanung 
entziehen und somit eben auch in einem Wettbewerb mit­
spielen, wo sie nicht eingeschränkt sind, wo sie auch andere 
Dinge anbieten können, die eben ausserhalb der Spitalpla­
nung liegen. Wie wollen wir die Kostenstrukturen in den Griff 
bekommen, wenn wir diese Planung total ausblenden und 
die Kosten nach dem Gerechtigkeitsprinzip gleichmässig 
verteilen? 
Die evangelische und unabhängige Fraktion stimmt für die 
Variante gemäss Beschluss des Ständerates, bei der die pri­
vaten und halbpriveten Behandlungen in öffentlichen und öf­
fentlich subventionierten Spitälern bezahlt werden. Damit 
erreichen wir, dass eine Spitalplanung möglich Ist. die einl­
germassen gerecht ist und eben auch die Belastung der 
Kantone In Schranken hält. Wenn wir das nicht tun, dann 
kommen auch die Kantone in ihren Kostenstrukturen wirklich 
unter sehr grossen Druck, und wir können da nicht mehr her­
auskommen. Darum möchten wir, dass hier die Variante des 
Ständerates angenommen wird. 
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Borer Roland (V, SO): Kurz vorweg: Die grosse Mehrheit 
der SVP-Fraktion wird in dieser Vorlage die Mehrheit unter­
stOtzen. 
Es gibt selten ein Geschäft, bei dem man von verschiedens­
ten Selten her unter Druck gesetzt wird, und zwar massiv 
unter Druck gesetzt wird. Wenn ich mich daran erinnere, 
was seitens der Kantone alles aufgewendet wurde, um 
Druck gegen diejenigen aufzubauen, die hier die Mehrheit 
vertreten, dann finde Ich es unglaubllch. Es wurde gesagt, 
die Vertreter der Mehrheit worden bei den Kantonen sehr 
hohe Kosten auslösen, das sei unverantwortlich, und man 
wolle, typisch Bern, den Kantonen immer mehr Kosten Ober­
tragen. Wenn man das Ganze kurzfristig anschaut, könnte 
man noch die Meinung vertreten, dass dies richtig sei. Tatsa­
che ist aber rOckblickend, dass es primär die Kantone wa­
ren, welche die Probleme ausgelöst haben, und nicht der 
Entscheid einer parlamentarischen Kommission. 
Wenn wir das Ganze bis In die Anfänge zurQckverfolgen, 
auch die verschiedenen Massnahmen, die von den Kanto­
nen ergriffen wurden, kann man eigentlich heute festhalten, 
dass bez0glich des Verhaltens der Kantone von Anarchie 
gesprochen werden muss - von Anarchie. Die Kantone 
lehnten einen Kompromissvorschlag, einen Finanzierungs­
kompromiss, der ursprOngllch von den Krankenverslcherem 
kam, einfach so ab. Und es waren die Kantone, die den 
Rechtsweg beschritten, bis vor das Eidgenössische Versi­
cherungsgericht gingen und dort -- das ist ein Fakt - verlo­
ren. 
Und jetzt sollen die Parlamentarier hier in Bern für die Kan­
tone, die eigentlich das Verfahren verursacht haben, das 
ganze Geschäft wieder richten. Sie können sich dafür herge­
ben, dass man die Rechtsprechung auf diese Art mit einem 
politischen Entscheid korrigiert, wenn man es sonst nicht 
beugen oder fQr sich ausrichten kann. Wenn Sie dieses Vor­
gehen gewisser Kantone unterstatzen wollen, dann mQssen 
Sie natarlich ständerat, Bundesrat und Minderheit unterstQt­
zen. Sie können auch sagen: So geht es nicht! Es gibt einen 
Grundsatz der Gleichberechtigung aller Versicherten. Wenn 
Sie diesem Grundsatz nachleben wollen, dann geht es nicht 
anders, als dass Sie die Mehrheit unterstatzen. Kurz gesagt: 
Am heutigen Zustand, am Desaster, das entstanden ist, tra­
gen vor allem die uneinsichtigen Kantone Schuld und nicht 
die Politiker hier In Bern und nicht die Privatspitäler und vor 
allem auch nicht die Privatversicherten. 
Wenn Herr Cavalli zum zehnten oder zwanzigsten oder 
dreissigsten Mal erzählt, dass es eine Ungerechtigkeit sei, 
wenn Grundversicherte Zusatzversicherte subventionieren 
m0ssen, auch wenn er es hundertmal wiederholt Es Ist 
falsch, es ist nicht korrekt. Wir haben in unserem Land nicht 
Grundversicherte einerseits und nur Zusatzversicherte an­
dererseits. Wir haben in unserem Land Grundversicherte, 
die auch zusatzversichert sind. So gesehen stimmt es ein­
fach nicht, wenn man sagt, dass Grundversicherte jetzt Zu­
satzversicherte subventionieren m0ssen, wenn Sie dem 
Antrag der Kommissionsmehrheit zUstimmen. Diese Aus· 
sage, diese Behauptung ist schlichtweg falsch, auch wenn 
sie wiederholt wird. Sie Ist nicht korrekt. 
Wenn wir die Motivation anschauen, weswegen jemand 
heute eine Zusatzversicherung abschliesst, dann Ist es oft 
nicht der Grund, dass der Zusatzversicherte In einem öffent­
lich-rechtlichen oder einem sich auf der Spitalliste befindli­
chen Spital In die halbprivate oder die private Abteilung 
gehen will. Es ist vielmehr die Überlegung, dass man mit 
dieser Zusatzversicherung das Spital selber auswählen 
kann. Es Ist schon relativ eigenartig, wenn gewisse Kreise 
Im ambulanten Bereich immer das Hohelied der freien Arzt· 
wahl singen, und auf der anderen Seite, wenn es um den 
stationären Fall geht, soll diese freie Arztwahl und damit ver­
bunden auch die freie Spltaiwahl plötzlich keine Gültigkeit 
mehr haben. Das Ist ein Widerspruch. 
Es bleibt mir nur, Sie noch einmal zu bitten, hier im Sinne der 
Kommissionsmehrheit, die einen klugen Entscheid gefällt 
hat, zu entscheiden. 
Ich bitte Sie, die Kommissionsmehrheit zu unterstOtzen. 

Ruey Claude (L, VD): On aurait peut-etre pu penser, Mon­
sieur le President, que je m'exprimals au nom de ia Cosama 
dont je suis le president. Ce n'est pas a ce tltre-la que je 
m'exprime. 
S'II y a un domalne qui est hybride, qui est un veritable 
patchwork, c'est bien le domaine de la sante dans ce pays, 
et Ja LAMal est un veritable manteau d'Arlequln. II n'est pas 
etonnant qu'on puisse s'y perdre: un peu de concurrence, un 
peu d'etatisme, un peu d'economiclte, un peu de prix admi­
nistres, un peu de pianificatlon, mais un peu de liberte, un 
peu de pubilc, un peu de prive, et pour arranger le tout un 
peu de semi-prive et de semi-public. 
Des lors, tout le rnonde a des attentes extraordinalres par 
rapport a cette loi, par rapport aux effets qu'eile dolt pro­
duire, et ces attentes sont parfaitement contradictoires parce 
que la loi qui a ete adoptee icl dans cette assemblee a l'epo­
que a ete l'objet aussi d'lnteräts parfaltement contradictoires 
qu'on a essaye de mettre ensemble et qui, evidemment, 
conduisent a ce que les promesses qui avaient ete faltes 
n'ont pas pu €1tre tenues et ne seront jamais tenues. 
l.!une de ces promesses trahies, par exemple, c'est ceile 
dont nous parlons aujourd'hui. A i'epoque, et fai ete chef de 
1a sante publique du canton de Vaud, on avalt falt aux can­
tons la promesse qu'en echange d'une plus forte participa­
tion aux frais d'hospltailsatlon de base, les assureurs 
prendraient plus fortement en charge les etabilssements 
medlcosociaux. On a vu que, dans la pratlque - et le canton 
de Vaud en a falt les frais, et quand je dis les frais, c'est par 
des dizaines de millions de francs que Qa se chlffre -, cela 
ne s'est pas verltablement realise. Mais on avalt dlt aux can­
tons: «Vous participez pour la chambre commune, pour l'as• 
surance de base, pour le publlc et ce qul est reconnu 
d'inter€1t public et pour rien d'autre.» Et volla que, patatras, le 
Tribunal federal des assurances vlent expliquer que, de ma­
nitire Immanente a la ioi, en effet, ce n'etalt pas ce que le l&­
gislateur avalt voulu, malgre ce qu'ü avalt d1t dans cette 
assemblee. Les cantons se sont sentis trahis et, effective­
ment, nous sommes dans une sltuatlon bolteuse. 
Alors, auJourd'hui, II s'aglt de mettre en place une solution 
transitoire. C'est sans aucun doute une forme d'emplätre sur 
une Jambe de bois, mals je crois et nous croyons qu'il est 
dlfficlle de pouvolr faire autrement dans la sltuation oCI 
nous nous trouvons. II va falloir donc rajouter une piece au 
patchwork. 
Mais j'aimerais bien que la plece en question ne vienne pas 
rajouter a la contuslon de ce patchwork, dans la mesure oCI 
l'on dlt que dorenavant les cantons doivent participer au fi­
nancement de l'hospltallsatlon en chambre privee ou semf.. 
privee, que l'on n'entretienne pas une nouvelle confuslon 
entre les chambres privees et semi-privees d'un h0pltal re­
connu d'inter€1t publlc et d'un h0pltal prive. Quelle est ia dif­
ference entre une hospltallsatlon en chambre privee a 
l'höpltal de Nyon, reconnu d'interät publlc, et une hospitali­
satlon en chambre privee a la clinique de La Source a Lau­
sanne? Aucune difference: les memes solns, les m&mes 
medecins - souvent ils passent d'un h0pltal a l'autre --, las 
memes prestatlons, la m&me prlse en charge. Et l'on vou­
dralt faire une difference entre les deux, donc introdulre une 
nouveile distorslon de concurrence? Ce seralt une feionle a 
l'egard du secteur prive. 
Et je le dls a M. cavaJli - Je ne sais pas s'il a lu la LAMaI -: 
l'article 39 de la LAMai explique bien que sont admis. les hö­
pltaux et autres lnstitutions du meme type qul rempilssent 
plusieurs condltions dont i'une est de figurer sur la planlflca­
tlon cantonale, mais l'on rajoute «wobei private Trägerschaf­
ten angemessen in die Planung einzubeziehen sind». J'ai au 
l'occasion de faire la liste cantonale vaudoise. On dolt, et II y 
a une garantie donnee au secteur prive, introduire le secteur 
prive dans la pianification. On n'a pas le drolt de l'exclure pu­
rement et sirnplement. C'est le legislateur qui l'a voulu. 
Alors, vouioir tout a coup subventlonner le patient en division 
privee qui lrait en chambre privee dans un h0pltai reconnu 
d'lnter&t public, et non pas celui qui irait en chambre privee 
dans un autre h0pltaJ reconnu mais qui, lui, ne demanderalt 
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pas un sou a l'Etat jusqu'a malntenant, c'est une distorsion 
de concurrence et c'est contraire ä la rationalite economi­
que, dans la mesure egalement oCJ l'assure en questlon se 
sentira floue et risque bien, comme l'a releve la commission, 
de renoncer a son assurance complementaire. Et l'on sait 
bien que tout patient qui renonce a son assurance comple­
mentaire pour la dMsion prlvee engendre des frais supple­
mentaires pour les collectlvites publiques. 
Des lors, II n'y a aucune ralson de faire une inegallte de trai­
tement entre le soin dispense en division prlvee donne dans 
un höpltal subventionne et le soin dispense en division pri­
vee donne dans un höpltal non subventlonne. 
C'est la raison pour laquelle le groupe liberal suivra la propo­
sltion de la majorlte de la commission a l'alinea 1er. 

Cavalll Franco (S, Tl): Monsieur Ruey, je vois que vous 
avez lu pour la premiere fols la LAMal ce matin, c'est bien, 
mleux vaut tard que jamaisl Est-ce que vous avez compris la 
dlfference? A l'artlcle 39 alinea 1er lettre d LAMal, qua vous 
avez lu en allemand, le fait de prendre en consideratlon «an­
gemessen» dans la planification etablie par les cantons, cela 
veut dire qu'II ne faut pas reconnaitre pour les organismes 
prlves parce qu'autrement, toutes les chambres prlvees de 
Suisse devralent ätre admises. 
Vous n'avez peut-etre pas compris ce que vous avez lu, 
mais la LAMal prevoit qu'il faut tenir compte seulement des 
cas pour lesquels II y a necesslte, et pas des autres. Ce que 
vous prächez malntenant, c'est d'admettre toutes les cham­
bres prlvees. Cela ne figure pas dans la LAMal actuelle. 

Ruey Claude (L, VD): Je crois effectivement que vous avez 
raison, Monsieur Cavalli - c'etait la premiere fois qua Je lisais 
la LAMal en allemand. En revanche, je ia lis tres souvent en 
franyais, et mäme en Italien quelquefois, parce qu'en ecri­
vant ma these, il m'arrivait de lire des textes en Italien. Je 
veux bien vous relire le texte en vous le traduisant en fran­
oais, si vous n'avez pas compris ce qua je disais. 
On parle de la liste des höpltaux reconnus par les cantons. 
J'ai fait la liste des höpltaux du canton de Vaud, je suis donc 
assez bien place pour savoir ce qu'elle inclut U y a des höpi­
taux publics et II y a des cliniques privees, qui sont incluses 
dans la liste tout en ne pratlquant pas l'assurance de base 
mais la chambre prlvee. Ce sont ces etablissements-la qui 
sont dans la liste, la majorlte de la commission le reconnalt. 
II ne s'agit pas de prendre en consideration toutes les cllnl­
ques et toutes les chambres prlvees des cantons qui sont 
hors liste. Je crois que nous sommes d'accord ä ce sujet. 
Mais vous voulez enlever las cllnlques privees reconnues 
par les cantons comme correspondant a un besoin. Je vous 
repete, en allemand, ce que dlt l'article 39 alinea 1 er lettre d 
LAMal: « •••• wobei private Trägerschaften angemessen in die 
Planung einzubeziehen sind». Ich glaube, dass wir einver­
standen sind, aber Sie liegen falsch. 

Fasel Hugo (G, FR): Man könnte natOrlich gerade bei dem 
anknüpfen, was zuletzt gesagt wurde. Man öffnet nur für die 
Privatkliniken, die auch auf der Liste der Kantone stehen, mit 
dem Resultat, dass man einen Tag später beklagen wird -
mit dem Argument der Konkurrenzgleichheit und mit dem Ar­
gument der gleich langen Spiesse -. dass die einen Privat­
kliniken Beiträge bekommen und die anderen nicht. Damit 
hat man eigentlich doch nichts anderes gezeigt, als dass 
hier ein grosses Problem vorliegt. 
Nun zuerst einige allgemeine Bemerkungen. Das Gesund­
heitswesen und dessen Kosten stehen heute, wenn wir die 
BOrgerlnnen und BOrger dieses Landes befragen würden, 
ganz weit oben auf der Traktandenliste, auf dem Sorgenba­
ron:ieter, weil nicht alle Leute ihre Krankenkassenprämien 
gleich gut bezahlen können. Deshalb könnte man eigentlich 
jedes Mal, wenn das KVG in diesem Saal traktandiert wird, 
eine ganz breite Auslegeordnung des gesamten Gesund­
heitswesens machen und alle hängigen Probleme auflisten, 
eine offene Frage nach der anderen ebenfalls zur Debatte 
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stellen. Dazu würde dann die Frage gehören, wie man trag­
bare Prämien für tiefere Einkommensschichten schafft, die 
Frage des Sozialziels, wir worden die ganze Spitalfinanzie• 
rung in ihrer Gesamtheit diskutieren, wir würden die einkom­
mensabhängigen Franchisen diskutieren, den Kontrahie­
rungszwang, den Risikoausgleich usw. 
Vor diesem sehr breiten Hintergrund, den ich deshalb auch 
erwähnt habe, ist die Vorlage, die wir heute zu behandeln 
haben, ein auf einen ganz engen Bereich beschränktes Ge­
schäft. Deshalb will ich mich auch auf diesen Bereich kon­
zentrieren. Es geht ja um nichts anderes, als dass wir den 
Entscheid des Eidgenössischen Versicherungsgerichtes, 
der im letzten November gefällt wurde, jetzt in einer dringli­
chen Vorlage umsetzen. Die Folgen dieses Entscheids be­
deuten fQr die Kantone Mehrkosten in Schritten von 380, 
500 und 630 Millionen Franken, dies bis ins Jahr 2004. 
Daraus sollten - dies die zweite Schlussfolgerung - tiefere 
Prämien für Halbprivat- und für Privatversicherte resultieren. 
Allerdings wird es dann zu prOfen sein, ob diese Prämien 
auch tatsächlich sinken. Einmal mehr wird dann das Bun­
desamt für Privatversicherungen gefordert sein und einen 
Blick darauf werfen massen. Wir haben mit diesem Bundes­
amt in anderen Bereichen allerdings nicht immer die besten 
Erfahrungen gemacht. 
Wenn wir die Vorlage auch unter sozialpolitischen Kriterien 
beurteilen, können wir sagen, dass mit diesem Entscheid 
eine soziale Verschlechterung verbunden ist, da Privat- und 
Halbprivatversicherte, In der Mehrzahl Gutverdienende, ent­
lastet werden. Die grOne Fraktion wird in dieser Vorlage 
ganz dem ständerat folgen, der nichts anderes gemacht hat, 
als sich eng an den Bundesgerichtsentscheid zu halten. Wir 
werden deshalb den Einbezug der Privatspitäler, wie er von 
einer Mehrheit der Kommission vorgeschlagen wird, klar und 
deutlich ablehnen, weil wir es als falsch erachten, Artikel 49 
des KVG jetzt Im Rahmen einer Übergangslösung, im Rah­
men von Dringlichkeitsrecht ändern zu wollen. 
Es ist auch deshalb notwendig, keine Differenzen zum stän­
derat zu schaffen und dieses Geschäft noch in dieser Ses­
sion zu bereinigen, weil wir damit Ordnung In das 
Abrechnungswesen zwischen Versicherungen und Spitä­
lern bringen. Es wäre eine ausserordentlich dramatische Si­
tuation, wenn wir die Privatspitäler hier auch aufnehmen 
warden, weil wir dann befürchten müssten, dass das Ab­
rechnungschaos durch ein Referendum total WOrde. Das 
steht uns nicht an, das wäre schlechte parlamentarische Ar­
beit. Deshalb denke ich, wir sollten das, was wir jetzt regeln 
können, im Einverständnis mit dem Ständerat tun und um­
setzen, sodass wir bei der Revision oder Teilrevision des 
KVG wiederum einen Schritt weiter sind. 
Namens der grOnen Fraktion beantrage ich Ihnen Eintreten 
und anschliessend Zustimmung zum Antrag der Minderheit 
Baumann Stephanie. 

Le presldent (Christen Yves, premier vlce-president): La pro­
position de non-entree en mattere est retiree. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
J.:entree en mattere est decldee sans opposition 

Bundesgesetz über die Anpassung der kantonalen 
Beiträge für die lnnerkantonalen stationären Behandlun• 
gen nach dem Bundesgesetz vom 18. Mirz "1994 über 
die Krankenversicherung 
Lot federale sur l'adaptatlon des particlpatlons cantona• 
les aux coüts des traltements hospltaliers dispenses 
dans le canton selon la lol federale du 18 mars 1994 sur 
l'assurance-maladle 
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Titre et preambule 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs.1 
.... In Halbprivat- und Privatabteilungen von auf der Spital­
liste aufgefOhrten Spitälern: 

Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit 
(Baumann Stephanle, Fasel, Goll, Gross Jost, Hubmann, 
Maury Pasquler, Robbiani, Rosslnl, Schmid Odßo) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.1 
Proposition de la commisslon 
Majorite 
Al. 1 
.... privee des höpitaux flgurant sur la liste hospltall~re: 

Al.2 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

Minorfte 
(Baumann Stephanie, Fasel, Goll, Gross Jost, Hubmann, 
Maury Pasquier, Robbiani, Rossinl, Schmid Odilo) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Baumann Stephanie (S, BE): Ich möchte nach dieser Ein­
tretensdebatte wiederholen, dass wir tatsächlich zwei Dinge 
auseinander halten mOssen: die KVG-Revision und die 
Übergangsregelung. 
Die grosse KVG-Revision läuft zurzeit. In ihr werden wir 
auch die Spltalflnanzierung a fond diskutieren. Wir werden 
eine Systemänderung diskutieren. Es ist ja vorgesehen, 
dass die Kantone nicht mehr die Spitäler subventionieren 
sollen, sondern sich bei den Leistungen beteiligen werden. 
Wir werden sicher auch die Frage der gleich langen Spiesse 
zwischen öffentlichen und privaten Kliniken diskutieren. Aber 
wir werden diese gleich langen Spiesse nicht nur aus der 
Optik der Finanzierung anschauen, sondern wir werden 
auch sehr genau anschauen, welche Auflagen diese Privat• 
klinlken dann zu erfüllen haben und welcher Planung sie un­
terstehen werden. 
Hier und heute machen wir aber nicht eine grosse KVG­
Revlsion, sondern lediglich eine Übergangsregelung bis 
Ende 2004. Diese Übergangsregelung regelt nur einen Tell· 
bereich der Spitalfinanzierung. Wir müssen deshalb sicher in 
der Logik des KVG bleiben, wenn wir heute nicht ein Chaos 
anrichten wollen. Die Logik des geltenden KVG heisst: Die 
Kantone bezahlen an den Spitalaufenthalt In öffentlichen 
Spitälern, haben andererseits aber auch Einfluss auf die 
Zahl und das Angebot dieser Häuser, sofern sie diese Kom­
petenz Oberhaupt wahrnehmen wollen und können. Bisher 
bezahlten die Kantone ihren Beitrag nur tar den Aufenthalt In 
der allgemeinen Abteilung. Gemäss Gerichtsurteil müssen 
sie auch einen Beitrag beim Aufenthalt in der Privat- oder 
Halbprivatabteilung bezahlen. Aber dies geschieht immer 
nur in öffentlichen und öffentlich subventionierten Spitälern 
gemässKVG. 
Dieses Urteil des EVG hat der Ständerl!t jetzt in einem Über­
gangsgesetz festgeschrieben. Dieses Ubergangsgesetz soll 
bis zum Inkrafttreten der grossen KVG-Revislon gelten. Weil 
diese Übergangsregelung Jetzt auch noch rückwirkend gel­
ten soll - per 1. Januar dieses Jahres -, hat der Ständerat 
beschlossen, dass der Kantonsbeitrag gestaffelt eingetahrt 
werden soll, damit der zusätzliche Aufwand, der tar die Kan-

tone entsteht, in den Kantonsbudgets und Finanzplanungen 
auch sinnvoll eingeplant werden kann. Dieser sehr vernünf­
tige Beschluss des Ständerates hat dann auch dazu geführt, 
dass die Kantone bereit waren, fOr das vergangene Jahr frei­
willig eine Regelung mit den Krankenversicherungen zu tref­
fen. Diese Regelung ist ausserhalb dieser Vorlage getroffen 
worden. Nach dem Ständeratsentscheld herrschte eine der­
artige Friede-Freude-Eierkuchen-Stimmung, dass die Mehr­
heit unserer Kommission Obermatig beschlossen hat dass 
sie In diesem Aufwasch auch gleich die Privatkliniken in 
diese Übergangsregelung einbeziehen will. Ich denke, in der 
Zwischenzeit haben viele aus der Kommissionsmehrheit 
Zweifel an Ihrem Entschluss bekommen. Wir werden es 
dann bei der Abstimmung Ober diesen Artikel sehen. 
Ich sage Ihnen noch kurz, was der Antrag der Kommissions­
mehrheit bedeutet: Die Kantone werden zusätzlich belastet, 
mit 200 bis 300 Millionen Franken pro Jahr; Im Gegenzug 
werden die Privatversicherungen entlastet, ohne dass die 
Versicherten davon profitieren. Der Aufenthalt Im Privatspital 
wird vom Kanton subventioniert, ohne dass er das Angebot 
steuern kann. Er bekommt in dieser kurz gehaltenen Vorlage 
keine Kompetenzen. Die Privatspitäler könnten also weiter 
Risikoselektion betreiben. Der Antrag der Kommissions­
mehrheit natzt also·nlemandem. Ich hoffe sehr - und lang­
sam sieht es tatsächlich danach aus -, dass nach diesem 
Intermezzo In unserer Kommission wieder die Vernunft ein­
ziehen wird, dass wir eine klare rechtliche Grundlage schaf­
fen werden und anschllessend in der grossen KVG-Revision 
die ganze Problematik a fond anschauen werden. 

Pell! FuMo (R, Tl): Erlauben Sie mir zuerst, meine Interes­
senposition anzumelden: Ich bin Verwaltungsrat von zwei 
Tessiner Privatkliniken und gleichzeitig Mitglied des Verwal­
tungsrates der Holding, welche die beiden Privatkliniken so­
wie drei weitere Kliniken in Italien besitzt. 
Die FDP-Fraktion hat mich beauftragt zu begründen, warum 
die Mehrheit der Fraktion die Minderheit Baumann und somit 
den Beschluss des Ständerates unterstOtzl Die FDP-Frak­
tion versteht die Probleme sehr gut, mit welchen die Privat­
kliniken konfrontiert sind. Die Notwendigkeit ror die Privatspi­
täler, mit den Krankenkassen über Tarife zu verhandeln, die 
alle Kosten der Grundversorgung zu decken haben, und 
zwar in einem Markt, in welchem sich die anderen Spitäler 
mit Tarifen begnügen können, die nur die Hälfte jener Kosten 
decken mOssen, ist sicher keine einfache Aufgabe. Es ist 
deshalb keine Überraschung, festzustellen, dass es den Pri­
vatkliniken noch nicht gelungen ist, kostendeckende Tarife 
auszuhandeln, und dass sie deshalb verpflichtet sind, eine 
Kompensation zulasten der Privatversicherten und ihrer Prä­
mien durchzufahren. 
Diese ungesunde Praxis, deren Wurzeln in der Vergangen­
heit liegen, trägt dazu bei, das System der Zusatzversiche­
rung und somit der Privatfinanzierung der Krankenvorsorge 
zu gefährden. Die Haltung der Mehrheit der Fraktion 
den Beschluss des Ständerates unterstatzt, ist in d 
zeugung zu verstehen, dass die Gleichstellung der öffentli­
chen und der privaten Spitäler Im Rahmen der vom 
Ständerat schon entschiedenen und bei der nationalrätli• 
chen Kommission liegenden KVG-Revision und nicht auf 
dringlichem Weg zu erreichen sei. Im Moment kenn man 
den Kantonen nicht zumuten, Kosten in der Höhe von Hun­
derten von Millionen Franken zu übernehmen. Schon wegen 
dem Entscheid des Bundesgerichtes fOhlen sich die Kan­
tone unter Druck, weil sie bei der Bearbeitung Ihrer Spital­
planung nicht vorausgesehen haben oder voraussehen 
wollten, welche finanziellen Folgen far sie entstehen würden. 
· In die Spitalllste sind deshalb mehr oder weniger alle existie­
renden Spitäler aufgenommen worden. Es ist deshalb not­
wendig, den Kantonen noch etwas Zeit zu geben, um sich 
darauf vorzubereiten, die tatsächliche Hälfte der Finanzie­
rung der Spitalkosten zu übernehmen. 
Das muss aber kommen. Die FDP-Fraktion ist überzeugt, 
dass die neue Lösung rasch kommen muss. Das heute im­
mer noch hinkende Finanzierungssystem hat keine Zukunft. 
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Die Versicherten beanspruchen richtigerwelse das Recht, 
dass die volle Hälfte und nicht nur ein kleiner Tell der Kosten 
der stationären Behandlung endlich von den Kantonen zu 
tragen sei und diese nicht mehr Ober die Prämien auf sie 
Oberwälzt werden. Man könnte somit sagen, dass die Mehr­
heit der FDP-Fraktion heute den Kantonen die Verpflichtung 
zur Gleichbehandlung der Privatspitäler bedingt auferlegen 
will, und zwar mit einer kurzen Bewährungsfrist FOr eine 
starke Minderheit Ist dagegen die Bewährungsfrist schon 
seit langem vorbei, sie stimmt deshalb der Mehrheit der 
Kommission zu. 

Gross Jost (S, TG): Ich möchte Ihnen auch zuerst meine In­
teressenbindung bekannt geben: Ich bin im Verwaltungsrat 
eines öffentlich subventionierten Privatspitals und in einem 
zweiten Verwaltungsrat eines nicht öffentlich subventionier­
ten Privatspitals, das aber auf einer kantonalen Spltalllste 
Ist 
Ich möchte Sie trotzdem eindringlich - eindringlich! - ersu­
chen, auch im Sinne der Worte, die jetzt Herr Pelli hier an 
Sie gerichtet hat, der Minderheit Baumann Stephanie und 
dem Ständerat zu folgen. 
Es geht hier darum, dass wir aufgrund der Urteile des Eidge­
nössischen Versicherungsgerichtes Im Rahmen der Zutei­
lung öffentlicher Mittel festlegen, in welchem Ausmass den 
Zusatzversicherten in öffentlichen und öffentlich subventio­
nierten Spitälern der Anspruch auf den Sockelbeitrag aus 
der Grundversicherung zusteht. Das Ist unbestritten. Aber 
umstritten ist die Frage - und das Ist die Kernfrage -: Wer 
soll in den Genuss dieser Subventionen kommen? Ich 
möchte Ihnen sagen, dass es nach den EVG-Urtellen klar 
ist, dass das nur Spitäler sein können, die eine Subventlons­
berechtigung oder einen öffentlichen Status gestatzt auf Arti­
kel 49 Absatz 1 des Krankenversicherungsgesetzes haben. 
Artikel 49 Absatz 1 spricht ganz klar von «öffentlichen oder 
öffentlich subventionierten Spitälern». Nach dem Willen des 
Gesetzgebers beschränken sich die finanziellen Leistungen 
auf diese Spltalkategorien. Herr Ruey, Sie haben sicher das 
Gesetz gelesen, aber Sie vermengen Artikel 39, die Spltal­
llste, mit Artikel 49, wo es um die Zuteilung staatlicher, öf­
fentlicher Mittel geht. 
Ich frage Sie: Wollen Sie im Rahmen eines dringlichen Bun­
desgesetzes Artikel 49 Absatz 1 KVG faktisch ändern und 
im Dringlichkeitsverfahren zusätzliche öffentliche Gelder zu­
lasten der Kantone In der Höhe von etwa 300 Millionen Fran­
ken beschliessen? Dies WOrde In Abweichung von einem 
klaren Entscheid des Ständerates, ohne Vernehmlassung 
bei den Kantonen und Ober alle föderalistischen Bedenken 
hinweg geschehen. Herr Borer hat hier eine Schuldzuwei­
sung an die Kantone vorgenommen; er hat sogar von «Anar­
chie» gesprochen. Im Gesundheitswesen können Bund und 
Kantone die grossen Probleme nur partnerschaftlich lösen. 
Sie können mit diesem Beschluss die Kantone nicht In die­
ser Art und Welse vor den Kopf stossen. 
Es wäre - bei einem dringlichen Bundesgesetz, bei dem das 
Referendum erst nachträglich möglich ist - auch rechts­
staatlich ausserordentlich bedenklich. Das wäre ganz klar 
Notrecht zulasten der Kantone, und das würde den sorgfältig 
geschnOrten Kompromiss der Leistungserbringer mit den 
Versicherern gefährden. Das WOrde zu einer Verzögerung 
des lnkrafttretens dieses Gesetzes führen, und letztlich wür­
den wir mit diesem Entscheid die Vorlage zu einer Totgeburt 
machen. Es Ist deshalb klüger, wenn wir hier dem klaren 
Entscheid des Ständerates und damit auch den eindringli­
chen Ermahnungen der Sanitätsdirektoren- und der Finanz­
direktorenkonferenz folgen. 
Die Spit~inanzlerung, die angestrebte Gleichbehandlung 
und der Ubergang von der Objekt- zur Subjektfinanzierung 
sind Postulate der ordentlichen KVG-Revision. Hier müssen 
wir die Hausaufgaben machen. Wir müssen auch die Bedin­
gungen für die Aufnahme in die Spltalliste enger fassen: Wir 
mOssen einen Versorgungsauftrag voraussetzen. Wir müs­
sen voraussetzen, dass solche Privatspitäler auch eine All­
gemeinabteilung führen und dass sie am Notfalldienst betei-
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ligt sind. Wir wollen doch keine Rosinenpicker subventionie­
ren. Privatspitäler, die nur Privatpatienten behandeln, sollen 
keinen Anspruch auf staatliche Subventionen haben. Das ist 
auch kein verfassungsrechtliches Gebot. Wenn hier argu­
mentiert wird, dieser Anspruch ergebe sich aus der Rechts­
gleichheit, dann muss ich einfach sagen: Es geht hier nicht 
um die Rechtsgleichheit oder die Gleichbehandlung der Ver­
sicherten, sondern es geht um die Frage der Gleichbehand­
lung der Leistungserbringer bei der Zuteilung staatlicher 
Subventionen. Darauf gibt es keinen Rechtsanspruch, weder 
aufgrund der Wirtschaftsfreiheit noch aufgrund der Rechts­
gleichheit. 
Deshalb bitte Ich Sie: Gefährden wir den sorgfältig ausgear­
beiteten Kompromiss von Versicherern und Leistungserbrin­
gern nicht! Stossen wir die Kantone nicht vor den Kopf! 
Beenden wir das Chaos im Abrechnungsbereich der Spitä­
ler! Schaffen wir keine Differenz zum klaren Mehrheltsent• 
scheid des Ständerates! 
Ich bitte Sie, dem Ständerat und der Minderheit Baumann 
Stephanie zu folgen. 

Widrig Hans Werner (C, SG): Bei diesem entscheidenden 
Artikel 1 wird die grosse Mehrheit der CVP·Fraktion dem 
Ständerat zustimmen, d. h., den Antrag der Minderheit Bau­
mann Stephanie unterstützen. Begründung: Bis heute gilt, 
dass der Gesetzgeber keine öffentliche Finanzierung der 
Privatkliniken vorsieht, und heute stellt sich die Frage: Soll 
man bei dieser Legiferierung einen Systemwechsel herbei• 
fQhren oder nur schrittweise die Umsetzung des Gerichts­
entscheides ermöglichen? Unsere Fraktion ist der Ansicht, 
der Einbezug der Privatkliniken bei diesem Zwischenschritt 
wäre doch eine grundlegende Revision des KVG; deshalb Ist 
davon abzuraten. Mit dem Entscheid gemäss Kommissions­
mehrheit WOrden wir tief greifend ins KVG eingreifen, ohne 
einzubeziehen, wie die künftige Finanzierung der Spitäler 
aussehen soll, ohne Detailvorgaben an Spltallisten usw. Wir 
warden den Kantonen eine Verpflichtung aufbürden, die sie 
jetzt nicht haben. Eine solche Mehrbelastung sollten wir 
nicht beschliessen, ohne die Kantone angehört zu haben. 
Der Einzelantrag Raggenbass zu Artikel 3 gehört natürlich 
bezüglich der Dringlichkeit auch hier hinein. Er ist In diesem 
Zusammenhang mit dem Minderheitsantrag zu Artikel 1 zu 
sehen. Wenn Sie der Minderheit Baumann Stephanie zu­
stimmen, gehört der Antrag Raggenbass dazu, der die Posi­
tion des Bundesrates bzw. des Ständerates übernimmt. Wir 
bitten Sie deshalb, auch dem Antrag Raggenbass zuzustim­
men. 
Die KVG-Revision, die voraussichtlich im Herbst dieses Jah­
res hier behandelt wird, hat ja bereits die ersten Vorboten 
geschickt. Derjenige von heute weist auf Artikel 49 hin, in 
dem es heisst, die Subventionierung solle öffentlich subvenw 
tionlerten Spitälern zugute kommen. Wie gesagt, wir sind 
der Auffassung, dass man nicht etwas Ober die Köpfe der 
Kantone hinweg ändern und sie so vermehrt die Kosten tra­
gen lassen soll. Richtgrösse ist ein FQnftel, etwa 20 Prozent 
sind Leistungen von Privatspitälern in unserem Land; das 
sind etwa 200 Millionen Franken pro Jahr. 
Eine Minderheit der CVP-Fraktlon stimmt bei Artikel 1 der 
Kommissionsmehrheit zu, mit der Überlegung, dass alle Einw 
wohnet in unserem Land obligatorisch der Grundversiche­
rung zugeteilt sind. Herr Jost, der Patient ist versichert und 
nicht das Spital; für mich als Vertreter der MlndE1rhelt ist es 
eigentlich unverständlich, dass man den Kantonen, die die­
ses Problem nun jahrelang vor sich hergeschoben haben, 
nun eine weitere Schonfrist einräumt. 
Ich bitte Sie namens der grossen Mehrheit der CVP-Frak­
tion, bei Artikel 1 Bundesrat und Ständerat, d. h. der Minder­
heit Baumann Stephanie zuzustimmen. Der Einbezug aller 
auf der Spitalliste aufgeführten Spitäler, also auch der Pri­
vatspitäler, muss in der kommenden, grossen KVG-Revision 
angegangen und gelöst werden. 
Bei Artikel 3 bitte Ich Sie logischerweise, dem Antrag Rag­
genbass zuzustimmen, der hier die Version des Ständerates 
Obernimmt. 
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Bortoluzzl Toni c,J, ZH): Der Diskussion um diese Gesetz­
gebung können Sie entnehmen, dass es sich hier kaum um 
einen gesetzgeberischen Höhenflug des Parlamentes han­
deln kann. Wir haben es hier meines Erachtens eher mit 
einem seltsamen Vorschlag zu tun, der sich nahtlos an 
das verunglQckte Krankenversicherungsgesetz anschliesst. 
Wenn sich die Partner, um die es hier geht - Krankenversi­
cherer und die Regierungen der Kantone -, nämlich einig 
wären, könnten wir darauf verzichten, eine solche Gesetzge­
bung zu erlassen. Aber offensichtlich gibt es trotz längst kla­
rer Ausgangslage immer noch besondere KQnstler, die nicht 
begriffen haben, welche Folgen das beschlossene Obligato­
rium im Krankenversicherungsbereich hat Wir können die 
Probleme, Herr Gross Jost, nicht einfach auf die Leistungs­
erbringer abschieben; das ist nicht der Kam der Problematik, 
die wir hier besprechen. Bei den Leistungen, welche in der 
Grundversicherung angeboten und konsumiert werden, ha­
ben alle eine Gleichbehandlung zugute. Das ist doch völlig 
klar. Far mich ist es selbstverständlich, dass der Grundver­
sorgungsbereich bei einem Obligatorium für alle gleich zu 
handhaben Ist Es orientiert sich an der Beitragspflicht und 
nicht an dem Ort, wo die Leistungen bezogen werden. 
Es kommt nun dazu, dass die Vereinbarung, um die es hier 
geht. nicht von allen mitgetragen wird. Es droht also neues 
Ungemach, wenn wir hier nicht Folge leisten. Es braucht nun 
den Gesetzgeber, der die fragwQrdige Vereinbarung - sie ist 
rechtlich fragwQrdlg - mit Gesetzescharakter versieht, um 
die Durchsetzung Oberhaupt zu ermöglichen. Das helsst nun 
aber nicht, dass offensichtliche, In den vergangenen Jahren 
gemachte Fehlleistungen gemäss diesem Vertrag, den es 
umzusetzen gilt, von uns korrigiert werden sollen, indem wir 
neue Ungerechtigkeiten vorsehen. 
Wenn Versicherte, welche im Privatspital Leistungen bezie­
hen, nicht einbezogen sind, werden diese Leistungserbrin­
ger klar benachteiligt. Es werden aber vor allem die 
Versicherten benachteiligt. weil sie nämlich bei. gleichem 
Leistungsbezug ungleich behandelt werden. Es warde mich 
deshalb nicht überraschen - sofern sich die Mehrheit der 
beiden Kammern für die Version des ständerates entschei­
det und sie sich durchsetzt -, wenn wir uns vor Inkraftset­
zung der nächsten Revision des KVG, die Ja zurzeit im 
Gange ist, wieder mit dieser Frage, die hier zur Diskussion 
steht, beschäftigen müssten, weil diese Position rechtlich 
unhaltbar ist und angefochten werden könnte. Mich WOrde 
es auch nicht wundern, wenn Privatspitäler aufgrund dieser 
Vorlage vor den Richter gehen und klagen, sie bzw. die Kun­
den, die in ihrem Privatspital liegen, warden ungerecht be­
handelt Wenn sie damit Recht bekommen warden, dann 
ständen wir wieder vor einem Scherbenhaufen. 
Die SVP-Fraktlon wird in Artikel 1 am Antrag der Kommissi­
onsmehrheit festhalten, weil wir glauben, dass damit ein 
hängiges Problem sauber gelöst werden kann. 

Rosslnl Sttlphane (S, VS): Nous sommes ici dans une sl­
tuation d'accord entre les cantons et les assureurs. Nous 
sommes ici dans une situation ftlderaliste ou toutes les pro­
positlons visant a transferer des competences des cantons 
vers la Confederation sont systematlquement refusees. 
Alors, ne pensez-vous pas qu'en soutenant la proposition de 
la majorlte de la commisslon, en tant qua Parlament federal, 
nousavons une attitude incoherente par rapport aux autres 
declsions qu'll a prises et surtout une attitude d'arrogance a 
l'egard des cantons et des centaines de millions de francs 
de charges supplementaires que nous allons leur imposer? 

Bortoluzzl Toni c,J, ZH): Sehr verehrter Kollege Rossini, ich 
bin natürlich der Meinung, dass der Gesetzgeber im Land 
das Parlament Ist und wir die Rahmenbedingungen schaf­
fen, mit denen gearbeitet werden muss. Es geht nicht an, 
dass wir Vereinbarungen zwischen Kantonen und privaten 
Organisationen - das sind die Krankenkassen -, die, was 
die BOrgerin und den Bürger betrifft, meines Erachtens 
rechtlich nicht haltbar sind, nun einfach autonom nachvoll­
ziehen. Wir müssten den Vertrag - ich habe es gesagt -

nicht nachvollziehen, wenn sich die Vertragspartner wirklich 
einig wären. Es bräuchte keinen Gesetzgeber, wenn die 
Kantone und die Krankenversicherer ohne Ausnahme dieser 
Vertragsbestimmung ihre Zustimmung geben würden. Aber 
das Problem liegt eben darin - und darum braucht man 
uns -, dass einzelne Versicherungen und einzelne Kantone 
auch mit diesem Vertrag nicht einverstanden sind. Das Ist 
das Problem, das uns vorliegt, und darum braucht es den 
Gesetzgeber. 
Aber ich bin auch der Meinung, dass wir nicht Vollzugsorgan 
von Kantonsregierungen und privaten Organisationen sind, 
sondern wir sind Gesetzgeber und sind der Bevölkarung ver­
pflichtet. Wenn wir einfach nachvollziehen, denke Ich, vertre­
ten wir zu einem wesentlichen Teil nicht die Interessen der 
Bevölkerung, und das kann ich nicht mittragen. 

Heberleln 1lix (R, ZH), für die Kommission: Die Mehrheit der 
Kommission ist mit Stichentscheid des Präsidenten, der seine 
Auffassung jetzt klar begründen konnte, der Meinung, dass 
die Gleichbehandlung der Zusatzversicherten in allen Spitä­
lern sofort eingeführt werden muss, dass die Kantone lange 
genug die vom KVG vorgeschriebene Auszahlung des So­
ckalbeltrages an alle Versicherten hinausgeschoben haben. 
Sie haben sich damit Beiträge In Millionenhöhe erspart, zu­
lasten der Versicherten, nicht zulasten der Institutionen. Die 
Kantone verpflichten sich denn auch in dieser Vereinbarung 
mit Santesuisse, für die Zelt bis zum 31. Dezember 2001 da­
für rund 250 Millionen Franken pauschal zu bezahlen. Zwar 
diskutieren wir heute eine Übergangsregelung, die bis zum 
31. Dezember 2004 gelten soll. Wir sind aber keineswegs 
sicher, dass bis zu diesem Zeitpunkt die ordentliche KVG­
Revlsion in Kraft treten kann. Dort hat der Ständerat, wie ich 
dies bereits beim Eintreten ausgeführt habe, den Einbezug 
der Privatspitäler, die in der Spltalllste aufgeführt sind, auf 
Antrag des Bundesrates und von Frau Bundesrätin Dreifuss 
beschlossen. Herr Waber, dies zur Ergänzung: Hier können 
die Rahmenbedingungen gesetzt werden. 
Die Kommissionsmehrheit möchte diesem Entscheid sofort 
zum Durchbruch verhelfen, kann es doch für einige Spitäler 
existenzentscheidend sein, ob die Zusatzversicherten be­
reits heute oder erst in vier bis fünf Jahren den ihnen zuste­
henden Beitrag an die Behandlung erhalten oder nicht. 
Die Kommissionsminderheit vertritt die Auffassung, dass 
eine derart wichtige Gesetzesanpassung nicht via Über­
gangsrecht eingeführt werden dürfe, sondern im ordentli­
chen Gesetzgebungsverfahren, wie dies der ständerat vor­
gesehen hat. Nur so können auch die Rahmenbedingungen 
entsprechend vorbereitet werden. 
Im Namen der Kommissionsmehrheit ersuche ich Sie, den 
Antrag der Minderheit Baumann abzulehnen. 

Fattebert Jean (V, VD), pour Ja commlssion: A mon tour de 
vous rappeler rapidement, parce que les prlnclpaux argu­
ments, vous les avez dejä entendus, que c'est par un vote 
de 10 voix contre 10, avec la volx prtlponderante du presi­
dent, que la commission a tranche en faveur d'un elarglsse­
ment de la decision du Conseil des Etats aux cliniques 
prlvees. 
Elle a estimtl qu'il n'y avait pas Heu de discrimlner les assu­
rtls au benefice d'assurances complementalres hebergtls lci 
ou allleurs. Elle prend de ce falt la direction qui est prlflVue de 
toute fagon dans Ja deuxieme rtlvision de la LAMal. II taut 
soullgner que les accords qul ont ete conclus l'ont ettl entre 
les cantons et les assurances, mals pas forcement avec les 
cßnlques. 
La mlnorlte estime que Ja majorlte de la commission falt des 
cadeaux aux cliniques privees. La majorlte, elle, estime que 
les clinlques privees font partie du paysage hospltalier et 
que toute planification hospltaliere dolt en tenlr compte. 
Dans cette perspective, II y a aussi des tlconomles posslbles 
sur le plan des investlssements. 
De plus, nous devons 6viter que trop de personnes ne qult­
tent les assurances complementaires. Les prestations de ce 
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genre lalssent un benefice qui subventionne indlrectement 
les solns de base. M. Cavalli assurait tout a l'heure que les 
cllniques privees augmentent le coat de la sante. II est evi­
dent que globalement, s'il y a plus de prestations plus 
Juxueuses, cela augmente le chlffre total, mais ces supple­
ments sont flnances par les assures concernes. Cela va 
meme, a ma connalssance, au-dela: cela permet de financer 
partiellement l'assurance de base. 
Nous vous recommandons donc, a l'artlcle 1 er alinea 1 er, de 
suivre la majorite de la commlssion. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: J'ai renonce a prendre 
la parole dans le debat d'entree en matiere, d'une part parce 
qu'elle n'etait pas combattue et d'autre part, a tout seigneur 
tout honneur, parce que certains ont parle de projet du Con­
seil federal. J'aimerais quand meme rendre hommage au 
Conseil des Etats qui a pris !'Initiative de ce texte, mais la 
collaboration entre l'adminlstration et le Parlament a ete, je 
crols, optimale. Nous nous trouvons face a un ensemble de 
bonnes volontes qui aimeraient que l'application de la LAMal 
se fasse dans la plus grande serenlte possible et que le long 
conflit qui a oppose les caisses-maladie et la Confederation 
aux cantons depuis l'entree en vigueur de la LAMal puisse 
etre regle d'une fay0n qui ne soft pas chaotique, d'une fay0n 
qui permette de garer ce passage, a notre avls deja bien tar­
dif, qul ne s'est pas falt entre l'ancienne lol et la LAMal. 
La lol actuelle est claire, falmerals le dire a M. Ruey, ancien 
chef du Departement de la sante et de l'action soclale du 
canton de Vaud. II n'y a aucune raison de priver des assu­
res - tous sont des assures qui beneflcient de la couverture 
de base (assures de base), tous sont des assures d'une as­
surance obligatoire - de la part que le canton versa en cas 
d'hospitalisation dans les höpitaux qu'II subventionne, et 
seulement dans ceux-la. La logique que je souhalte depas­
ser, et c'est la raison pour laquelle le Conseil federal a falt 
des propositions pour changer les regles de flnancement 
des höpitaux, c'est celle qui consiste a dlre que le canton 
pale dans ces höpitaux pour les personnes qui n'ont que 
l'assurance de base. Les cantons dolvent se rendre compte 
qu'avec la LAMal, les personnes qui ont une assurance 
complementaire sont aussi des assures de base qui ont droit 
exactement au meme traitement. 
Nous nous situons bien ici dans le cadre de la LAMal. Les 
rapporteurs, en particulier, ont souligne que cette loi doit etre 
revisee. La revislon, que nous vous proposons par ailleurs -
qui a deja bien passe le cap du Conseil des Etats, et je ne 
doute pas qu'elle passera aussi le cap du Conseil national -
consiste a dire cecl: pour pouvolr traiter sur un pled d'egallte 
les cliniques privees et les höpitaux subventionnes, il taut 
que les memes regles de flnancement s'appllquent aux tral· 
tements dispenses dans un höpital prive non subventlonne, 
a condition qu'il corresponde a la planif10atlon determinee et 
flgure sur la liste hospitaliere avec un mandat de prestatlons. 
II y a donc une loglque a dire que la seule chose qui nous In­
teresse maintenant, c'est de savoir comment nous pouvons, 
par une solution transitoire, rendre plus facile la pleine appli­
catlon de la lol actuelle, tout en preparant une revision qui 
elargira le droit des personnes qui ont des assurances com­
plementaires. Donc, la separatlon me paraTt Justifiee. 
C'est la raison pour laquelle je vous invite tres fermement a 
sulvre la minorite a l'artlcle 1 er alinea 1 er. 
Mals II y a une autre chose qul est importante. Je l'ai dit, 
l'objectlf, c'est de reduire autant que posslble le caractere 
peu harmonleux du fonctionnement de la LAMal. II est peu 
harmonleux parce qu'il y a beaucoup d'lnterets qui sont tou­
ches. Beaucoup de dysfonctlonnements ont ete mls en evi­
dence par la LAMal, beaucoup de choses qu'on acceptalt 
depuis des decennles parce qu'on ne se rendalt pas compte 
de ce qui se passait. Avec le nouveau systeme, on com­
prend de mieux en mieux le fonctionnement, et cela cree 
passablement de difflcultes, d'antagonismes et de tentatives 
de tirer la couverture A soi. Donc, sans du tout cacher ces 
problemes, je trouve que c'est un des immenses avantages 
de la LAMal que d'avoir mis en evidence les dysfonctionne­
ments du systeme et de nous permettre de les corriger, de 
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faire des incitations ciblees, car il taut quand meme eviter, la 
ou on le peut, que la mer soit trop agltee. Dans le domaine 
du financement des hOpitaux, il est vrai qu'elle a ete terrible­
ment agitee. C'est la raison pour laquelle nous considerons 
qu'il taut d'abord creer les conditions pour que les cliniques 
prlvees pulssent egalement jouir du meme modele de finan­
cement que les höpitaux publics, conditlons qui ne sont 
aujourd'hui pas realisees. 
Parmi les condltlons non realisees, II est clair que le systeme 
de flnancement raste de toute fay()n different, actuellement, 
puisqu'il y a une obligatlon des cantons de couvrir !es defl­
cits de leurs propres hOpitaux; pas de payer pour les presta­
tlons, mals de payer pour les deticits. Nous voulons changer 
cela au moyen de la revision. Nous voulons un systeme de 
comptabilite qui soit plus transparent. Cela s'est revele as­
sez difficile a mettre en place, mais nous sommes a bout 
touchant. 
Nous voulons que las Jistes hospitalieres soient etablies par 
!es cantons et qu'elles lncluent et traitent de la meme faQOn 
les höpitaux publics et les clinlques privees. Cependant - et 
nous avons accepte cette strategle parce qu'II peut 13tre diffl­
cile d'etre chef du Departement de la sante dans un canton, 
bien plus difflcile que de 1'13tre au niveau de la Confedera­
tlon - la difflculte est la sulvante. Beaucoup de cantons ont 
dlt «Nous falsons une planification pour le nombre de llts 
dans les höpitaux publlcs, mais les clinlques privees, nous 
les prenons toutes sur la liste; qu'elles soient necessalres ou 
pas, qu'elles correspondent a un besoin ou pas, a partir du 
moment ou elles correspondent aux regles professionnelles. 
Donc, mäme si elles selectionnent certalns types de traite­
ments tucratifs, mAme si alles utilisent une niche partlcullere 
et qu'elles tont concurrence eventuellement a des hOpltaux 
qui ont une täche publique beaucoup plus lmportante, !es di­
recteurs cantonaux des affaires sanitaires les prennent par 
gain de palx. II taut donc une liste A qui repose sur une ana­
lyse des besoins, et une liste B ou tous les etabllssements 
figurent, a condition qua les conditions d'hygiene, de forma­
tion, d'installatlon, etc., soient remplies.» 
Dans le cadre de cette double liste, il n'est pas possible de 
partlr de l'idee que les cantons remunereront toutes les 
prestations fournies dans ces clinlques, qu'elles correspon­
dent ou non a un besoin. II nous faut d'abord des conditions 
de planlfication, une responsabilite cantonale, une analyse 
generale des besoins. A ce moment-la, on pourra dlre: 
«Mettons au concours ces differents besolns entre le public 
et le prive», et je tiendrai parole. J'ai toujours dit qu'II n'y 
avait aucune raison de ne pas traiter une clinlque privee de 
la meme fay0n qu'un höpital publlc. Mals on devra lul don­
ner, a ce moment-la, un mandat de prestations; on devra lul 
demander eventuellement des services a la population en 
plus de ce qu'elle est prete a foumir spontanement. II taudra 
lui demander d'avoir peut-etre une section qui accuelllera les 
personnes qui ne sont que des assures de base, une sec­
tlon generale. 
Donc, vous voyez que les conditions-cadres ne sont pas en­
core realisees. Nous allons les realiser au moyen de la re­
torme qui est actuertement devant le Parlament et c'est la 
ralson pour laquelle nous dlsons de ne pas le faire dans le 
cadre de cette lol federale urgente, car cela introduit un ele­
ment etranger a la LAMal en vigueur. Je remercie en partlcu­
lier ceux qui ont des llens avec les cliniques privees. Je 
pense a MM. Waber et Pelli qul, tout en reconnaissant leurs 
llens d'lnterets avec ces dernieres, dlsent: «Aujourd'hui, ce 
que nous voulons, c'est que la LAMal sott appliquee, et si 
elle n'est pas appliquee tout de suite avec toute la rigueur 
voulue, alors qu'elle le soit d'une fay0n qul permette aux 
cantons et aux calsses-maladle de garer ce passage.» Je 
m'engage, comme je l'ai deja fait et le message du Conseil 
tederal en est la preuve, a regler le probleme de l'harmonl­
satlon des conditions de fonctionnement des cllniques prl­
vees et des höpitaux publics a travers la reforme qul est 
aujourd'hui devant te Parlament. Mais parce que les choses 
sont dejA entre vos mains, ne melangez pas aujourd'hui l'ap­
plication de la LAMal teile qu'elle est et las projets dont vous 
aurez a debattre, Je l'esp~re, en septembre. 
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Je vous prie donc d'accepter la propositlon de minorlte Bau­
mann Stephanle. Vous rendez un service aux cantons. 
L!analyse de M. Barer est juste, je la partage. Les cantons 
ont eoonomise pendant des annees, en partie par lgnorance 
de l'lnterpretatlon de la lol. II ne suffit pas que je leur expli­
que la loi pour qu'ils changent d'oplnion, je le reconnals vo­
lontlers. II taut parfois la force d'un tribunal pour confirmer 
une analyse du Conseil federal au de radministratlon, mais 
nous les aidons a faire cette transltlon, et Je crois que c'est 
necessaire. 
Je vous donne une Information qul m'a etonnee. Je partals 
de !'Idee que le nombre de personnes assurees en divislon 
prlvee et semi-prlvee continuait ä dimlnuer, ce que nous ne 
souhaitons pas. Je puis vous rassurer, les derniers chiffres 
montrent une stabilisation du nombre de personnes assu­
rees en prlve et en seml-prlve. On peut certainement partlr 
de l'idee que le catendrler des reformes que nous avons fixe 
permettra de maintenlr les qualites de notre service. 
II est sage de soutenlr 1a proposltion de la minorlte et d'ad­
herer ä la decislon du Conseil des Etats. 
A propos, mais <;a n'a rlen ä voir avec l'objet, cet apres-midl 
je rencontrerai les directeurs cantonaux des affaires sanltai­
res. Je crols que <;a seralt posltif sl je pouvais leur dire qu'il 
n'y a pas de dlvergences entre les deux Chambres au seule­
ment des dlvergences faciles ä eliminer; nous le verrons taut 
ä l'heure avec la derniere proposltlon. En fait, vous pouvez 
conflrmer maintenant l'accord passe par les cantons avec 
les calsses-maladie. Celui-ci porte sur l'annee 2001, et ta 
transltion se fera dans !'ordre. Vous aurez economise de l'ar­
gent, vous lnterpreterez la loi comme elle doit l'&tre, et vous 
concretiserez le systeme mis en place par 1a LAMal, ä taut le 
moins en grande partle, en ayant enfln tire un trait sur un 
passe marque par des conflits. 

Ruey Claude (L, VD): J'ai prls note des engagements lnte­
ressants que vous avez prls et des pistes que vous avez 
evoquees, et je vous pose deux questions: 
1. Lorsque vous dites qu'II est urgent d'attendre - certalns 
de nos collegues dfsent aussi qu'il y a un vrai probleme, 
mais qu'II est urgent d'attendre -, ne croyez-vous pas que 
l'on flnira par attendre que les cliniques privees aient 
«creve» pour ensulte se mettre ä leur chevet? 
2. Vous avez evoque une questlon de principe que Je com­
prends parfaitement. Vous dites que l'on ne subventionnera 
pas des chambres privees dans des hOpltaux qui ne sont 
pas subventionnes par les pouvolrs publics. Mais j'almerals 
vous demander si vous savez que les subventions des can­
tons pour les hOpltaux reconnus d'interM public ne portent 
pas sur les chambres prlvees. En taut cas dans man canton, 
les subventions publlques pour les hOpitaux publics et recon­
nus d'inter&t publ!c ne portent pas sur la partie prlvee de cet 
hOpltal. Par consequent, quelle difference faites-vous entre 
une partle privee d'un hOpital publlc non subventionne et un 
hOpltal prlve non subventlonne? Personnellement, je ne vols 
pas la difference. 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: A la premiere question, 
je reponds, premierement, qu'il n'y a plus de reduction de la 
proportlon des personnes assurees en dlvlsion prlvee et 
semi-prlvee. Donc, la cllentele est encore la. Deuxieme­
ment, II n'y a pas de trou dans le financement des cliniques 
prlvees. Est-ce que dans les negoclations tarlfaires, comme 
quelqu'un l'a dit taut ä l'heure, il arrive que les calsses-mala­
die tirent davantage la couverture ä alles? Pour mal, dans 
d'autres cas, ce sont les cllniques prlvees. Je ne peux pas 
Juger de la Justesse absolue du tarlf, mais Je peux vous as­
surer que le systeme de la LAMal garantit egalement que les 
cllniques privees qul rempl!ssent les conditions legales re­
c;olvent leur financement pour les prestations LAMal. Vous 
savez qu'II y a mäme eu, lä aussl, des arr&ts du Tribunal fe­
deral des assurances. 
S'agissant de la remuneration des sejours en cliniques pri­
vees par l'assurance de base, las caisses-maladie prevoient 
le flnancement non seulement de l'integraiite de la partle de 
base, mais egalement des investissements dans les cllni-

ques privees. Dans les tarlfs negocles avec les caisses-ma­
ladie, les lnvestissements sont egalement pris en campte 
dans leur integrallte. Je ne peux pas vous presenter ici les 
excellents graphlques de mes collaboratrlces et de mes col­
laborateurs de l'OFAS, mais II y a plusieurs elements dans 
un forfalt hospltalier au une facture hospltaliere: les investis­
sements qul, pour les höpltaux prlves, sont pris en charge 
pour partle par l'assurance de base egalement, par les can­
tons dans les hOpltaux publics et pas du taut par l'assurance 
de base. Pour la partie qui correspond aux prestations de 
base, l'assurance de base finance les prestatlons LAMal 
foumies dans une cllnlque prlvee egalement, et dans un hO­
pltal public, c'est 50-50. Enfin, en ce qul conceme le sur­
plus, ce qul est lle au confort, au libre choix du medecln, 
etc., cela est paye integralement par l'assurance comple­
mentaire. Dans ce sens-lä, il n'y a pas de lacune. les clini­
ques prlvees, quant a alles, peuvent facturer l'ensemble, et il 
n'est pas question pour nous de les faire disparattre. 
Le probleme que vous avez souleve dans votre deuxleme 
question est juste, et c'est ce qui me falt agir. M. Cavalli en 
parlalt taut a l'heure. J'essale depuis six ans de convaincre 
mes collegues. Je n'ai pas reussi a le faire, mals 11s se sont 
reslgnes, je crois, ä la chose. Je pars de l'idee que dans un 
systeme obligatoire d'assurance-maladie, chaque assure, 
pour la partie obligatoirement remboursee par l'assurance­
maladie, dolt &tre tralte de la m&me fac;on. C'est une Inter­
pretation, et le Tribunal federal des assurances l'a fort blen 
dit, qul veut qu'aucun assure n'a pas ä payer lui-m&me pour 
1a partle des prestatlons de base. Cela est garanti, Monsieur 
Ruey. 
Avec le systeme decrit taut ä !'heure, la protection tarlfaire 
est garantle egalement pour 1a personne assuree qui est 
hospitalisee dans une clinique prlvee. Ce n'est ni elle ni son 
assurance complementaire qui dolt payer pour l'integrallte 
des prestatlons de base, mais son assurance de base. En 
d'autres termes, sur le plan juridique, ce que je dis ici est 
evident sl une caisse-maladie exigeait aujourd'hui des can­
tons la prise en charge d'une partle des coOts du traltement 
dans une clinique prlvee, eile n'auralt aucune chance. Je le 
dis vraiment avec l'assurance de quelqu'un qul se bat depuls 
siX ans pour que 1a LAMal soit correctement lnterpretee, y 
compris par les cantons. 
Excusez-mol d'avoir ete un peu longue. Votre questlon avait 
l'avantage de la brlevete, mals je crois qu'il etait necessalre 
de retabllr les choses. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 101 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 64 Stimmen 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.3 
Wird das Referendum gegen dieses Gesetz ergriffen, be­
stimmt der Bundesrat Ober das Inkrafttreten. 

Antrag Raggenbass 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.3 
Proposition de /a commission 
Ai. 1 
La presente loi est sujette au referendum facultatlf. 
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Al.2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al.3 
Si elle fait l'objet d'un referendum, il appartient au Conseil 
federal de fixer 1a date de son entree en vigueur. 

Proposition Raggenbass 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): J'attire 
votre attention sur une erreur qui figure dans les deux de-­
pliants, en franc;ais et en allemand, dans la colonne de 
gauche: II s'agit bien du projet de Ja commission du Conseil 
des Etats et non pas du projet de celle du Conseil national. 

Raggenbass Hansuell (C, TG): Mit meinem Antrag will ich 
das Gesetz mit dem Ständerat und dem Bundesrat dringlich 
erklären; Sie sehen das auf der Fahne. Mein Antrag ändert 
an der rOckwirkenden Inkraftsetzung per 1. Januar 2002 und 
der limitierten Dauer des Gesetzes bis 31. Dezember 2004 
nichts; ich verweise auf Absatz 2. 
Die Kombination von Dringlichkeit und rückwirkender Inkraft­
setzung ist verfassungsrechtlich heikel und wurde bisher 
noch nie praktiziert. Wie Bundeskanzlei und Bundesamt für 
Justiz übereinstimmend festhalten, bestimmt zwar Arti­
kel 165 Absatz 1 der Bundesverfassung, dass ein dringlich 
erklärtes Gesetz sofort in Kraft gesetzt wird; die Bestimmung 
lässt jedoch offen, ob das Parlament in der Wahl des Ter­
mins des lnkrafttretens frei ist. Artikel 165 Absatz 2 der Bun­
desverfassung besagt, dass ein dringlich erklärtes Gesetz 
ein Jahr nach Annahme durch das Parlament ausser Kraft 
tritt, wenn das Referendum dagegen ergriffen wird und das 
Gesetz vom Volk nicht innert Jahresfrist angenommen wird. 
Dieser Passus könnte nun so gedeutet werden, dass eine 
rückwirkende Inkraftsetzung eines dringlichen Bundesgeset­
zes nicht vorgesehen ist. Zwingend ist diese Auslegung je­
doch nicht. 
Beim vorliegenden Bundesgesetz haben wir jedoch einen 
ganz speziellen Fall vor uns, der die dringliche Inkraftset­
zung zwingend erheischt und eine kurzfristige Rückwirkung 
notwendig macht 
1. Die betroffenen Kantone und Krankenversicherer haben 
die Abmachung und damit quasi das Gesetz weitgehend ak­
~ptiert. Die Spitäler sind Intern sogar bereits angewiesen 
worden, so abzurechnen, wie wenn das Abkommen bereits 
in Kraft wäre. Faktisch sind die Kantone davon ausgegan­
gen, dass der Nationalrat dem Ständerat zustimmen würde. 
Nachdem die Spitäler lange Zeit nicht mehr voll Rechnung 
gestellt haben, ist die Situation jetzt deblockiert, und die 
Rechnungen treffen massenhaft bei den Krankenversiche­
rern ein. 
2. Der Wirkungstermin muss aus Abrechnungsgründen auf 
Beginn eines Jahres angesetzt werden, ansonsten die Lö­
sung für die Kantone und Krankenversicherer nicht hand­
habbar wäre. 
3. Auf die Rückwirkung ist mit der Abstufung gemäss Arti­
kel 1 - im Jahr 2002 nur eo Prozent, im Jahr 2003 nur 
80 Prozent - bewusst Rücksicht genommen worden. 
4. Die Dringlichkeit ist in hohem Masse ausgewiesen. Ohne 
Dringlicherklärung würde die heutige, inakzeptable Unsi­
cherheit zwischen Kantonen, Spitälern und Krankenversi­
cherern in unzumutbarer Weise weiter bestehen, mindes­
tens bis Oktober 2002 oder sogar bis Januar 2003. Die 
Rückwirkungsdauer würde dadurch überdies ohne Not aus­
gedehnt. 
Bis zur Inkraftsetzung des Gesetzes wäre unklar, wie die Kos­
tenübernahme durch die Kantone in der Praxis und konkret 
abzuwickeln wäre. Der Kantonsbeitrag ist für jedes einzelne 
Spital bzw. für jeden Spitalaufenthalt geltend zu machen. 
Insbesondere sind die anrechenbaren Kosten äusserst 
schwierig zu ermitteln, und der massgebliche Assura-Ent­
scheld des 8dgenössischen Versicherungsgerichtes spricht 
sich dazu nicht aus. Die einzelfallweise Abwicklung wäre 
überaus aufwendig und komplex, wenn nicht gar teilweise 
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nicht machbar. Es wären darüber hinaus weitere Gerichts­
verfahren vorprogrammiert. Die Spitalrechnungen blieben 
teilweise in der Schwebe, da bis zur definitiven Bereinigung 
wohl die Gerichtsverfahren abgewartet werden müssten. 
Die Dringlicherklärung stellt die einzige Möglichkeit dar, um 
die Vereinbarung zwischen Kantonen und Krankenversiche­
rern mit hoher Wahrscheinlichkeit zum Erfolg zu führen. 
Ohne Dringlicherklärung steht die Übereinkunft auf dem 
Spiel. Die Beseitigung der letzten Differenz zum Ständerat 
führt zu einer schnellen Lösung und Inkraftsetzung. 
Ich bitte Sie deshalb um Zustimmung zu meinem Antrag. 

Gross Jost (S, TG): Ich bitte Sie im Namen der SP-Fraktion, 
den Antrag Raggenbass zu unterstützen und das Gesetz für 
dringlich zu erklären. Vieles ist schon gesagt, Ich kann mich 
kurz fassen. 
Es braucht ein für dringlich erklärtes Bundesgesetz, das 
sofort zur Wirkung kommen kann. Alles andere wäre eine 
Einladung an gewisse Versicherer, das Referendum zu er­
greifen. Ein grosser Versicherer, das wissen wir, der die Ur• 
teile des Eidgenössischen Versicherungsgerichtes erwirkt 
hat, ist schon in den startlöchem. Damit würde dieser sehr 
wohl vertretbare Kompromiss, den wir jetzt im Grundsatz ge­
billigt haben, gefährdet Das Gesetz wäre ohne Dringlicher­
klärung tot, bevor es aus der Taufe gehoben wäre. Damit 
würde auch - es ist gesagt worden - eine zusätzliche Diffe­
renz zum Ständerat geschaffen. Das Inkrafttreten würde sich 
zusätzlich verzögern. Damit würde auch die rückwirkende 
Anwendung für 2002 infrage gestellt oder prekär. Schon 
eine halbjährige Rückwirkung ist prekär, ist nicht unbedenk­
lich, ritzt das Prinzip des Gesetzesvorbehaltes. Wenn wir 
jetzt hingehen und das Ganze durch diese Differenz noch 
zusätzlich verzögern, die Rückwirkung hoch länger wird, 
wäre das rechtsstaatlich bedenklich; deshalb ist der Schön­
heitsfehler, auf den Herr Raggenbass hingewiesen hat, dass 
dieses für dringlich erklärte Gesetz länger als ein Jahr in 
Wirkung wäre, rechtsstaatlich weniger bedenklich, als wenn 
die Rückwirkung neun, zehn, elf Monate andauern würde. 
Wir befinden uns in einer ausserordentlichen Situation. Es 
ist ein Gesetz für einen gesetzgeberischen Notstand, der 
aufgrund dieser EVG-Urteile entstanden ist; deshalb ist 
diese Dringlicherklärung sehr wohl vertretbar und absolut 
notwendig, damit das Gesetz Oberhaupt in Wirkung treten 
kann, und zwar sofort. 
Ich danke Ihnen für die Zustimmung zum Antrag Raggen­
bass. 

Heberiein Trlx (R, ZH), für die Kommission: Sie sehen, wir 
haben hier eine Differenz zwischen National- und Ständerat. 
Die Kommission hat auf Antrag und Wunsch der Bundes­
kanzlei auf die Dringlichkeit verzichtet und ein normal in 
Kraft tretendes Gesetz beantragt. Die Begründung der Bun­
deskanzlei war, dass es noch nie ein dringliches Bundesge­
setz gegeben hat, das gleichzeitig auch noch rückwirkend in 
Kraft tritt. 
Ich kann mich aber mit dem Antrag Raggenbass sicher ein• 
verstanden erklären. Er schafft Rechtssicherheit. Wir wissen 
dann, dass die Vereinbarung, welche mit sehr viel Herzblut, 
gegen sehr viel Widerstand der Kantone, mit sehr viel Enga­
gement von allen verschiedenen Kreisen nun unter Dach 
und Fach gebracht wurde, auch sofort In Kraft treten und ihre 
Wirkung entfalten kann - im Interesse eines raschen und 
tragenden Entscheides. Das kann auch die Bundeskanzlei 
letztlich «schlucken», möchte ich sagen, dies umso mehr, 
als eine Dringlicherklärung hier nicht verfassungswidrig ist -
wir haben es von Herrn Raggenbass gehört-; es ist nur 
noch nie in dieser Art und Weise beschlossen worden. 
Gestatten Sie mir aber noch eine Schlussbemerkung, und 
dies nicht nur als Kommissionssprecherin, sondern auch 
aus persönlicher Sichtweise. Unsere Kommission hat zwar 
keinen Einfluss auf die Höhe der Prämien der Zusatzver­
sicherungen. Wir möchten aber zuhanden der Krankenkas­
sen und des Bundesamtes für Privatversicherungen klar 
festhalten: Wir erwarten, dass diese Beiträge, die nun allen 
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Versicherten zugute kommen, nicht einfach im System der 
Krankenversicherungen versickern, sondem dass sie zu­
gunsten der Reduktion der Prämien der Zusatzversi­
cherungen umgelagert werden. Der Vollzug ist einfach und 
prag-matisch zu gestalten und muss sich sofort auf die Prä­
mien auswirken. Damit werden letztlich auch die Kantone 
wieder entlastet: je mehr ZUsatzversicherte, desto höher der 
Kostendeckungsgrad der Spitäler. Dieser Auffassung Ist 
auch der Bundesrat, wenn Sie die Antworten auf die Inter­
pellationen Joder 02.3084 und Scheurer Remy 02.3075 le­
sen. 
Ich beantrage Ihnen daher- Ich kann dies nicht im Namen 
der Kommission tun, tue es aber in meinem Namen -, dem 
Antrag Raggenbass zuzustimmen und damit die Vorlage ge­
samthaft zu genehmigen. 

Fattebert Jean 01, VD), pour la commlsslon: La commlssion 
a adopte la proposltlon qul flgure dans le depliant en s'ap• 
puyant sur un avls de droit de la Chancellerie federale qul dl­
salt que les lois urgentes entraient toujours en vigueur selon 
le voeu des Chambres federales, mais dans les 14 Jours qui 
sulvalent la declslon. Elle cralgnalt, avec cet effet retroactif 
deslre au 1 er janvier demier, creer un precedent qul pourralt 
poser probleme. 
Mais un avls de drolt peut en cacher un autre, vous le savez. 
Nous pouvons vlvre parfaltement avec la proposltion Rag­
genbass, d'autant plus qu'aux dernieres nouvelles il apparatt 
que, tormellement, nous devons prendre la declsion sur la 
clause d'urgence aprllls avoir elimine toutes les divergences 
avec le Conseil des Etats. 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: Comme je l'ai dit, nous 
avons aide a preparer ce texte a !'Intention de la commlsslon 
du Conseil des Etats qul avalt prls cette initiative blenvenue. 
A ce moment-la, nous avons lnterroge l'Offlce federal de la 
justice qui a confirme la possiblllte de faire entrer une loi en 
vigueur a tltre retroactlf mais de maniere limitee dans le 
temps. C'est la ralson pour laquelle nous avons aussl sou­
tenu dans notre prise de posltlon la declslon du Conseil des 
Etats. Et puis, un collaborateur fort avise et tras soucleux de 
l'appllcatlon des drolts populaires a dlt: «La, vous faltes 
quand mAme quelque chose d'un peu nouveau. En prlncipe, 
il faudrait eviter qu'une loi federale urgente, qul a pour effet 
une entree en vigueur immediate qul permet d'echapper au 
delai referendalre, soit encore accompagnee d'un effet re­
troactif.» Sur la base de cette analyse, la commission du 
Conseil national a propose que l'on renonce au caractere ur­
gent 
C'est la quese situe la dlvergence. C'est une question d'in­
terpretatlon: prefere-t-on faire entrer la loi en vigueur au 
1 er Janvler 2002, retroactlvement de neuf mois, par une de­
clsion en septembre, une loi ordlnaire a l'issu du delal refe­
rendaire, voire mAme plus tard si un referendum etait lance 
et rejete par la suite? ou vaut-il mieux prendre une decislon 
en juin sur la clause d'urgence et faire entrer en vigueur la 
nouvelle loi au 1 er janvier 2002 egalement? Ators, etant 
donne le caractere sensible qu'il y a de declarer une loi fe­
derale urgente, la commlssion du Conseil national est partle 
de l'ldee qu'll vatait mieux choislr la voie ordinaire. Etant 
donne l'urgence de clarifler le systeme, de permettre aux 
factures d'Atre emises, de perrnettre ä l'arrangement entre 
las calsses et les cantons qul porte sur l'annee 2001 d'entrer 
en vigueur et ensulte d'avoir une reglementation dans la du­
ree qul permette enfln de reatiser par etapes l'application de 
la LAMal, je comprends blen que M. Raggenbass reclame 
une decislon clalre. Prenons la declslon de faire entrer en vi­
gueur la loi federale tout de suite. Nous ne nous eloignons 
qua de six mols de la date d'entree en vlgueur effectlve, 
c'est-a-dire le 1 er Janvler 2002. Je pourrais aussi me rallier ä 
une declslon qui irait dans le sens de la proposition Raggen• 
bass. 
C'est vralment au Parlament qu'il appartlent de prendre 
cette decislon. C'est a lui de savoir ce qu'll prefere: soit sui 
vre la voie ordinaire, qui falt que l'on verra tardivement ce qu 

se passe et que la periode de retroactlvite sera d'autant plus 
longue, solt prendre une declsion maintenant, qul prendra 
effet tout de suite. 
Dans le deuxieme cas de flgure, nous n'aurons que slx mols 
de retroactlvite. Je vous laisse mattres de cette decision. 
Suivre la proposition Raggenbass auralt blen sOr l'avantage 
d'ellminer toute dlvergence avec le Conseil des Etats. 

Abstimmung- Vote 
FOr den Antrag Raggenbass .••• 128 Stimmen 
FOr den Antrag der Kommission .... 1 Stimme 

Gesamtabstimmung- Vote sur /'ensemble 
(namentlich - nominatlf: Beilage - Annexe 02.402/2325} 
Für Annahme des Entwurfes .... 125 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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377 Ständerat 

02.402 

Parlamentarische Initiative 
SGK-SR. 
Anpassung 
der kantonalen Beiträge 
für die innerkantonalen 
stationären Behandlungen 
Initiative parlementalre 
CSSS-CE. 
Adaptation 
des participations cantonales 
au financement 
des traitements hospitaliers 

Dringlichkeitsklause/ - C/ause d'urgence 
Einreichunosdatum 1a.02.02 
Date de~ 02 Q2 

R:hs~k3fidf3 
Stellungnahme des Bundesrates 15.03.02 (BBl) 
Avis du Conseil fed6ral 15.03.02 (FF) 

02.9001 

stinderat/Consell des Etats 21.03.02 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 06.06.02 (Zweitrat - Oewdeme Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 11.06.02 (Orlngllchkeitsklausel - Clause d'ur• 
gence) 
Nationalrat/Conseil national 11.06.02 (Orlngllchkeitsklausel - ClaUse d'ur­
gence) 
Ständerat/Conseil das Etats 21.06.02 (Sohlussabsllmmung- Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 21.06.02 (Sohlussa.bstimmung - Vote final) 

Frlck Bruno (C, SZ}, für die Kommission: Der Nationalrat ist 
dem Ständerat auch in der Dringlichkeit gefolgt. Er hat damit 
Einzelanträgen stattgegeben und ist nicht seiner Kommis­
sion gefolgt. In der Tat ist die Dringlichkeit aus zwei Granden 
ausgewiesen: 
1. Damit kann Oberhaupt erst das ganze Bundesgesetz zeit­
gerecht vollzogen werden. 
2. Die Dringlichkeit ist rechtlich durch ein Gutachten des 
Bundesamtes für Justiz ausgewiesen. 
Ich bitte Sie, dass Sie sich - nachdem sich der Nationalrat 
uns angeschlossen hat - ebenfalls für die Dringlichkeit aus­
sprechen. 

Bundesgesetz über die Anpassung der kantonalen Bel­
träge fflr die lnnerkantonalen stationären Behandlungen 
nach dem Bundesgesetz vom 18. März 1994 über die 
Krankenversicherung 
Lol federale sur l'adaptation des particlpatlons cantona­
les aux coQts des traltements hospltallers dlspenses 
dans le canton selon la lol federale du 18 mars 1994 sur 
l'assurance-maladle 

Abstimmung - Vota 
Für Annahme der Dringlichkeitsklausel •..• 39 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Das qualifizierte Mehr Ist erreicht 
La majorite qua/ifiee est acquise 
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02.402 

Parlamentarische Initiative 
SGK-SR. 
Anpassung 
der kantonalen Beiträge 
für die innerkantonalen 
stationären Behandlungen 
Initiative parlementaire 
CSSS-CE. 
Adaptation 
des participations cantonales 
au financement 
des traitements hospltaliers 

Dringlichkeitsklausel - C/ause d'urgence 

&a1ei~:i~~:&~82°2
•
02 

Bericht SGK•SR 13.02.02 (8812002 4365) 
Rapport CSSS-CE 13.02.02 (FF 2002 4062) 
Stellungnahme des Bundesrates 15.03.02 (881) 
Avis du Conseil f~ 15.03.02 (FF) 

StAndeiattConsell des Etats 21.03.02 (Erstrat - Premier Conselij 
Nationalrat/Conseil national 06.06.02 (Zwel!rat - Deuxieme ConselQ 
Ständerat/Conseil des Etats 11.06.02 (Drlngllchkel1sklausel - Clause d'ur­
gence) 
Nationalrat/Conseil national 11.06.02 (Drlngllchkeltsklausel - Clause d'ur­
gence) 
Ständerat/Conseil des Etats 21.06.02 (Schlussabsllmmung- Vote final) 
Nationalrat/Conseft national 21.06.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Bundesgesetz über die Anpassung der kantonalen 
Beiträge für die lnnerkantonalen stationären Behandlun­
gen nach dem Bundesgesetz vom 18. März 1994 Ober 
die Krankenversicherung 
Lol federale sur l'adaptatlon des partlclpations cantona­
les aux coOts des traltements hospltallers dlspenses 
dans le canton selon la lol federale du 18 mars 1994 sur 
l'assurance-maladle 

Abstimmung - Vote 
(namentlich nominatlf: Beilage - Annexe 02,40212397) 
Für Annahme der Dringlichkeitsklausel .... 157 stimmen 
Dagegen .... 7 stimmen S~ /IDir 
Das qualifizierte Mehr ist 8"eicht } 
La majorit(J qua/iflee est acquise ..5. f r · 2, 
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02.402 

Parlamentarische Initiative 
SGK-SR. 
Anpassung 
der kantonalen Beiträge 
für die innerkantonalen 
stationären Behandlungen 
Initiative parlementaire 
CSSS-CE. 
Adaptation 
des participaUons cantonales 
au financement 
des traitements hospitaliers 

Schlussabstimmung - Vote final 
Elnreichynasdatum 13.02 02 
Date de d@l 3.02.02 
Bericht SGK-SR 13.02.02 (BBI) 
Rapport CSSS-CE 13.02.02 (FF) 
Stellungnahme des Bundesrates 15.03.02 (BBI) 
Avis du Conseil federal 15.03.02 (FF) 

21 Juin 2002 

Ständerat/Conseil des Etats 21.03.02 (Erstrat- Premier Conseil) 
Natlonalrat/ConseU national 06.06.02 (Zweitrat - Deuxitme Conseil) 
Ständerat/ConseD des Etats 11.06.02 (Dringllohkeitsklausel - C!ause d'ur­
gence) 
Nationalrat/Conseil national 11.06.02 (Drlnglichkeltsklausel - C!ause d'ur­
gence) 
Ständerat/Conseil des Etats 21.06.02 (Schlussabstimmung - Vota final) 
Nationalrat/Conseil national 21.06.02 (Schlussabstimmung- Vote final) 

Bundesgesetz ilber die Anpassung der kantonalen Bel­
träge für die lnnerkantonalen stationären Behandlungen 
nach dem Bundesgesetz vom 18. März 1994 Qber die 
Krankenversicherung 
Lol federale sur l'adaptatlon des particlpations cantona­
les aux coQts des traltements hospltallers dlspenses 
dans le canton selon la lol federale du 18 mars 1994 sur 
rassurance-maladle 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 40 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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02.402 

Parlamentarische Initiative 
SGK-SR. 
Anpassung 
der kantonalen Beiträge 
für die innerkantonalen 
stationären Behandlungen 
Initiative parlementaire 
CSSS-CE. 
Adaptation 
des participations cantonales 
au financement 
des traitements hospitallers 

Schlussabstimmung - Vote final 
EJnreichungsdatum 1s.02.02 
Date c1e d8Jl6t 13.02 Q2 
Bericht SGK·SR 13.02.02 (BBI 2002 4365) 
Rapport CSSS-CE 13.02.02 (FF 2002 4062) 
Steßungnahme des Bundesrates 15.03.02 (BBI) 
Avis du Conseil f4kKlral 15.03.02 (FF) 

21 juin 2002 

Ständerat/Conseil des Etats 21.os.02 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 06.06.02 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 
ständerat/Consell des Etats 11.06.02 (Drlngllchkeltsklausel - Clause d'ur­
gence) 
Natlonalrat/Consell national 11.06.02 (Dringlichkeltsklausel- Clause d'ur• 
gence) 
ständerat/Consell des Etats 21.06.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Nationalrat/ConseU national 21.06.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Text des Erlasses (AS 20021643) 
Texte de racte leglslatlf (RO 2002 1643) 

Bundesgesetz Ober die Anpassung der kantonalen Bel­
träge für die lnnerkantonalen stationären Behandlungen 
nach dem Bundesgesetz vom 18. Mlrz 1994 Ober die 
Krankenversicherung 
Lol fed6rale sur l'adaptatlon des partlclpatlons cantona­
les aux coOts des traltements hospltallers dlspens6s 
dans le canton selon la lol f6d6rale du 18 mars 1994 sur 
l'assurance-maladle 

' Abstimmung - Vote 
F0r Annahme des Entwurfes •••• 189 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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02.0402 

Ref.2325 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Anpassung der kantonalen Beiträge ftlr die innerkantonalen stationären Behandlungen 
Adaptation des participations cantonales au financement des traitements hospitaliers 

Gegenstand / Objet du vote: 

Vote sur rensemble 

Abstimmung vom/ Vote du: 06.06.2002 11 :39:23 
Abate + R TI FehrHans . V ZH Kurrus 
Al!llll)i Wartmann + s ZH 1 Fehr Hans-Jilra + s SH Lachat 
Aeschbacher + E ZH Fehr Jacaueline . S ZH Lalive d'Enin:w 
Antille * R VS 
Baader Caspar 

0~ · Bader Elvira + 0 

Fehr Lisbeth . V ZH 
Fehr Marlo . S ZH 

'Fetz + S BS 

Laubacher 
Launer 
Leu 

, Banaa + s so ! FISCher-Seenaen 0 RAG Leuten-er Haio 
! Banaerter + R BE 1 Föhn . V SZ Leuteneruier SUsanne 
Baumann Alexander + V TG : Freund :• V AR Leuthard 
Baumann Ruedi + G BE FrevClaude + R NE LOl!llle 

! Baumann Ste11hanie + S BE !Gadlent + V GRi ! 1 ·•---'---er 
Beck . L VD Galli . C BE Malllard 

i Berberat + s NE .Garbani + s NE : Mahre 
: Bemasconl + R GE 'Germer ,+ G ZH !Marietan 
: Bezzola + R GR ! Giezendanner . V AG 1 Marti Werner 

Bioaer + V SG Glasson + R FR Martv Kälin 
· Bianasca . • TI 1 Glur . V AG, : Masno6 

Binder + V ZH Goß + s ZH • Mathvs 
! Blocher 0 V ZH 1 Graf + G BL i Maurer 

Borer 0 V so i Grobet + s GE • Maurv Pl!Slluier 
! Bortoluzzi 0 V ZH i Gross Andreas . S ZH Meier-Schatz 

Bosshard + R ZH , GrossJost + s TG! Menelrev Savarv 
Bruderer + s AG Guisan + R VD · Messmer 

· Brunner Toni + V SG 1 GOnter + s BE i MeverTirerese 
1 Btronon + V VD 1 Gutzwiller 0 R ZH . Mllmeli 
Bilhlmann + G LU i Gvsin Hans Rudolf . R BL • Muanv 

: BOhrer . R SH : Gv-.in Remo + s BS i Milller Erich 
cavam . s TI 
ChaDDUis + s FR 

1 Chevrier . C vs 

; Haerirui Binder + ~, Haller + 
Hlimmerle !+ 

1 Milller-Hernrni 
Nabholz 

i Neirvnck 
Christen + R VD Hassler + V GR • Oehr6 
Cina . C vs I Hebertein + R ZH , Pedrina 
Cuche ·+ G NE 1 Heaetschweiler . R ZH Pelli 
de Dardel + s GE Helm + C SO Pfister Theoolul 
Decurtins . C GR 1 Hess Berhard . 

• BE Poßa 
Donze + E BE i HessPeter + C ZG Raaaenbass 
Dormann Rosemarie + C LU 1 HessWalter . C SG Rant!MnP.r 
Dormond M,umA + s VD 1 Hofmann Urs + SAG i Rechsteiner Paul 
Dunant + V BS , Hoßenstein + G SG Rechsleiner-Basel 
DUPraz + R GE Hubmann + S ZH Rennwald 
Eberhard + C sz : lmfekl . C DIA Riklin 
EDl!l'S2!!Qi 0 R AG ; lmhof . C BL ! Robbiani 
F11nlv * L GE i Janlak + S BL : Rossini 
Ehrler . C AG , Joder . V BE ! Ruev 
FMelh<!rner + R NW 1 Jossen + s vs Salvi 
Estennann + C LU • Jutzet + SFR SandozMarceJ 
Fasel + G FR Kaufmann + V ZH !Schenk 
Fässlel' + s SG Keßer Robert + V ZH Scherer Marcel 
Fattebert + V VD l Kofmel . R so ScheurerRAmv 
Favre + R VD : Kunz + V LU 1 Schibli 

+ Ja/oui/si 
== nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / asserrte 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

1+ R BL 
·+ C JU 

* i R sz 
+ V LU: 
+ C FR 

:+ C LU 
' . R ZG 
+ S BL 

i+ C AG . C Al 
,+ C LU 
'+ S VD: 
,+ C GE 
1 • C VSi . 8 GL 
+ 8 ZH 

i • . TI 
0 V AG 

' . V ,ZH 
: . S GE 1 

+ C SG 
.+ G VD 
:+ R TG 
,+ C .FR 
i • V ZHi 
+ G GE . R ZH 

I+ 8 ZH 
i+ R ZH 
•• C VD 
·+ V BE 
+ s Tl: 

!+ R Tl 
+ V SG 
0 L GE 
+ C TG . R BS! 

! • s SG .. s BS! 
!+ s JU! 
i+ C ZH 
+ C Tl 

:+ 8 vs 
: . L VD 
+ s VDi 
+ R VD 

i+ V BE 
! • VIZGI .. L NE 
i+ V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas patt aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
• Gesamt/ Comolete / Tutto 
: ia/oui/si 125 
nein/non/no O i 

1 enth. / abst. / ast. 13 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 62 1 

Bedeutung Ja/ Signlfication de oul: 
Bedeutung Nein / Signification de non: 

Fraktion/ Grouoe / Grupoo 
i Ja/oui/sl 

nein / non / no 
enth. / abst / ast. 
entschuldigt/ excuse / scusato 

IC G 
23 10 

iO 0 
10 0 
i 12 0 

L R s: E V 
1 23 42 4 21 
0 0 0 0 0 
1 5 0 0 7 
4 14 10 1 17 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchlOer o V ZH 
Schmid OdBo + C vs 

: Schmied Walter + V BE 
· Schneider . R BE 
i Schwaab + s VD 
! Seßer Hansaeter . V BE 
. ~ + V AG 

Simoneschi-Cortesi + C Tl 
i SommaJUaa :+ S BE 
'SDl!Ck • V AG 
i Spielmann . 

• GE 
· Souhler . V TG 
Stahl + V ZH 

1 Stamm Luzi . V AG 
· Steinea0er . R UR 
i Steirler + R so 
: Strahm . S BE 
• Studer Heiner + E AG 
• Stumo + s AG 
Suter . R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + S ZH 
Theiler 0 R LU 
TDlmanns + s VD 

. Trioonez + R BE 
Tschäooät + S BE 

! TschunnM + R LU 
i VaUender 0 RAR 
Vaudroz Jean-Claude + C GE 

• Vaudroz Rene + R VD 
Vermot + S BE 
Voßmer + S BE 
Waber Chrislian + E BE 
Walker Felix +iC SG 
Walter Hanstöm .. ·v TG 
Wandfluh o V BE 
Wasserfaßen . R BE 
Weicelt + R SG 
w-neth . V BE 
Wldmer + 8 w 
Wirlrin +·c SG 
Wiederkehr . E ZHI 
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Wittenwiler . R SG 
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7kvadis + • VD 
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Ref.2397 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

Geschäft / Objet: 
Anpassung der kantonalen Beiträge fOr die innerkantonalen stationären Behandlungen 
Adaptation des participations cantonales au financement des traitements hospitaliers 

Gegenstand / Objet du vote: 

Clause d'urgence 

Abstimmung vom/ Vote du: 11.06.2002 11 :43:58 
Abate 

i Aeno6 Warlmann 
! l\eschbacher 
Antille 

1 Baader casoar 
BaderElvira 
HanOa 
Banaerter 

• Baumann Alexander 
! Baumann Ruedi 
Baumann stomhanie 
Beck 

• Berberat 
Bernasconl 
Bezzola 
Biaaer 
Bim1Mr.a 
Binder 
Blacher 
Borer 
Baltoluzzl 
Bosshard 
Bruderer 
Brunn er T oni 
BW!non 
Blihlmann 
Blihrer 
cavam 

: ChaDDUis 
Chevrier 

1 Christen 
1 Clna 
• CUche 
de Daroel 

• Decurtins 
Danze 
Darmann Rosemarle 
DarmondManvse 
Dunant 

! rnmraz 
Eberhard 

1 Eaerszeci 
Enntv 
Ehrler 
Engelberqer 
Estermann 
Fasel 
Fassler 
Fattebert 
Favre 

+ ja/oul/s1 
= nein / non / no 

+ R Tl FehrHans + V ZH 1 KumJs 
+ S ZH i Fehr Hans-Jllra + s SH Lachat 
+ e ZH Fehr Jacaue6ne + s ZH . Lalive d'Eainav 
+ R vs Fehr Lisbeth + V ZH , Laubacher 
+ V BL 1 Fehr Mario + S ZH ! Lauoer 
+ C so • Fetz + S BS 1 Leu 
+ s so : rJSCher-SeenQen + RAG ! Leuteneaaer Haio 
+ R BE Föhn 0 V SZ 1 Leuteneaaer Susanne 
= V TG Freund 0 V AR 1 Leuthard 
+ G BE FrevClaude + R NE Loenfe 
+ s BE Gadient + V GR • Lustenbemer 
+ L VD Galli + C BE MaDiard 
+ s NE Garbani + S NE 1 Maiire 
+ R GE Gemer + G ZH Maribl 
+ R GR Giezendanner + V AG Marti Werner 
+ V SG Glasson + R FR M11rtvKälln 

' . - TI Glur + V AG M11!mnfi 
+ V ZH, • GoU + S ZH Mathvs 
+ V ZH Graf + G BL Maurer 
= V so 1 Grobet . S GE Maurv PR'tl'luier 
+ V ZHI ! Grass Andreas + S ZH Meier-Schatz . R ZH: , GrossJost + S TG• Menerrev Savarv 
+ s AG Guisan + R VD Messrner 
+ V SG 1 Ganter . S BE Mever Therese . V VD GUI.ZWiller + R ZH Möraell 
+ G LU GYSin Hans Rudolf + R BL: Muanv 
+ R SH Gll!:in Remo + S BS MllllerErlch . s Tl Haerina Binder + S ZH MWler-Hemrnl 
+ s FR Haller + V BE 1 Nabholz 
+ C vs Hllmmelle + S GR NeiMlck 
+ R VD Hassler + V GR 10ehr6 . 
1 + 

0 

+ 

Heberlein + R ZH 
He<letschweiler !+ R ZH 
Heim + C so 

: HessBemard + • BE 

1 Pedrina 
Pelfi 

• Pfister TheoDhD 
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,+ e BE 1 Hess Peter + C ZG Raaaenbass 
+ C LU HessWaller + C SG: 1 Randeaaer 
+ s VD i Hofmann Urs + s AG 1 Rechstelner Paul 
+ V BS Hollenstein + G SG 1 Rechstelner-Basel 
+ R GE ! Hubmann + s ZH 1 Rennwald 
+ C SZ• ; lmfeld . C 0~: Riklin 
+ RAG lmhof + C BL Robbiani 
+ L GEI Janiak 1 + s BL Rossini 
+ C AG, Joder ! + V BE Ruev . R INllll Jossen + s vs Salvi 

1 + C LU Jutzet + s FR Sandoz Marcel 
+ G FR 1 Kaufmann = V ZH Schenk 
+ s SG ' Keller Robert + V ZH Scherer Marcel 
+ V vo 1 Kofmel . R so ! Scheurer Ri>mv 
+ R VD 1 Kunz + V LU i Schibß 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R BL 
+ C JU 
+ R SZ 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
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C AG 
+ C Al 
+ C LU 
+ s vo 
+ C GE 
+ C VS . S GL 
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• - Tl 
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+ R TG 
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+ s ZH . R ZH 
+ C VD 
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+ s Tl . R Tl 
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• ! C TG 

!+ R BS . s SG 
1 + s BS 

+ s JU . C ZH . C Tl 
+ s vs 

,O L VD 
+ s VD 
+ R VD 

1 + V BE 
! + V ZG 
·+ L NE 
i+ V IZH 

o enth. / abst. / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le pn§sldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ ComDlete / Tutto 1 Fraktion/ Groupe / Gruooo IC G L R s e V 
ja/oui/si 157 I 1 ia/ oul / sl 128 10 5 34 43 3 31 
nein / non / no 7 1 1 nein / non / no iO 0 0 0 0 0 7 
enth. / abst / ast. 6 1 

1 enth. / abst / ast. 10 0 1 2 1 0 2 
entschuldiat / excuse / scusato 30 1 1 entschukfiat / excuse / scusato 17i0 0 6 8 2 5 

Bedeutung Ja / Signlflcation de oui: 
Bedeutung Nein / Signification de non: 
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Sommaruaa + S BE 
Sneck. • V AG 

• snielmann + • GE 
SDuhler • V TG 

1 Stahl + V ZH 
! Slammluzi . V AG 
• Sleineaoer + R UR 
• Steiner + R SO 
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Bundesgesetz 
über die Anpassung der kantonalen Beiträge 
für die innerk.antonalen stationären Behandlungen 
nach dem Bundesgesetz über die Krankenversicherung 

vom 21. Juni 2002 (Stand am 9. Juli 2002) 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf Artikel 117 Absatz 1 der Bundesverfassung 1, 

832.14 

nach Einsicht in den Bericht der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 
des Ständerates vom 13. Februar 20022 

und in die Stellungnahme des Bundesrates vom 15. März 20023, 

beschliesst: 

Art.1 
1 In Abweichung von Artikel 49 Absätze 1 und 2 des Bundesgesetzes vom 18. März 
19944 über die Krankenversicherung beteiligen sich die Kantone mit folgenden 
Beträgen an den Kosten der innerk:antonalen stationären Behandlungen in 
Halbprivat- und Privatabteilungen von öffentlichen und öffentlich subventionierten 
Spitälern: 

a. ab dem 1. Januar 2002 60 Prozent der von den V ersicherem für Kantonsein­
wohnerinnen und -einwohner geschuldeten Tarife der allgemeinen Abteilung 
des jeweiligen Spitals; 

b. ab dem 1. Januar 2003 80 Prozent der von den Versicherern für Kantonsein­
wohnerinnen und -einwohner geschuldeten Tarife der allgemeinen Abteilung 
des jeweiligen Spitals; 

c. ab dem 1. Januar 2004 100 Prozent der von den Versicherern für Kantons­
einwohnerinnen und -einwohner geschuldeten Tarife der allgemeinen 
Abteilung des jeweiligen Spitals. 

2 Massgebend für die Höhe der kantonalen Beteiligung ist der Tag des Eintrittes in 
das Spital. 

Art.2 
1 Die Spitäler stellen den V ersicherem die um den Betrag der Kantonsbeteiligung 
reduzierte Rechnung zu. 
2 Die Regelung der Abrechnungsmodalitäten zwischen den Spitälern und den 
Kantonen ist Sache der Kantone. 

AS 20021643 
1 SR 101 
2 BBI 2002 4365 
3 BBI 2002 ... 
4 SR 832.10 
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832.14 Krankenversicherung 

Art.3 
1 Dieses Gesetz wird nach Artikel 165 Absatz 1 der Bundesverfassung als dringlich 
erklärt und untersteht nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe b der Bundesverfassung 
dem fakultativen Referendum. 
2 Es tritt rückwirkend auf den 1. Januar 2002 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 
2004. 
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Loi federale 
sur l'adaptation des participations cantonales aux couts 
des traitements hospitaliers dispenses dans Je canton 
seJon Ja Joi federale sur l'assurance-maladie 

du 21 juin 2002 (Etat le 9 juillet 2002) 

L'Assembleefederale de la Confederation suisse, 

vu l'art. 117, al. 1, de la Constitutionl, 
vu le rapport de 1a Commission de la securite sociale et de la sante publique 
du Conseil des Etats du 13 fevrier 20022, 

vu l'avis du Conseil federal du 15 mars 2002, 

arrete: 

Art.1 

832.14 

1 En derogation a l'art. 49, al. 1 et 2, de la loi federale du 18 mars 1994 sur 
l'assurance-maladie3, les cantons participent aux cotits des traitements hospitaliers 
dispenses sur leur territoire, en division semi-privee ou privee des hopitaux publics 
ou subventionnes par les pouvoirs publics, a raison de: 

a. a compter du 1 er janvier 2002, 60 % des tarifs dus par les assureurs pour les 
residants du canton pour la division commune de l'hopital concerne; 

b. a compter du 1 er janvier 2003, 80 % des tarifs payes par les assureurs pour 
les residants du canton pour la division commune de l'hopital concerne; 

c. a compter du 1 er janvier 2004, 100 % des tarifs payes par les assureurs pour 
les residants du canton pour la division commune de l'hopital concerne. 

2 Le jour de l' entree a l'hopital est determinant pour etablir la participation canto­
nale. 

Art.2 
1 Les hopitaux remettent la facture aux assureurs apres deduction de la participation 
du canton. 

2 Les cantons reglent les modalites de decompte entre eux-memes et les hopitaux. 

Art.3 
1 La presente loi est declaree urgente conformement a l'art. 165, al. 1, de la Consti­
tution. Elle est sujette au referendum en vertu de l'art. 141, al. 1, let. b, de la Cons­
titution. 

RO20021643 
1 RS 101 
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832.14 Assurance-maladie 

2 Elle entre en vigueur avec effet retroactif au }er janvier 2002 et a effet jusqu'au 
31 decembre 2004. 
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Legge federale 832.14 

sull' adeguamento dei contributi cantonali 
perle eure stazionarie all'interno dei Cantoni in base 
alla legge federale sull'assicurazione malattie 

del 21 giugno 2002 (Stato 9 luglio 2002) 

L 'Assemblea federale della Confederazione Svizz,era, 

visto l'articolo 117 capoverso 1 della Costituzione federale1; 

visto il rapporto del 13 febbraio 20022 della Commissione della sicurezza sociale e 
della sanita del Consiglio degli Stati; 
visto il parere del Consiglio federale del 15 marzo 2002 

decreta: 

Art.1 

1 In deroga all'articolo 49 capoversi 1 e 2 della legge federale del 18 marzo 19943 

sull' assicurazione malattie i Cantoni partecipano nella seguente misura alla copertu­
ra dei costi delle eure stazionarie prestate sul loro territorio nei reparti semiprivati o 
privati di ospedali pubblici o sussidiati dall'ente pubblico: 

a. a partire dal 1 ° gennaio 2002, 60 per cento delle tariffe richieste dal singolo 
ospedale agli assicuratori per la degenza nel reparto comune di persone resi­
denti nel Cantone; 

b. a partire dal 1 ° gennaio 2003, 80 per cento delle tariffe richieste dal singolo 
ospedale agli assicuratori per la degenza nel reparto comune di persone resi­
denti nel Cantone; 

c. a partire dal 1 ° gennaio 2004, 100 per cento delle tariffe richieste dal singolo 
ospedale agli assicuratori per la degenza nel reparto comune di persone resi­
denti nel Cantone. 

2 Per il calcolo della partecipazione cantonale fa stato il giorno d'entrata in ospedale. 

Art. 2 
1 Gli ospedali inoltrano le fatture agli assicuratori dopo aver dedotto la partecipazio­
ne cantonale. 
2 Le modalita del conteggio fra Cantoni e assicuratori sono" di competenza cantonale. 

RU20021643 
1 RS 101 
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832.14 Assicurazione contro le malattie 

Art.3 
1 La presente legge e dichiarata urgente conformemente all'articolo 165 capoverso 1 
della Costituzione federale e sottosta al referendum facoltativo in virtu dell'artico­
lo 141 capoverso 1 lettera b della Costituzione federale. 

2 Essa entra retroattivamente in vigore il 1 ° gennaio 2002 con effetto sino al 
31 dicembre 2004. 
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